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1.1 Aufgaben des  Mutterschutzes

Mit dem Gesetz zur Neuregelung des Mutterschutzrechts ist 
zum 1. Januar 2018 ein neues Mutterschutz ge setz in Kraft ge-
treten (Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit, in der 
Ausbildung und im Studium [MuSchG]), das sich an den Zielen 
eines modernen Mutterschutzes orientiert. Die Regelungen im 
früheren Mutterschutzgesetz stammten im Wesentlichen aus 
dem Jahr 1952. Seither hat sich die Arbeitswelt, aber auch die 
Erwerbstätigkeit der Frauen selbst grundlegend gewandelt.

Mit der Reform des Mutterschutzrechts werden neuere gesund-
heitswissenschaftliche Erkenntnisse umgesetzt und gesellschaft-
liche Entwicklungen beim Mutterschutz berücksichtigt. Dadurch 
wird zur Stärkung schwangerer und stillender Frauen am 
Arbeitsplatz entscheidend beigetragen.

Ein moderner Mutterschutz vereinigt zwei Zielset zungen: Er 
schützt die Gesundheit der schwangeren und stillenden Frau 
und ihres Kindes und ermöglicht ihr die Fortführung ihrer Er-
werbstätigkeit, soweit dies verantwortbar ist. 

Zudem soll der Mutterschutz insgesamt Benachteili gungen 
während der Schwangerschaft, nach der Ent bindung und in der 
Stillzeit, die sich aus der Umsetzung von mutterschutzrechtli-
chen Maßnahmen im Beschäftigungsverhältnis ergeben können, 
entgegenwirken. Bestehende Arbeitszeit- und Arbeitsschutzbe-
stimmungen werden berücksichtigt und die besondere Situation 
schwangerer und stillender Frauen wird ins Zentrum gerückt. 

1 Einführung
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Das Mutterschutzgesetz enthält hierzu besondere Vorschriften 
zur Arbeitsplatzgestaltung, zum Kündigungsschutz, zu Beschäfti-
gungsverboten außerhalb der Mutterschutzfristen unter Weiter-
zahlung des Arbeitsentgelts sowie zur finanziellen Unterstützung 
in Form des Mutterschaftsgeldes und des Ar beit geber zuschusses 
zum Mutterschaftsgeld während der Mutterschutzfristen. Rege-
lungen in anderen Arbeitsschutzgesetzen bleiben unberührt.

Diese Broschüre informiert Sie als Arbeitgeberin beziehungs-
weise Arbeitgeber ausführlich über Ihre Rechte und Pflichten 
zum Thema Mutterschutz und enthält im Anhang das seit dem 
1. Januar 2018 geltende Mutterschutzgesetz.

1.2 Wer ist verantwortlich für  
die Umsetzung des Mutterschutzes?

Verantwortlich für die Sicherstellung des Mutterschutzes sind 
vorrangig Sie als Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber. Es 
liegt bei Ihnen, die gesetzlichen Vor gaben des Mutterschutzge-
setzes zum Gesundheitsschutz, Kün digungs schutz und zum Leis-
tungsrecht zu beachten und umzusetzen. 

Die Mutterschutzvorgaben orientieren sich an den Schutzbe-
dürfnissen, die Frauen und ihr Kind typischerweise im Verlauf 
einer Schwangerschaft und in der Stillzeit haben.

Nachdem die Beschäftigte Sie über ihre Schwangerschaft oder 
Stillzeit informiert hat, ergreifen Sie auf Grundlage der bereits 
im Vorfeld von Ihnen erstellten Gefährdungsbeurteilung (siehe 
dazu die Ausführungen unter 2.1.1) der Arbeitsbedingungen die 
für Ihre Mitarbeiterin und für ihr (ungeborenes) Kind erforder-
lichen Schutzmaßnahmen. Dabei erhalten Sie Unterstützung 
durch Betriebs ärztinnen und -ärzte sowie durch Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit.
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Alles, was nach den Mutterschutzvorgaben die Gesundheit der 
schwangeren oder stillenden Frau oder die ihres Kindes ge-
fährden könnte, müssen Sie durch geeignete Schutzmaßnahmen 
ausschließen. Solange die Gesundheit der schwangeren oder 
stillenden Frau oder die ihres Kindes nicht gefährdet ist, spricht 
aber auch nichts gegen ihre Weiterbeschäftigung. 

Wichtiger Hinweis

Sie sind gesetzlich verpflichtet, die Mutterschutzvorgaben ein-
zuhalten und die erforderlichen Schutzmaßnahmen umzuset-
zen. Der Mutterschutz bedarf nicht der Zustimmung Ihrer Mit-
arbeiterin und muss von dieser auch nicht beantragt werden. 
Das bedeutet auch, dass Ihre Mitarbeiterin grundsätzlich nicht 
auf den Mutterschutz verzichten kann (Ausnahme: bestimm-
te arbeitszeitrechtliche Bestimmungen, vergleiche dazu die 
Ausführungen unter 2.2.3). Weitergehende Ausnahmen gelten 
arbeitszeitrechtlich nur für Schülerinnen und Studentinnen 
(vergleiche dazu die Ausführungen unter 1.4.2).

Wichtiger Hinweis

Die vorsätzliche oder fahrlässige Nichtbeachtung der 
mutterschutzrechtlichen Vorgaben kann mit einem Bußgeld 
bis zu 5.000 Euro, teilweise auch bis zu 30.000 Euro oder 
als Straftat geahndet werden.
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1.3 Was bringt eine  wirkungsvolle  
Umsetzung des Mutterschutzes für  
Ihr Unternehmen?

Eine gute und wirkungsvolle Umsetzung der mutterschutzrecht-
lichen Regelungen in Ihrem Unternehmen dient auch Ihren 
unter nehmerischen Interessen als familienfreundliche Arbeit-
geberin beziehungsweise familienfreundlicher Arbeitgeber.

Durch die frühzeitige Erstellung der Gefährdungs beurteilung im 
Rahmen der allgemeinen arbeitsschutzrechtlichen Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen stellen Sie sicher, dass die erforder-
lichen Schutzmaßnahmen unmittelbar nach Mitteilung Ihrer 
Mitarbeiterin über eine Schwangerschaft oder Stillzeit umgesetzt 
werden können, und vermeiden auf diese Weise Arbeitsunter-
brechungen, zum Beispiel durch ein vorläufiges Beschäftigungs-
verbot Ihrer Mitarbeiterin.

Wirkungsvolle Schutzmaßnahmen ermöglichen die 
Weiterbeschäf tigung Ihrer schwangeren oder stillenden Mit-
arbeiterin und Sie vermeiden kostenintensive schwangerschafts-
bedingte Mitarbeiterfluktuation. 

Kurze Pausen zum Ausruhen fördern zudem die Konzentration 
der Mitarbeiterin bei der Arbeit. Freistellungen für ärztliche 
Untersuchungen beziehungsweise zum Stillen ermöglichen 
es Ihrer Mitarbeiterin, ihren beruflichen und familiären Ver-
pflichtungen ohne Interessenkonflikt nachzukommen. Indem 
Sie verständnisvoll mit den Bedürfnissen der schwangeren oder 
stillenden Mitarbeiterinnen umgehen, steigern Sie deren Ver-
bundenheit und Identifikation mit Ihrem Unternehmen und die 
Motivation, nach der Entbindung möglichst frühzeitig wieder in 
den Beruf einzusteigen. 

Guter  Mutterschutz 
zahlt sich aus
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Durch die angemessene Information Ihrer gesamten Belegschaft 
über die Ergebnisse der Gefährdungs be ur teilung binden Sie 
Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Mutterschutz ein. 
Ziel sollte es sein, in allgemeiner Form für den Mutterschutz in 
Ihrem Betrieb zu sensibilisieren und Detailinformationen für 
Interessierte an geeigneter Stelle bereitzuhalten. So können Ihre 
Mitarbeiterinnen beziehungsweise Mitarbeiter Sie aktiv bei der 
Umsetzung der Schutzmaßnahmen unterstützen und auf die 
Belange schwangerer und stillender Kolleginnen angemessen 
Rücksicht nehmen.

Der offene Umgang mit dem Thema Mutterschutz stärkt 
das Verständnis innerhalb Ihrer Belegschaft für die Bedürfnis-
se der schwangeren und stillenden Mitarbei te rinnen und das 
Vertrauen darin, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in 
Ihrem Unternehmen einen hohen Stellenwert besitzt. 

Ein nachhaltiger und effektiver Mutterschutz kann die Fehl-
zeiten in Ihrem Betrieb senken. Darüber hinaus machen Sie Ihr 
Unter nehmen auf diese Weise attraktiv für qualifizierte Fach-
kräfte und steigern Ihre Konkurrenzfähigkeit durch bessere 
Mitarbeiterbindung. Der Mutterschutz bietet Ihnen eine gute 
Gelegenheit, Ihren Anspruch als familienfreundliche Arbeitgebe-
rin beziehungsweise Arbeitgeber mit Leben zu füllen.

Guter Mutterschutz zahlt sich aus.

1.4 Wen schützt das  Mutterschutzgesetz?

Eine Frau im Sinne des Mutterschutzgesetzes ist jede Person, die 
schwanger ist, ein Kind geboren hat oder stillt – unabhängig von 
dem in ihrem Geburts eintrag angegebenen Geschlecht.

1.4.1 Beschäftigte
Das Mutterschutzgesetz gilt zunächst für alle schwangeren und 
stillenden Frauen, die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
Entscheidend ist dabei, dass die Frau ein Beschäftigungsverhält-
nis in der Bundesrepublik Deutschland hat beziehungsweise auf 
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Wichtiger Hinweis

Sollten Sie Zweifel am Beschäftigtenstatus der stillenden oder 
 schwangeren Frau haben, können Sie sich an die Clearing-
stelle der Deutschen Rentenversicherung Bund (Postan-
schrift: DRV Bund, Clearingstelle, 10704 Berlin) zur Klärung 
ihres Beschäftigtenstatus wenden. 

Der Antrags vordruck kann – wie weitere Vordrucke zum 
Antragsverfahren – außerdem aus dem Internet abgeru-
fen werden: https://www.deutsche-rentenversicherung.de/
SharedDocs/Formulare/DE/Formularpakete/01_versicherte/ 
01_vor_der_rente/_DRV_Paket_Versicherung_Statusfeststel-
lung.html

Das Mutterschutzgesetz gilt damit grundsätzlich auch für alle 
Frauen,

• die in Teilzeit beschäftigt sind. Sie werden wie Vollbeschäftig-
te umfassend durch das Mutterschutzgesetz geschützt;

• die in einem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis (so­
genannter Minijob) arbeiten;

• mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen, zum Beispiel zur 
Erprobung oder zur Vertretung anderer Beschäftigter. Sie 
werden vom Mutterschutzgesetz während der Schwanger-
schaft und nach der Ent bindung so lange erfasst, wie das 
befristete Beschäf tigungs verhältnis besteht. Ein befristetes 
Beschäftigungsverhältnis endet auch bei Schwangerschaft, 
während der Schutzfrist nach der Entbindung und in der 
Elternzeit mit Ablauf der vereinbarten Zeit.

das jeweilige Beschäftigungsverhältnis deutsches Recht Anwen-
dung findet. Weder die Staatsangehörigkeit noch der Familien-
stand spielen eine Rolle.

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Formulare/DE/Formularpakete/01_versicherte/01_vor_der_rente/_DRV_Paket_Versicherung_Statusfeststellung.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Formulare/DE/Formularpakete/01_versicherte/01_vor_der_rente/_DRV_Paket_Versicherung_Statusfeststellung.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Formulare/DE/Formularpakete/01_versicherte/01_vor_der_rente/_DRV_Paket_Versicherung_Statusfeststellung.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Formulare/DE/Formularpakete/01_versicherte/01_vor_der_rente/_DRV_Paket_Versicherung_Statusfeststellung.html


10

Einführung

Wichtiger Hinweis

Der Mutterschutz gibt der Beschäftigten grundsätzlich keinen 
Anspruch auf Verlängerung eines befristeten Beschäftigungs-
verhältnisses. Soweit Sie die befristeten Beschäftigungs-
verhältnisse in Ihrem Betrieb jedoch verlängern, müssen 
Sie Benachteiligungen einer schwangeren oder stillenden 
Beschäftigten vermeiden. Es könnte beispielsweise eine un-
mittelbare Diskriminierung aufgrund der Schwangerschaft 
darstellen und damit unzulässig sein, alle befristeten Beschäf-
tigungsverhältnisse zu verlängern und sich nur im Hinblick auf 
das befristete Beschäftigungsverhältnis einer schwangeren 
oder stillenden Frau auf den Fristablauf zu berufen.

• Das Mutterschutzgesetz gilt bei einem von vornherein 
unbefristeten Beschäftigungsverhältnis mit einer Probezeit 
uneingeschränkt auch in der Probezeit.

• Berufsausbildungsverhältnisse sind in der Regel be fristete 
Beschäftigungsverhältnisse. Sie enden mit Ablauf der ver-
traglich vereinbarten Ausbildungszeit oder – bei vorzeitigem 
Bestehen der Abschlussprüfung – mit Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses durch den Prüfungsausschuss. Dies 
gilt auch bei Schwangerschaft. Die Frau kann aber vor der 
Abschlussprüfung beantragen, dass ihre Ausbil dungszeit 
verlängert wird, wenn die Verlängerung zum Beispiel wegen 
Fehlzeiten durch die Schwangerschaft erforderlich ist, um 
das Ausbildungsziel zu erreichen. Zuständig für die Ent-
scheidung über diesen Antrag sind diejenigen Stellen, die 
die Durchführung des Ausbildungsverhältnisses überwa-
chen, in der Regel die örtlichen Kammern. Wenn die Frau 
die Abschluss prüfung nicht besteht, kann sie auch eine 
Verlängerung bis zur nächstmöglichen Abschlussprüfung 
verlangen, höchstens aber eine Verlängerung um ein Jahr. 
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Es ist ferner möglich, dass Sie mit der Auszubildenden ein-
vernehmlich eine Vereinbarung über die Verlängerung des 
Ausbildungsverhältnisses treffen.

Unabhängig vom Beschäftigtenstatus erfasst das Mutter-
schutzgesetz darüber hinaus folgende Personengruppen:

• Frauen, die sich in der beruflichen Ausbildung befinden,

• Praktikantinnen im Sinne von § 26 des Berufsbildungs-
gesetzes,

• Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen beschäftigt sind,

• Frauen, die als Freiwillige im Sinne des Jugendfrei-
willigendienste gesetzes oder des Bundesfreiwilligendienst-
gesetzes tätig sind,

• Frauen, die als Mitglieder einer geistlichen Genossenschaft, 
Diakonissen oder Angehörige einer ähnlichen Gemeinschaft 
auf einer Planstelle oder aufgrund eines Gestellungsvertrages 
für diese tätig werden, auch während der Zeit ihrer dortigen 
außerschu lischen Ausbildung.

1.4.2 Schülerinnen und Studentinnen
Seit dem 1. Januar 2018 gilt das Mutterschutzgesetz auch für 
Schülerinnen und Studentinnen, soweit die Aus bildungsstelle 
Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungs ver anstaltung verpflichtend 
vorgibt oder sie ein im Rahmen der schulischen oder hoch-
schulischen Aus bildung verpflichtend vorgegebenes Praktikum 
(Pflichtpraktikum) ableisten. 
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Als Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber in der Privat-
wirtschaft müssen Sie vor allem wissen:

• Beschäftigen Sie eine schwangere oder stillende Schülerin 
oder Studentin im Rahmen eines Beschäftigungsverhält-
nisses, sind keine Besonderheiten zu beachten. Für diese 
Frauen gelten im Hinblick auf ihr Beschäftigungsverhältnis 
dieselben Mutterschutz regelungen wie für andere beschäf-
tigte schwangere oder stillende Frauen auch.

• Machen schwangere oder stillende Schülerinnen bezie-
hungsweise Studen tinnen in Ihrem Betrieb ein Pflichtprak-
tikum im Rahmen ihrer schulischen oder hochschulischen 
Ausbildung, müssen Sie für diese Praktikantinnen Besonder-
heiten im Mutterschutz beachten. Nähere Vorgaben können 
sich auch aus der Praktikumsverein barung ergeben, die Sie 
mit der jeweiligen (Fach-)Schule oder Hochschule abge-
schlossen haben.

Wichtiger Hinweis

Vergewissern Sie sich in Zweifelsfällen bei der Mutter  schutz-
Aufsichtsbehörde und bei der (Fach-)Schule oder Hochschule 
der schwangeren oder stillenden Frau über den Umfang Ihrer 
Mutterschutzpflichten.

1.4.3 Frauen mit anderen Erwerbstätigkeits verhältnissen
Mit Einschränkungen gilt das Mutterschutzgesetz auch für

• Entwicklungshelferinnen (mit Ausnahme der leistungsrecht-
lichen Regelungen der §§ 18 bis 22 MuSchG),
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• Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind, und ihnen Gleich-
gestellte im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsge-
setzes, soweit sie am Stück mitarbeiten, jedoch mit der Maß-
gabe, dass die §§ 10 und 14 MuSchG nicht und § 9 Absatz 1 bis 
5 MuSchG entsprechend auf sie anzuwenden sind (siehe im 
Einzelnen dazu die Ausführungen unter 2.5.2), und

• Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständig-
keit als arbeitnehmerähnliche Person anzu sehen sind (mit 
Ausnahme der leistungsrechtlichen Regelungen der §§ 18, 19 
Absatz 2 und § 20 MuSchG). Die Frauen müssen im Verant-
wortungsbereich der nach dem Mutterschutz verpflichteten 
Person („Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber“) tätig 
sein. Die Pflichten nach dem Mutterschutzgesetz gelten für 
die Arbeitgeberin beziehungsweise den Arbeitgeber nur inso-
weit, als sie in ihren/seinen Einflussbereich fallen.

1.4.4 Frauen, die nicht vom Mutterschutzgesetz  erfasst werden
Das Mutterschutzgesetz gilt grundsätzlich nicht für Selbststän-
dige (Ausnahme: Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Un-
selbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Person anzusehen 
sind), Organ mitglieder und Geschäftsführerinnen juristischer 
Personen oder Gesellschaften (soweit sie nicht überwiegend 
auch als Beschäftigte tätig sind).

Wichtiger Hinweis
Sollten selbstständige erwerbstätige Frauen für Ihren Betrieb 
arbeiten, könnten Sie diese gegebenenfalls in Ihre Informa-
tionsangebote zum Mutterschutz für Ihre Beschäftigten ein-
beziehen und sie auf diese Weise über mögliche Gefährdungen 
unterrichten, die in Ihrem Betrieb für Frauen in Schwanger-
schaft und Stillzeit bestehen.



14

Einführung

Für Beamtinnen, Richterinnen und Soldatinnen gelten besonde-
re Regelungen, die im Beamtenrecht beziehungsweise in der 
Mutterschutzver ordnung für Soldatinnen festgelegt sind. Tarif-
beschäftigte im öffent lichen Dienst fallen dagegen unter das 
Mutterschutzgesetz.

Adoptivmütter werden nicht vom Mutterschutzgesetz erfasst, da 
diese nicht in den mutterschutzrechtlichen Schutzbereich fallen, 
der im Zusammenhang mit dem Verlauf von Schwangerschaft, 
Entbindung und Stillzeit besteht.

1.5 Wann beginnt der Mutterschutz  
und wie lange gilt er?

Das Mutterschutzgesetz schützt die Gesundheit der Frau und 
ihres Kindes am Arbeits-, Ausbildungs- und Studien platz 
während der Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der 
Stillzeit. Damit Sie gut vorbereitet sind, müssen Sie bereits vor 
und unabhängig von der Mitteilung der Schwangerschaft Ihrer 
Mitarbeiterinnen im Rahmen des allgemeinen Arbeitsschutzes 
mutterschutzrechtlich tätig werden (siehe dazu 2.1).

Für die einzelne Frau beginnt der Mutterschutz ab Beginn der 
Schwangerschaft und dauert bis nach der Entbindung und bis 
zum Ende der Stillzeit. Der wirkungsvolle Schutz der Gesundheit 
Ihrer schwangeren oder stillenden Mitarbeiterin und ihrem Kind 
setzt voraus, dass Sie von der Schwangerschaft beziehungswei-
se der Stillzeit Kenntnis haben. Daher sollte Ihre Mitarbeiterin 
Sie möglichst frühzeitig über ihre Schwangerschaft und den 
voraussichtlichen Entbindungstag oder darüber, dass sie stillt, 
informieren. Verpflichtet ist sie dazu allerdings nicht.

Sobald Ihnen Ihre Beschäftigte ihre Schwangerschaft mitteilt, 
sind Sie verpflichtet, die Arbeitsbedingungen konkret für die 
Beschäftigte mutterschutzgerecht auszugestalten (eingehender 
dazu unter 2.2).
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Wichtiger Hinweis

Unabhängig von dieser Mitteilung gilt bereits ab Beginn der 
Schwangerschaft der besondere Kündigungsschutz für Ihre 
Mitarbeiterin (vergleiche dazu die Ausführungen unter 4).

Im Fall einer Fehlgeburt oder eines Schwangerschafts abbruchs 
endet der Mutterschutz grundsätzlich mit dem Ende der 
Schwangerschaft. Sollte Ihre Mitarbei terin nach der zwölften 
Schwangerschaftswoche eine Fehlgeburt erleiden, gilt der be-
sondere Kündigungsschutz bis zum Ablauf von vier Monaten 
nach der Fehlgeburt (vergleiche dazu die Ausführungen unter 4). 
Bei einer Totgeburt oder dem Tod des Kindes gelten die mutter-
schutzrechtlichen Schutzbestimmungen grund sätzlich in vollem 
Umfang (zu Besonderheiten im Hinblick auf die Schutzfrist nach 
der Entbindung vergleiche dazu die Ausführungen unter 2.3.3).

1.6 Weitere Regelungen mit Bezug  
zum Mutterschutz

Neben dem Mutterschutzgesetz hat der Gesetzgeber zahlrei-
che weitere Bestimmungen erlassen, um den gesundheitlichen 
Schutz gebärfähiger, schwangerer und stillender Frauen sowie 
ihres Kindes vor Gefährdungen, Überforderung und vor der Ein-
wirkung von Gefahrstoffen am Arbeitsplatz zu gewährleisten.

Regelungen zum Schutz finden sich unter anderem in folgenden 
gesetzlichen Vorschriften:

• Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV)

• Biostoffverordnung (BioStoffV)

• Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)

• Röntgenverordnung (RöV)

• Strahlenschutzverordnung (StrlSchV)
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2.1 Vor Mitteilung einer  Schwangerschaft

Bereits vor der Mitteilung der Schwangerschaft Ihrer Mitarbeite-
rinnen müssen Sie mutterschutzrechtlich tätig werden.

2.1.1 Allgemeine Gefährdungsbeurteilung
Unabhängig davon, ob Sie gerade eine schwangere oder stillen­
de Frau beschäftigen, müssen Sie im Rahmen der allgemeinen 
arbeitsschutzrechtlichen Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
auch Gefährdungen prüfen, denen eine schwangere oder stillende 
Frau oder ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann, und ermitteln, 
ob mutterschutzrechtliche Schutzmaßnahmen erforderlich sind.

Der Ausschuss für Mutterschutz hat eine Regel zur Gefährdungs-
beurteilung im Bereich des Mutterschutzes veröffentlicht. Sie 
soll Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber dabei unterstützen, die 
mutterschutzrechtliche Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. 
Die Regel findet sich auf folgender Internetseite: https://www.
ausschuss-fuer-mutterschutz.de/arbeitsergebnisse/regeln.

2 Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz

https://www.ausschuss-fuer-mutterschutz.de/arbeitsergebnisse/regeln
https://www.ausschuss-fuer-mutterschutz.de/arbeitsergebnisse/regeln
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Wichtiger Hinweis

Sie sind gesetzlich verpflichtet, die Ergebnisse 
der Gefähr dungs beur teilung im Hinblick auf den Mutter-
schutz und den Bedarf an erforderlichen Schutzmaßnahmen 
zu doku mentieren und die gesamte Belegschaft, auch männ-
liche Mitarbeiter, hierüber zu informieren. Damit soll sicher-
gestellt werden, dass auch Vorgesetzte wissen, ob im Fall einer 
Schwangerschaft oder des Stillens Gefahren für die Frau oder 
ihr Kind bestehen, und entsprechend reagieren können.

2.1.2 Aushang des Mutterschutzgesetzes
Beschäftigen Sie in Ihrem Betrieb oder Verwaltung regelmäßig 
mehr als drei Frauen, ist es Ihre Aufgabe, eine Kopie des Mutter-
schutzgesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder 
auszuhängen. Alternativ können Sie das Gesetz in einem elektro-
nischen Verzeichnis jederzeit für Ihre Beschäftigten zugänglich 
machen.

Sind Sie Auftraggeberin beziehungsweise Auftraggeber für eine 
in Heimarbeit beschäftigte Frau oder Zwischenmeisterin be-
ziehungsweise Zwischenmeister für eine ihr Gleichgestellte, 
müssen Sie darauf achten, dass in den Räumen der Ausgabe oder 
Abnahme von Heimarbeit eine Kopie dieses Gesetzes an geeig-
neter Stelle zur Einsicht aus gelegt oder ausgehängt ist oder das 
Gesetz in einem elektro nischen Verzeichnis jederzeit für Ihre 
Beschäf tigten zugänglich gemacht wird.
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2.2 Während der  Schwangerschaft

Ihre Mitarbeiterin sollte Sie möglichst frühzeitig über ihre 
Schwangerschaft und den voraussichtlichen Ent bindungstag 
oder darüber, dass sie stillt, informieren. Verpflichtet ist sie dazu 
allerdings nicht. Auch über den Zeitpunkt der Mitteilung kann 
Ihre Mitarbeiterin selbst entscheiden. Je früher sie Sie von ihrer 
Schwangerschaft oder der Tatsache, dass sie stillt, unterrichtet, 
desto besser können Sie einen wirkungsvollen Mutterschutz 
sicherstellen. Denn gerade in den ersten drei Monaten der 
Schwanger schaft können Gefährdungen für das ungeborene 
Kind bestehen.

Die Verpflichtung zur Festlegung und Umsetzung der konkreten 
Schutzmaßnahmen besteht für Sie grundsätzlich erst mit der 
Mitteilung der schwangeren Frau (auch eines Boten), und nicht 
bereits bei Gerüchten im Betrieb oder eigenen Wahrnehmungen 
(zum Beispiel bei einer mutmaßlich erkennbaren Schwanger-
schaft). In Zweifelsfällen sollten Sie die Frau jedoch in geeigneter, 
gegebenenfalls auch allgemein gehaltener Form über die Folgen 
eines Versäumnisses der Schwangerschaftsmitteilung unterrich-
ten (zum Beispiel bei Gelegenheit in einem Mitarbeitergespräch 
oder auch im Rahmen einer an die gesamte Belegschaft gerich-
teten Unterrichtung über die anlassunabhängige Gefährdungs-
beurteilung).

Schwanger schafts­
mit teilung Ihrer 
Mitarbeiterin
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Wichtiger Hinweis

Wenn Ihnen die mündliche Information nicht genügt, können 
Sie ein ärztliches Zeugnis oder das Zeugnis einer Hebamme 
beziehungsweise eines Ent bindungspflegers als Nachweis 
über Schwangerschaft und voraussichtlichen Entbindungs-
termin verlangen. Die Kosten für dieses Zeugnis müssen Sie als 
Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber allerdings selbst 
übernehmen. 

Die Vorlage des Mutterpasses dürfen Sie dagegen nicht ver-
langen, da dieser sensible Informationen über den Gesund-
heitszustand der Frau und ihres Kindes enthält, die für den 
Nachweis der Schwangerschaft nicht erforderlich sind. Die 
Vorlage des Mutterpasses zu verlangen, ist datenschutzrecht-
lich unzulässig.

Sie dürfen die Informationen über Schwangerschaft und Still-
zeit Ihrer Mitarbeiterin nicht unbefugt an Dritte weitergeben. 
Tun Sie es fahrlässig oder vorsätzlich doch, kann dies mit 
einem Bußgeld bis zu 5.000 Euro  geahndet werden. Zulässig 
und geboten ist hingegen die Weitergabe dieser Informatio-
nen an die Personen in Ihrem Betrieb, die mit der Ausführung 
und Umsetzung der Schutzmaßnahmen betraut sind, wie zum 
Beispiel Betriebsärztinnen beziehungsweise -ärzte, Fach kräfte 
für Arbeitsschutz sowie Vorgesetzte der schwangeren oder 
stillenden Frau.

Bei Bewerbungen müssen Frauen ihre Schwangerschaft 
allerdings auch auf Befragen im Bewerbungsgespräch oder 
-verfahren nicht offenbaren.
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2.2.1 Mitteilung an die Aufsichtsbehörde
Sie sind durch Gesetz verpflichtet, der zuständigen Aufsichts-
behörde unverzüglich die Schwangerschaft Ihrer Mitarbeiterin 
mitzuteilen. Die zuständigen Aufsichtsbehörden sind zum Bei-
spiel die Arbeitsschutz- oder Gewerbeaufsichtsämter in den 
einzelnen Bundes ländern (vergleiche dazu auch die Ausführun-
gen unter 5 und 6).

Wichtiger Hinweis

In der Mitteilung an die zuständige Aufsichtsbehörde können 
Sie auch Angaben über die Art und den zeitlichen Umfang der 
Beschäftigung Ihrer schwangeren Mitarbei terin machen. Dies 
erspart unnötige Rückfragen der Aufsichtsbehörde.

2.2.2 Persönliches Gespräch mit Ihrer schwangeren Mitarbeiterin
Hat Ihre Mitarbeiterin Sie über ihre Schwangerschaft informiert, 
müssen Sie sie über die Ergebnisse Ihrer Gefährdungsbeurtei-
lung und über die damit gegebenenfalls verbundenen erforderli-
chen Schutzmaßnahmen unterrichten. Zudem müssen Sie Ihrer 
Mitar beiterin ein persönliches Gespräch über weitere Anpassun-
gen ihrer Arbeitsbedingungen, die ihren Bedürfnissen während 
der Schwangerschaft ent sprechen, anbieten. Sollte Ihre Mitarbei-
terin kein Interesse an einem solchen Gespräch haben, halten 
Sie Angebot und Ablehnung für das Gespräch schriftlich fest. 
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Wichtiger Hinweis

Das Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
informiert umfassend zum Thema familienfreundliche Per-
sonalpolitik. Praxisnahe Leitfäden zum Beispiel zu flexiblen 
Arbeitszeiten oder mobilem Arbeiten unterstützen Personal-
verantwortliche bei der Umsetzung. Informationen dazu gibt 
es unter www.erfolgsfaktor-familie.de.

2.2.3 Zulässige Arbeitszeiten während der  Schwangerschaft
Der Mutterschutz soll es der schwangeren Frau erleichtern, 
ihre Berufstätigkeit mit den besonderen Anforderungen und 
ihrer besonderen Situation in der Schwangerschaft, nach der 
Entbindung und während der Stillzeit vereinbaren zu können. 
Ein wichtiger Bestandteil sind dabei die Regelungen zum arbeits­
zeitlichen Gesundheitsschutz.

Zunächst stellt der Mutterschutz sicher, dass die Frau auch in 
ihrer Berufstätigkeit (Vorsorge­)Untersuchungen in Anspruch 
nehmen kann. Ihre Mitarbeiterin ist zwar gehalten, Termine 
dafür außerhalb der Arbeitszeit zu vereinbaren. Ist dies jedoch 
nicht möglich, kann sie von Ihnen als Arbeitgeberin beziehungs-
weise Arbeitgeber verlangen, dass sie für Untersuchungen frei-
gestellt wird, die im Rahmen der Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Schwangerschaft und Mutterschaft er-
forderlich sind.

Bei Gleitzeitregelungen sind die Zeiten zur Durchführung von 
Untersuchungen dann als Arbeitszeiten zu werten, wenn Ihrer 
Mitarbeiterin unter Berücksichtigung des jeweiligen Gleitzeit-
rahmens nicht zugemutet werden kann, die für die Untersu-
chungen aufgewendete Zeit vor- oder nachzuarbeiten.

Arbeitszeitlicher 
Gesundheitsschutz

Freistellung für 
Untersuchungen

http://www.erfolgsfaktor-familie.de
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Durch die Freistellung darf bei der schwangeren Mitarbeiterin 
kein Entgeltausfall eintreten. Freistellungszeiten sind weder 
vor- noch nachzuarbeiten. Sie werden nicht auf Ruhepausen an-
gerechnet, die im Arbeitszeitgesetz oder in anderen Vorschriften 
festgelegt sind.

Das Mutterschutzgesetz beinhaltet zudem eine Reihe von Be-
stimmungen, die die zulässige Arbeitszeit in der Schwanger­
schaft regu lieren. Diese Regelungen sollen die Schwangere vor 
körperlicher Über forderung, Erschöpfungserscheinungen und 
psychischen Belastungen schützen. 

Dies geschieht insbesondere

• durch die Begrenzung der zulässigen Mehrarbeit,

• durch die Festlegung einer zwingend geltenden Mindest-
ruhezeit und

• durch Vorgaben zur Lage der Arbeitszeiten insbesondere 
nach 20.00 Uhr und sonn- und feiertags.

Sie dürfen Ihre schwangere Mitarbeiterin nicht mehr als maximal 
achteinhalb Stunden täglich oder 90 Stunden pro Doppelwoche 
beschäftigen. Ist sie jünger als 18 Jahre, darf sie höchstens acht 
Stunden täglich oder 80 Stunden in der Doppelwoche arbeiten. 
In die Doppelwoche werden die Sonntage eingerechnet. Gesetz-
liche Ruhepausen sowie die Fahrzeit (Wohnung – Arbeitsstelle) 
sind grundsätzlich keine Arbeitszeit (Ausnahme: bei Beschäftig-
ten ohne festen Arbeitsort). Zudem dürfen Sie Ihre schwangere 
Mitarbeiterin nicht in einem Umfang beschäftigen, der die ver-
traglich vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit im Durchschnitt 
des Monats übersteigt.

Mit dieser Regelung sollen bestehende Zeitarrangements für 
schwangere Frauen möglichst gewahrt bleiben, um während der 
Schwangerschaft Stressbelastungen zu vermeiden, die durch un-
gewohnte Zeitabläufe verursacht werden können.

Entgelt bei 
Freistellung

Besondere 
 Regelungen 
zur zulässigen 
Arbeitszeit

Höchstarbeitszeit
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Beispiel

Es besteht eine vertragliche Arbeitszeit von 20 Wochen-
stunden. Um ein Projekt abschließen zu können, vereinbaren 
Sie mit Ihrer Mitarbei terin, dass sie für zwei Wochen in Folge 
40 Wochenstunden arbeitet. Eine solche Vereinbarung ist 
grundsätzlich auch in der Schwangerschaft zulässig, wenn 
die Mitarbeiterin zum Ausgleich in zwei anderen Wochen des 
Monats frei hat. Denn dann übersteigt ihre Arbeitszeit im 
Durchschnitt des Monats nicht 20 Wochen stunden.

Bei der Ermittlung der vertraglich vereinbarten wöchentlichen 
Arbeitszeit ist Folgendes zu beachten:

• Auch im Rahmen von (qualifizierten) Gleitzeitmodellen dürfen 
schwangere und stillende Frauen grundsätzlich keine Minus-
stunden abbauen oder Überstunden über den Kalendermo-
nat hinaus aufbauen, da auch bei Gleitzeitvereinbarungen 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes keine Überschreitung 
der vertraglich vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit er-
laubt ist.

• Gleiches gilt in der Ansparphase bei Langzeit  oder Lebens­
arbeitszeitkonten, mit denen über einen begrenzten Zeitraum 
eine längere wöchentliche Arbeitszeit vertraglich vereinbart 
wird.

• Arbeit auf Abruf gilt als Teil der vertraglich vereinbarten 
Arbeitszeit und nicht als Mehrarbeit.
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• Soweit die bisher tatsächlich von Ihrer Mitarbeiterin ge-
leistete Arbeitszeit (nachweislich geübte Praxis) regelmäßig 
die schriftlich vereinbarte Arbeitszeit überstiegen hat, kann 
in Einzelfällen die üblicherweise geleistete Arbeitszeit als 
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit zu werten sein, wenn die 
Ausübung der Arbeit den Gepflogenheiten der Branche ent-
spricht und damit nach der regelmäßig geübten Praxis für 
die schwangeren Frauen tatsächlich keine höhere Mehrbelas­
tung vorliegt.

Ist Ihre Mitarbeiterin auch noch bei anderen Arbeitgeberinnen 
beziehungsweise Arbeitgebern beschäftigt, sind die Arbeitszeiten 
zusammen zurechnen. Über Arbeitszeiten bei anderen Arbeitge-
berinnen beziehungsweise Arbeitgebern muss Ihre Mitarbeiterin 
Sie informieren.

Vorrangig sollte die Kürzung der Stundenanzahl in der Weise 
erfolgen, wie sich die Arbeitgeberinnen beziehungsweise Arbeit-
geber unter Berücksichtigung des Wunsches der Mitarbeiterin 
geeinigt haben. Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen die 
erforderlichen Arbeitszeitkürzungen nach § 29 Absatz 3 Satz 1 
MuSchG anordnen, die die Arbeitgeberinnen beziehungsweise 
Arbeitgeber zur Erfüllung ihrer Pflicht nach § 4 Absatz 1 Satz 5 
MuSchG zu treffen haben.

Sie müssen ferner Ihrer schwangeren Mitarbeiterin nach Been-
digung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens elf Stunden gewähren.

Mindest ruhezeiten

Beispiel

Ihre Mitarbeiterin hat bis 20.00 Uhr gearbeitet. Am Folgetag 
dürfen Sie sie frühestens wieder um 7.00 Uhr mit der Arbeit 
beginnen lassen.
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Schließlich gibt es im Mutterschutzgesetz verschiedene Vor-
schriften, die die Lage der Arbeitszeiten branchenunabhängig 
regulieren und den schwangeren Frauen zum Teil gesetzliche 
Mitspracherechte einräumen.

Schutz­
bestimmungen zur 
Lage der Arbeits­
zeiten

Wichtiger Hinweis

Vor allem die Schutzregelungen zur Beschäftigung zwischen 
20.00 und 22.00 Uhr oder an Sonn- und Feiertagen haben sich 
mit dem Inkrafttreten des neuen Mutterschutzgesetzes zum 
1. Januar 2018 geändert. Die zuständige Aufsichtsbehörde 
berät Sie gerne.

Grundsätzlich ist die Beschäftigung von schwangeren Frauen 
nach 20.00 Uhr nicht zulässig. Daher müssen Sie hierfür eine 
Genehmigung bei der zuständigen Aufsichtsbehörde beantra-
gen und die hier nachfolgend aufgeführten Voraussetzungen 
erfüllen. Liegen diese vor, dürfen Sie Ihre Mitarbeiterin bereits 
ab Antragstellung zwischen 20.00 und 22.00 Uhr beschäftigen, 
solange der Antrag nicht abgelehnt oder die Beschäftigung von 
der Behörde vorläufig untersagt wird.

Zwischen 20.00 und 22.00 Uhr dürfen Sie Ihre schwangere Mit-
arbeiterin nur beschäftigen, wenn

• sie sich dazu ausdrücklich bereit erklärt,

• nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Beschäf tigung bis 
22.00 Uhr spricht,

• insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 
schwangere Mitarbeiterin und ihr Kind durch Alleinarbeit 
ausgeschlossen ist, 

• Sie einen vollständigen Antrag bei der zuständigen Auf-
sichtsbehörde gestellt haben.

Arbeiten zwischen 
20.00 und 22.00 Uhr 
Mitspracherecht und 
Gesundheitsschutz 
Schwangerer 
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Alleinarbeit liegt vor, wenn nicht gewährleistet ist, dass Ihre 
schwangere Beschäftigte jederzeit ihren Arbeitsplatz verlassen 
oder Hilfe erreichen kann. Dies gilt für Ihren gesamten räumli-
chen Verantwortungsbereich. Also zum Beispiel nicht nur inner-
halb, sondern auch außerhalb Ihres Betriebsgeländes. 

Alleinarbeit liegt dagegen nicht vor, wenn während der Be-
schäftigung jederzeit eine andere Person verfügbar ist, die der 
schwangeren Frau helfen kann. Frauen, die in Heimarbeit oder 
Telearbeit beschäftigte sind, sind von dieser Regelung ausge-
nommen. Sie können ihren Arbeitsplatz grundsätzlich jederzeit 
verlassen.

Wichtiger Hinweis

Dem Antrag sind die Dokumentation der Gefährdungsbe-
urteilung der Arbeitsbedingungen, der festzulegenden Schutz-
maßnahmen und das Gesprächsangebot mit der Mitarbeiterin 
beizufügen. Lehnt die Aufsichtsbehörde den Antrag nicht 
innerhalb von sechs Wochen nach Eingang des vollständigen 
Antrags ab, gilt die Genehmigung als erteilt. Auf Ihr Verlan-
gen bescheinigt Ihnen dies die Aufsichtsbehörde. 

Ihre schwangere Mitarbeiterin kann ihr Einverständnis, zwi-
schen 20.00 und 22.00 Uhr arbeiten zu wollen, jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

Eine Beschäftigung nach 22.00 Uhr (bis 6.00 Uhr) ist hingegen 
grundsätzlich verboten. Nur in besonders begründeten Einzel-
fällen kann die zuständige Aufsichtsbehörde dies bei Vorliegen 
der oben genannten Voraussetzungen bewilligen. Ohne die 
ausdrückliche Genehmigung darf die schwangere Frau nach 
22.00 Uhr nicht beschäftigt werden.

Verbot der Nacht­
arbeit
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An Sonn  und Feiertagen dürfen Sie Ihre schwangere Mitarbeiterin 
nur dann beschäftigen, wenn

• sie sich dazu ausdrücklich bereit erklärt,

• eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot der Arbeit an 
Sonn- und Feier tagen nach § 10 des Arbeitszeit gesetzes 
zugelassen ist,

• ihr in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene 
Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag 
gewährt wird und

• insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 
schwangere Mitarbeiterin oder ihr Kind durch Alleinarbeit 
ausgeschlossen ist.

Ihre schwangere Mitarbeiterin kann ihre Bereitschaft zur Arbeit 
an Sonn- und Feiertagen jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen.

Arbeit an Sonn­ und 
Feiertagen

Wichtiger Hinweis

Im Unterschied zur Beschäftigung nach 22.00 Uhr, die in 
vielen Fällen eine unverantwortbare Gefährdung für die Frau 
und ihr Kind darstellt und daher von der Aufsichts behörde nur 
in Einzelfällen genehmigt werden kann, wird bei der Beschäfti-
gung zwischen 20.00 und 22.00 Uhr davon ausgegangen, dass 
die Aufsichtsbehörde diese in der Regel genehmigen kann. 
Nur in Einzelfällen wird eine vorläufige Untersagung der Be-
schäftigung beziehungsweise eine Ablehnung des Antrags auf 
Erteilung der Genehmigung in diesem Zeitraum erforderlich 
sein. Deswegen gilt seit dem 1. Januar 2018 ein vereinfachtes 
Genehmigungsverfahren für die Beschäftigung zwischen 20.00 
und 22.00 Uhr. 
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Wichtiger Hinweis

Wenn Sie beabsichtigen, Ihre Mitarbeiterin an Sonn- oder 
Feiertagen zu beschäftigen, müssen Sie dies der zuständigen 
Aufsichtsbehörde unverzüglich mitteilen. Sie können diese 
Mitteilung bereits zusammen mit der Mitteilung über die 
Schwangerschaft Ihrer Mitarbeiterin machen.

2.2.4 Mutterschutzgerechte Arbeitsbedingungen während 
der Schwangerschaft
Ein weiterer wichtiger Bestandteil des Mutterschutzes sind die 
Regelungen zum betrieblichen Gesundheitsschutz. Es ist Ihre Auf-
gabe, Ihre Mitarbeiterin so zu beschäftigen und deren Arbeits-
platz so ein zurichten, dass sie und ihr Kind vor Gesundheitsge-
fährdungen  ausreichend geschützt sind.

Unabhängig von der konkreten Tätigkeit müssen Sie dafür 
Sorge tragen, dass Ihre schwangere Mitarbeiterin ihre Tätigkeit 
am Arbeitsplatz, soweit es für sie erforderlich ist, jederzeit kurz 
unterbrechen kann, ohne dass dadurch gefährliche Situationen 
für sie oder Dritte entstehen oder die damit verbundene Unter-
brechung von Arbeitsprozessen sie unangemessen in Stress 
versetzen kann. 

Darüber hinaus müssen Sie es ihr ermöglichen, sich während 
der Pausen und Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten Be-
dingungen hinlegen, hinsetzen und ausruhen zu können. Diese 
zusätzlichen Unter brech ungen dürfen sich nicht mindernd auf 
ihr Einkommen auswirken und müssen auch nicht nachgearbei-
tet werden.

Sie müssen bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen alle 
aufgrund der Ergebnisse Ihrer Gefährdungsbeur teilung er-
forderlichen Maßnahmen für den Schutz der physischen und 
psychischen Gesundheit Ihrer Mitar beiterin sowie der ihres 
Kindes treffen. Sie haben die Maßnahmen auf ihre Wirksam-
keit zu überprüfen und erforderlichenfalls den sich ändernden 

Betrieblicher 
Gesundheitsschutz

Ruhe möglichkeiten



Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

29

Gegebenheiten anzupassen. Soweit es nach den Vorschriften 
des Mutterschutzgesetzes verantwortbar ist, müssen Sie Ihrer 
Mitarbeiterin auch während der Schwangerschaft ermöglichen, 
ihre beruflichen Tätigkeiten fortzusetzen. Nachteile aufgrund der 
Schwangerschaft sollen vermieden oder ausgeglichen werden.

Allgemein sind Sie gesetzlich verpflichtet, für Ihre schwange-
re Mitarbeiterin und deren Kind unverantwortbare Gefährdungen 
auszuschließen. Eine unverantwortliche Gefährdung besteht, 
wenn 1. eine Gefährdung im arbeitsschutzrechtlichen Sinne vor-
liegt, 2. diese einen hinreichenden Bezug zur Schwangerschaft 
aufweist und 3. sie unverantwortbar ist.

• Wie im Arbeitsschutz versteht man unter Gefährdung 
die Möglich keit einer Gesundheitsbeeinträch tigung ohne be-
stimmte Anfor derungen an ihr Ausmaß oder ihre Eintritts-
wahrscheinlichkeit.  
 
Diese Gefährdung muss einen hinreichenden Bezug zur aus­
geübten beruflichen Tätigkeit aufweisen. Dies setzt voraus, 
dass bei Frauen, die unter bestimmten Arbeitsbedingun-
gen arbeiten, im Vergleich zu Frauen, die den betreffenden 
Arbeitsbedingungen nicht aus gesetzt sind, eine signifikant 
erhöhte Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer gesundheitli-
chen Beeinträchtigung besteht. Gefährdungen, die außerhalb 
des Arbeitsumfelds und unabhängig von den beruflichen 
Tätigkeiten in gleicher Weise bestehen (allgegenwärtige Ge-
fährdungen), werden nicht erfasst.  
 
Dementsprechend löst beispielsweise die Möglichkeit, 
dass Ihre Mitarbeiterin an einer Infektion erkrankt, keine 
mutterschutzrechtlichen Schutzmaßnahmen aus, soweit die 
Erkrankungs wahrscheinlichkeit am Arbeitsplatz gegenüber 
der Erkrankungswahrscheinlichkeit außerhalb des Arbeits-
umfelds (zum Beispiel beim Einkaufen) nicht erhöht ist. 
In diesen Fällen stellt sich die Gefährdung als allgemeines 
Lebensrisiko dar, deren Vermeidung grundsätzlich außerhalb 
Ihrer Verantwortlichkeit liegt. 

Ausschluss 
von unver ant­
wortbaren 
Gefährdungen

Bezug zur ausge­
übten beruflichen 
Tätigkeit
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• Des Weiteren muss die Gefährdung einen hinreich enden 
Bezug zur Schwangerschaft aufweisen. Dieser Bezug ist dann 
gegeben, wenn die Gesundheit der Frau mutterschutzspezi­
fisch oder die Gesundheit des Kindes beeinträchtigt werden 
könnte. Eine wissenschaftlich nachgewiesene Kausalität 
zwischen den Arbeitsbedingungen und der jeweiligen ge-
sundheitlichen Beeinträchtigung ist dazu nicht erforderlich. 
Ausreichend ist eine signifikant erhöhte Wahrscheinlichkeit 
des Eintritts einer gesundheitlichen Beeinträchtigung bei 
schwangeren Frauen (zum Beispiel erhöhte Thrombosewahr-
scheinlichkeit bei langem Stehen infolge der schwanger-
schaftsbedingt veränderten Blutgerinnung) oder dass die 
etwaige Erkrankung nach Art, Ausmaß und Dauer während 
der Schwangerschaft besonders schwerwiegende Auswir-
kungen hätte (zum Beispiel besonders schwerer Verlauf einer 
Leberentzündung vom Typ Hepatitis E infolge des veränder-
ten Immun status der Frau in der Schwangerschaft).

• Die Gefährdung muss schließlich unverantwortbar sein. 
Der Begriff der Unverantwortbarkeit umschreibt die Ge-
fährdungsschwelle, ab deren Überschreitung die Tätigkeit 
nicht mehr mutterschutzgerecht ist. Eine Gefährdung ist 
unverantwortbar, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit einer 
Gesundheitsbeeinträchtigung angesichts der zu erwartenden 
Schwere der mög lichen Gesundheitsbeeinträchtigung nicht 
hinnehmbar ist.  
 
Bei der Bewertung der Unverantwortbarkeit gilt: Je schwer-
wiegender die möglicherweise eintretende Gesundheits-
beeinträchtigung ist, desto geringer darf deren Eintritts-
wahrscheinlichkeit sein. Das heißt für Sie als Arbeitgeberin 
beziehungsweise Arbeitgeber, dass je schwerwiegender eine 
möglicherweise eintretende Gesundheitsbeeinträchtigung 
für die schwangere Frau ist, desto gewissenhafter müssen Sie 
Schutzmaßnahmen prüfen und durch setzen und gegebenen-
falls sogar ein Beschäftigungsverbot aussprechen.

Bezug zur 
Schwangerschaft

Unverant wortbarkeit

Bewertung 
der Unverantwort­
barkeit
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Im Mutterschutzgesetz findet sich eine Reihe von Beispielen für 
Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen, die eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellen können. So dürfen Sie Ihre schwangere 
Mitarbeiterin keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie keinen 
Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen eine unverantwortbare 
Gefährdung ihrer physischen oder psychischen Gesundheit oder 
der ihres Kindes besteht, etwa durch

• Gefahrstoffe (chemische Stoffe, zum Beispiel fruchtbarkeits-
schädigende Stoffe),

• Biostoffe (Viren, Bakterien, Pilze),

• physikalische Einwirkungen (ionisierende und nicht ionisie-
rende Strahlungen, Erschütterungen, Vibra tionen und Lärm 
sowie Hitze, Kälte und Nässe),

• eine belastende Arbeitsumgebung (in Räumen mit Über-
druck oder mit sauerstoffreduzierter  Atmosphäre),

• körperliche Belastung oder eine mechanische Einwirkung 
oder

• Tätigkeiten mit vorgeschriebenem Arbeitstempo.

Beim Umgang mit bestimmten Gefährdungen gibt es besondere 
Vorschriften, die dem Schutz Ihrer schwan geren Mitarbeiterin 
und ihres (ungeborenen) Kindes dienen.

Während der Schwangerschaft Ihrer Mitarbeiterin sind insbe­
sondere Tätigkeiten unzulässig, bei denen sie

• ohne mechanische Hilfsmittel regelmäßig Lasten von mehr 
als fünf Kilogramm Gewicht oder gelegentlich Lasten von 
mehr als zehn Kilogramm Gewicht von Hand heben, halten, 
bewegen oder befördern muss oder sie mit mechanischen 
Hilfsmitteln Lasten von Hand heben, halten, bewegen oder 
befördern muss und dabei ihre körperliche Beanspruchung 
der von solchen Arbeiten entspricht;

Beispiele für 
unzu lässige 
Tätig keiten­ 
und Arbeits­
bedingungen
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• nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft über-
wiegend bewegungsarm ständig steht und wenn diese Tätig-
keit täglich vier Stunden überschreitet;

• sich häufig erheblich strecken, beugen, dauernd hocken, 
sich gebückt halten oder sonstige Zwangshaltungen 
einnehmen muss;

• auf Beförderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt;

• der Gefahr von Unfällen, insbesondere durch Ausgleiten, 
Fallen oder Stürzen, ausgesetzt ist oder Tätlichkeiten zu 
befürchten sind, die für die Beschäftigte oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung darstellen;

• eine Schutzausrüstung tragen muss und das Tragen eine 
Belastung darstellt oder

• einer Erhöhung des Drucks im Bauchraum ausgesetzt ist, 
ins besondere bei Tätigkeiten mit besonderer Fußbean-
spruchung;

• in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der 
Druckluftverordnung, in Räumen mit sauerstoffreduzierter 
Atmosphäre oder im Bergbau unter Tage eingesetzt wird;

• Akkordarbeit, Fließarbeit oder getaktete Arbeit mit 
vorgeschrie benem Arbeitstempo ausführen muss, wenn die 
Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für sie oder ihr Kind 
eine unverantwort bare Gefährdung darstellt.
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Wichtiger Hinweis

Wenn Sie beabsichtigen, Ihre Mitarbeiterin während der 
Schwangerschaft mit getakteter Arbeit mit vorgeschrie benem 
Arbeitstempo zu beschäftigen, müssen Sie dies der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde mitteilen.

Stellen Sie eine unverantwortbare Gefährdung für Ihre Mit-
arbeiterin oder ihr (ungeborenes) Kind fest, müssen Sie zunächst 
versuchen, die Arbeits bedingungen an ihrem Arbeitsplatz so umzu­
gestalten, dass diese Gefährdungen ausgeschlossen sind. Kann dies 
nicht durch die Umgestaltung ihrer Arbeitsbedingungen erreicht 
werden oder ist eine solche Umgestaltung wegen des nachweislich 
unverhältnis mäßigen Aufwands nicht zumutbar, müssen Sie die 
Mitarbeiterin an einem anderen geeigneten Arbeitsplatz einsetzen, 
wenn ein solcher Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt werden kann 
und dieser Arbeitsplatz für die Beschäftigte zumutbar ist.

Wichtiger Hinweis

Sie müssen den Lohn der Mitarbeiterin in vollem Umfang 
fortzahlen, wenn Sie sie zum Ausschluss von unverantwort-
baren Gefährdungen auf einen anderen Arbeitsplatz umsetzen, 
sodass sie ihre Tätigkeit wechseln muss. Im Einzelnen verglei-
che dazu die Ausführungen unter 2.2.6. Im Fall von Beschäf-
tigungsverboten nach dem Mutterschutz gesetz bekommen 
Sie den fortgezahlten Lohn beziehungsweise den Arbeitgeber-
zuschuss zu 100 Prozent erstattet (nach dem sogenannten 
U2-Verfahren).
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Bei Fragen zum betrieblichen Gesundheitsschutz können Sie 
sich zur Vergewisserung auch an die Betriebsärztin beziehungs­
weise den Betriebsarzt  wenden. Wenn es aufgrund der beson-
deren Situation des Einzelfalles erforderlich ist, kann die Be-
triebsärztin beziehungsweise der Betriebsarzt für die Dauer der 
Schwangerschaft einen Arbeitsplatzwechsel vorschlagen.

Beispiel: Bildschirmarbeit

Informieren Sie sich bei Ihrer Betriebsärztin oder Ihrem 
Betriebsarzt über Faktoren für eine gesundheitsgerechte 
Arbeitsplatz gestaltung (zum Beispiel Vermeidung lang an-
dauernder einseitiger Körperhaltung, monotoner Tätigkeiten 
oder von Zeitdruck). Durch entsprechende Organisation des 
Arbeitsablaufs, zum Beispiel durch wechselnde Tätigkeiten und 
geeignete Pausenregelungen, können diese Belastungen für 
Ihre Mitarbeiterin an den Bildschirmarbeitsplätzen reduziert 
werden. Im Übrigen lassen wissenschaftliche Untersuchungen 
keinen Zusammenhang zwischen Gesundheits störungen und 
den elektrischen und magnetischen Feldern an modernen Bild-
schirmgeräten erkennen.

2.2.5 Mutterschutzbedingte Arbeits unterbrechung
Mutterschutzbedingte Arbeitsunterbrechungen liegen bei betrieb-
lichen und ärztlichen Beschäftigungsverboten vor. In diesen 
Fällen ist es Ihnen verboten, Ihre Mitarbeiterin zu beschäftigen.

Bei der Beurteilung, ob ein Beschäftigungsverbot auszusprechen 
ist, werden etwaige Gefährdungen aufgrund beschwerlicher An­ 
und Abfahrwege nicht berücksichtigt. Der Weg von der Wohnung 
zur Arbeit wird nicht vom Mutterschutzrecht erfasst, da das 
allgemeine Wegerisiko nicht dem vom MuSchG geschützten 
Arbeitsbereich unterfällt. An- und Abfahrwege liegen ausschließ-
lich im Verantwortungsbereich Ihrer Mitarbeiterin, das heißt, 
Ihnen obliegt es nicht, hierauf Einfluss zu nehmen.
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Wichtiger Hinweis

Ihre Beschäftigte hat Anspruch auf Lohnfortzahlung (Mut­
terschutzlohn) oder Lohnersatz (Mutterschafts leistungen), 
wenn Sie sie aufgrund von teilweisen oder vollständigen 
Beschäftigungsverboten nicht mehr  beschäftigen dürfen. Im 
Fall von Beschäftigungsver boten nach dem Mutterschutzge-
setz bekommen Sie den fortgezahlten Lohn beziehungsweise 
den Arbeitgeberzuschuss zu 100 Prozent erstattet (nach 
dem sogenannten U2-Verfahren). Im Einzelnen vergleiche 
dazu die Ausführungen unter 2.2.6. Zu einem betrieblichen 
Beschäftigungsverbot kommt es nach dem Mutterschutz-
gesetz nur, wenn Sie unverantwortbare Gefährdungen für Ihre 
Mitarbeiterin oder deren Kind weder durch eine Umge staltung 
des Arbeits platzes noch durch einen Arbeitsplatzwechsel 
ausschließen können. Es müssen zunächst alle Möglichkeiten 
aus geschöpft werden, um Ihre Mitarbeiterin weiterzubeschäf-
tigen. Das Beschäftigungsverbot besteht nur in dem Umfang, 
wie es zur Vermeidung von Gefährdungen für Ihre Mitarbei-
terin oder ihr Kind erforderlich ist. In Zweifelsfällen hilft die 
zuständige Aufsichtsbehörde weiter.

Betriebliches 
Beschäftigungs­
verbot

Haben Sie gegebenenfalls erforderliche Schutzmaßnahmen 
nicht ergriffen – etwa weil Sie zunächst noch die Gefährdungs-
beurteilung im Hinblick auf mutterschutzrechtliche Vorgaben 
für die Tätigkeit der schwangeren Frau aktualisieren müssen –, 
dürfen Sie die Frau nicht beschäftigen, bis Sie gegebenenfalls 
erforderliche Schutz maß nahmen umgesetzt haben. In diesen 
Fällen können Sie zur Klärung Kontakt mit Ihrer Aufsichts-
behörde aufnehmen.

Zu einem ärztlichen Beschäftigungsverbot kommt es, wenn die 
Ärztin beziehungsweise der Arzt Ihrer Mitarbeiterin die Gesund-
heit oder die ihres Kindes aufgrund ihres indi viduellen Gesund-

Ärztliches 
Beschäftigungs­
verbot
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heitszustandes bei einer Weiterbeschäftigung als gefährdet 
einstuft. Die Ärztin oder der Arzt kann die Beschäftigung Ihrer 
Mitarbeiterin ganz oder teilweise unter sagen. Sie dürfen sie dann 
in dem angegeben Umfang nicht mehr beschäftigen. 

Voraussetzung für dieses Beschäftigungsverbot ist ein ent-
sprechendes ärztliches Zeugnis. Das entsprechende Attest kann 
jede Ärztin beziehungsweise jeder Arzt ausstellen, also nicht nur 
Gynäkologinnen beziehungsweise Gynäkologen, sondern bei-
spielsweise auch Orthopädinnen beziehungsweise Orthopäden 
oder Neurologinnen beziehungsweise Neurologen sind hierzu 
berechtigt. 

Das ärztliche Attest sollte möglichst genaue und allgemein ver-
ständliche Angaben enthalten, insbesondere auch darüber, ob 
leichtere Arbeiten oder verkürzte Arbeitszeiten zulässig bleiben. 
Es sollte so formuliert werden, dass die Art und Weise und der 
Umfang der Gefährdung für Ihre Beschäftigte und ihr Kind bei 
der Fortdauer der Beschäftigung für Sie erkennbar sind. Das 
Attest sollte erkennen lassen, welche Schilderungen hinsichtlich 
des Arbeitsplatzes und der Arbeitsbedingungen dem Beschäfti-
gungsverbot zugrunde gelegt wurden. Medizinische Diagnosen 
gehören nicht in dieses Attest.

Wichtiger Hinweis

Das ärztliche Zeugnis muss ausdrücklich angeben, ob ein Be-
schäftigungsverbot oder eine Arbeitsunfähigkeit vorliegt. Zu 
unterscheiden ist das ärztliche Beschäftigungsverbot, das Sie 
zur Lohnfortzahlung im Rah men des Mutterschutzgesetzes bis 
zum Ende des Beschäftigungsverbots verpflichtet, von dem 
Vorliegen einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, die zur 
Entgeltfortzahlung nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz für 
einen Zeitraum von sechs Wochen verpflichtet.
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2.2.6 Entgeltfortzahlung bei mutterschutzbedingtem 
Arbeitsplatzwechsel oder Beschäftigungsverbot
Als Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber sind Sie in 
der Pflicht, das Entgelt Ihrer Mitarbeiterin in vollem Um-
fang fortzuzahlen (sogenannter Mutterschutzlohn), wenn Sie 
sie außerhalb der Schutzfristen vor beziehungsweise nach der 
Entbindung (vergleiche zu den Schutzfristen die Ausführungen 
unter 2.3) aufgrund von teilweisen oder vollständigen Beschäf-
tigungsverboten nicht mehr beschäftigen dürfen. Als Mutter-
schutzlohn wird das durchschnittliche Arbeitsentgelt der letz-
ten drei abgerechneten Kalendermonate vor dem Eintritt der 
Schwangerschaft gezahlt (vergleiche zu den Leistungsansprü-
chen im Einzelnen unter 4).

Wichtiger Hinweis

Haben Sie begründete Zweifel an der Richtigkeit des ärzt-
lichen Zeugnisses, dürfen Sie eine Nachuntersuchung ver-
langen. Ihre Mitarbeiterin hat dabei allerdings das Recht auf 
freie Arztwahl. Sie dürfen daher nicht verlangen, dass eine 
bestimmte Ärztin beziehungsweise ein bestimmter Arzt die 
Nachuntersuchung vornimmt. Verlangen Sie eine Nachunter-
suchung, so müssen Sie als Arbeitgeberin beziehungsweise 
Arbeitgeber die entsprechenden Kosten tragen.
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2.3 Schutzfristen vor und nach  
der Entbindung

Das Mutterschutzgesetz schützt die Frau insbesondere während 
der Zeit unmittelbar vor und nach der Ent bindung. Die Schutz-
fristen beginnen grundsätzlich sechs Wochen vor der Entbin-
dung und enden im Regel fall acht Wochen, bei medizinischen 
Frühgeburten, bei Mehrlingsgeburten und auf Antrag auch bei 
der Geburt eines Kindes mit einer Behinderung zwölf Wochen 
nach der Entbindung. In dieser Zeit wird grundsätzlich davon 
ausgegangen, dass die Frau nicht mehr ihrer beruflichen Tätig-
keit nach gehen kann.

2.3.1 Schutzfrist vor der Entbindung
Die Schutzfrist vor der Entbindung beginnt sechs Wochen vor 
dem voraussichtlichen Tag der Entbindung. Dieser ergibt sich 
aus einer Bescheinigung, die die Frauen ärztin oder der Frauen-
arzt beziehungsweise die Hebamme oder der Entbindungs-
pfleger Ihrer Mitarbeiterin aus stellt (sogenannter errechneter 
Entbindungstermin). Kommt das Kind nicht am errechneten 
Entbindungstermin zur Welt, verkürzt oder verlängert sich die 
Schutzfrist vor der Entbindung entsprechend. 

In dieser Zeit darf Ihre Mitarbeiterin grundsätzlich nicht be-
schäftigt werden. Auf ihren eigenen Wunsch kann sie jedoch auch 
während der Schutzfrist bis zur Entbindung weiterarbeiten. Sie 
kann ihre Einwilligung zur Weiterbeschäftigung jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

2.3.2 Schutzfrist nach der Entbindung
Die Schutzfrist nach der Entbindung endet im Normalfall acht Wo­
chen nach der Geburt des Kindes. Während der Schutzfrist nach 
der Entbindung besteht ein abso lutes Beschäftigungsverbot. In 
dieser Zeit darf Ihre Mit arbeiterin auch dann nicht beschäftigt 
werden, wenn sie dazu bereit wäre. Eine Ausnahme besteht nur 
im Falle einer Totgeburt (vergleiche dazu die Ausführungen 
unter 2.3.3).

Länge der  
Schutzfristen
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Die Schutzfrist nach der Entbindung kann sich auf zwölf Wochen 
verlängern

• bei medizinischen Frühgeburten,

• bei Mehrlingsgeburten oder

• wenn beim Kind vor dem Ablauf von acht Wochen nach der 
Geburt eine Behinderung festgestellt und eine Verlängerung 
der Schutzfrist beantragt wurde.

Für die Feststellung, dass eine Frühgeburt im medizinischen Sin-
ne vorliegt, ist ein ärztliches Zeugnis maßgebend. Um eine Früh-
geburt handelt es sich, wenn das Kind bei der Geburt weniger als 
2.500 Gramm wiegt oder wenn das Kind trotz höheren Geburts-
gewichts wegen noch nicht voll ausgebildeter Reifezeichen einer 
wesentlich erweiterten Pflege bedarf.

Die Schutzfrist nach der Entbindung verlängert sich bei 
einer vor zeitigen Entbindung um den Zeitraum, der vor der 
Geburt nicht in Anspruch genommen werden konnte. Wird der 
errechnete Geburtstermin überschritten, so verkürzt sich die 
Schutzfrist nach der Entbindung nicht. Sie beträgt ebenfalls acht 
beziehungsweise zwölf Wochen.

2.3.3 Besondere Situationen (Fehlgeburt, Totgeburt)
Wird ein Kind nicht lebend zur Welt gebracht, ist dies für die 
Betroffenen stets sehr belastend. Es stellt sich in diesen Fällen die 
Problematik der rechtlich erforderlichen Grenzziehung zwi-
schen einer Totgeburt und einer Fehlgeburt. 

Im rechtlichen Sinne ist eine Fehlgeburt keine Entbindung. Eine 
Fehlgeburt liegt vor, wenn sich außerhalb des Mutterleibs keine 
Lebensmerkmale gezeigt haben und das Gewicht weniger als 
500 Gramm beträgt und die 24. Schwangerschaftswoche nicht 
erreicht wurde. Eine Fehl geburt löst grundsätzlich keine mutter-
schutzrechtlichen Folgen aus, insbesondere gilt die Schutzfrist 
nach der Entbindung nicht. Ein körperlicher Regenerations-
bedarf, wie er bei einer Entbindung regelmäßig vorliegt, ist bei 

Fehlgeburt, 
Totgeburt, Tod 
des Kindes
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einer Fehlgeburt typischerweise nicht gegeben. Frauen, die eine 
Fehlgeburt erlitten haben, sind allerdings nicht ungeschützt, 
sondern haben nach den allgemeinen Regelungen einen An-
spruch auf ärztliche Betreuung und Behandlung. 

Bei Totgeburten (Geburtsgewicht ab 500 Gramm) beziehungs-
weise beim Tod des Kindes gilt in der Regel die allgemeine 
Schutzfrist nach der Entbindung. Als Arbeitgeberin beziehungs-
weise Arbeitgeber dürfen Sie Ihre Mitarbeiterin in dieser Zeit 
grundsätzlich nicht beschäftigen. Sie können sie jedoch auf ihr 
ausdrückliches Verlangen schon vor Ablauf dieser Schutzfrist 
wieder beschäftigen (frühestens ab der dritten Woche nach der 
Entbindung), wenn nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen-
spricht. Die Beschäftigte kann ihre Erklärung jederzeit wider-
rufen. Ob es sich um eine Fehl- oder um eine Totgeburt handelt, 
hängt von dem ärztlichen Zeugnis ab.

2.3.4 Entgeltersatz in den Schutzfristen
Während der Schutzfristen und für den Entbindungstag hat die 
schwangere Beschäftigte Anspruch auf Mutterschaftsleistungen, 
die insgesamt grundsätzlich ihren vollen Lohn vor der Schwan-
gerschaft ersetzen: das Mutterschaftsgeld nebst dem Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld (Arbeitgeberzuschuss) (vergleiche dazu die 
Ausführungen unter 3.1.3 ff.).

Wichtiger Hinweis

Sie bekommen den Arbeitgeberzuschuss zu 100 Prozent 
erstattet (nach dem sogenannten U2-Verfahren).
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2.4 Nach der Schutzfrist und  
während der Stillzeit

Nach dem Ende der acht- beziehungsweise zwölfwöchigen 
Schutzfrist nach der Entbindung kann Ihre Mitarbeiterin ihre 
vorherige Beschäftigung wiederaufnehmen oder direkt in El-
ternzeit gehen (Einzelheiten zur Elternzeit finden Sie in unserer 
Informationsbroschüre „Elterngeld und Elternzeit“, auch abrufbar 
unter https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/el-
terngeld-und-elternzeit--185102). 

Auch stillende Frauen sind durch das Mutterschutzgesetz be-
sonders geschützt. Muttermilch ist aufgrund der Zusammenset-
zung und Verdaulichkeit der Inhaltsstoffe besonders vorteilhaft 
für die Ernährung des Kindes, zudem enthält sie Wirkstoffe, 
die gegen Bakterien wirken, Entzündungen hemmen und das 
Immunsystem des Säuglings stärken. Hilfreiche Hinweise zur Er-
nährung des Säuglings und der stillenden Mutter finden Sie auf 
den Seiten des Netzwerks „Gesund ins Leben“ (https://gesund-
ins-leben.de/) sowie der Natio nalen Stillkommission (https://
www.mri.bund.de/de/themen/nationale-stillkommission).

Stillen hat sowohl für die Gesundheit des Kindes als auch für die 
Gesundheit der Mutter erhebliche Bedeutung, denn es senkt für 
Beide das Risiko für diverse Erkrankungen. Unterstützung durch 
die Arbeitgeberin beziehungsweise den Arbeitgeber für das Wei-
terstillen bei Rückkehr an den Arbeitsplatz ist deshalb ein we-
sentlicher Beitrag zur kurz- und langfristigen Gesunderhaltung.

Kehrt Ihre Mitarbeiterin nach der Geburt ihres Kindes (nach 
dem Ende der Schutzfristen oder nach dem Ende der Elternzeit) 
in ihre Beschäftigung zurück, während sie noch stillt, müssen 
Sie sie so beschäftigen und ihren Arbeitsplatz so einrichten, dass 
ihre Gesundheit aus reichend geschützt ist. Selbstverständlich 
setzt dies voraus, dass Ihre Mitarbeiterin Sie hierüber in Kenntnis 
setzt. Nur dann können Sie ihr einen wirkungsvollen Stillschutz 
gewährleisten.

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/elterngeld-und-elternzeit--185102
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/elterngeld-und-elternzeit--185102
https://gesund-ins-leben.de/
https://gesund-ins-leben.de/
https://www.mri.bund.de/de/themen/nationale-stillkommission
https://www.mri.bund.de/de/themen/nationale-stillkommission
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Wie Stillen im Job gelingen kann, welche Regelungen gelten und 
welche Vorteile eine gute Vereinbarkeit von Stillen und Beruf 
auch für Arbeitnehmerinnen, Arbeitgeberinnen beziehungswei-
se Arbeitgeber und Kolleginnen beziehungsweise Kollegen hat, 
war 2023 Thema der Weltstillwoche.

Weitere Informationen dazu finden sich hier: https://www.
gesund-ins-leben.de/netzwerk-gesund-ins-leben/kommunika-
tion-zur-stillfoerderung/stillen-und-beruf/

2.4.1 Mitteilung an die Aufsichtsbehörde
Zunächst müssen Sie bei Rückkehr Ihrer Mitarbeiterin an ihren 
Arbeitsplatz die zuständige Aufsichtsbehörde unverzüglich dar-
über informieren, dass Ihre Mitarbeiterin stillt. Eine Mitteilung 
kann jedoch dann unterbleiben, wenn Sie die Aufsichtsbehörde 
bereits über die Schwangerschaft derselben Mitarbeiterin be-
nachrichtigt haben.

2.4.2 Persönliches Gespräch mit Ihrer stillenden Mitarbeiterin
Wie bei Vorliegen einer Schwangerschaft müssen Sie Ihre 
Mitarbei terin über die Ergebnisse Ihrer Gefährdungsbeurteilung 
und über die damit gegebenenfalls verbundenen erforderlichen 
Schutzmaßnahmen in der Stillzeit unterrichten. Zudem müssen 
Sie Ihrer Mitarbeiterin ein persönliches Gespräch über weitere 
Anpassungen der Arbeitsbedingungen anbieten. Dies erleichtert 
es, die Arbeitsbedingungen an die individuellen Bedürfnisse der 
stillenden Beschäftigten anzupassen.

Wichtiger Hinweis

Bei Rückkehr an den Arbeitsplatz haben Mitarbeiterinnen 
das Recht, entsprechend ihren Vertragsbedingungen weiter-
beschäftigt zu werden (vergleiche dazu die Ausführungen 
unter 4).

https://www.gesund-ins-leben.de/netzwerk-gesund-ins-leben/kommunikation-zur-stillfoerderung/stillen-und-beruf/
https://www.gesund-ins-leben.de/netzwerk-gesund-ins-leben/kommunikation-zur-stillfoerderung/stillen-und-beruf/
https://www.gesund-ins-leben.de/netzwerk-gesund-ins-leben/kommunikation-zur-stillfoerderung/stillen-und-beruf/
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Sprechen Sie von sich aus das Recht Ihrer Mitarbeiterin auf 
Freistellung zum Stillen bis zum ersten Geburtstag des Kindes 
an und dass Sie das Weiterstillen unterstützen. Dadurch können 
Sie Sorge und Druck von Ihrer Mitarbeiterin nehmen und Ihre 
Familienfreundlichkeit untermauern.

Wichtiger Hinweis

Das Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
informiert umfassend zum Thema familienfreundliche Per-
sonalpolitik. Praxisnahe Leitfäden, zum Beispiel zu flexiblen 
Arbeitszeiten oder mobilem Arbeiten, unterstützen Personal-
verantwortliche bei der Umsetzung. Informationen dazu gibt 
es unter www.erfolgsfaktor-familie.de.

2.4.3 Zulässige Arbeitszeiten während der Stillzeit
Das Mutterschutzgesetz schützt nicht nur die Gesundheit der 
schwangeren Frau und die ihres Kindes, son dern auch die Ge-
sundheit der stillenden Frau. Daher gelten grundsätzlich die 
gleichen Vorschriften zum arbeitszeitlichen Gesundheitsschutz 
wie für schwangere Frauen (vergleiche dazu die Ausführungen 
zu den ,,Zulässigen Arbeitszeiten während der Schwangerschaft‘‘ 
unter 2.2.3).

Auch nach der Geburt müssen Sie Ihre Mitarbeiterin ebenfalls 
für Untersuchungen freistellen, die im Rahmen der Leistungen 
der gesetzlichen Kranken versicherung bei der Mutterschaft er-
forderlich sind. 

Zudem ist die Zeit zum Stillen während der ersten zwölf Monate 
nach der Geburt gesetzlich geregelt. Auf Verlangen der stillenden 
Mitarbeiterin ist sie für die zum Stillen erforderliche Zeit freizu-
stellen: mindestens zweimal täglich eine halbe Stunde oder einmal 
pro Tag eine Stunde. Bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit 
von mehr als acht Stunden soll auf ihr Verlangen zwei mal eine 

Arbeitszeitlicher 
Gesundheitsschutz

Freistellung für 
Untersuchungen

Freistellung 
zum Stillen

http://www.erfolgsfaktor-familie.de
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Stillzeit von mindestens 45 Minuten oder, wenn in der Nähe der 
Arbeitsstätte keine Stillgelegenheit vorhanden ist, einmal eine 
Stillzeit von mindestens 90 Minuten gewährt werden. Die Ar-
beitszeit gilt dann als zusammenhängend, wenn sie nicht durch 
eine Ruhepause von mehr als zwei Stunden unterbrochen wird.

Das Stillen zu Randzeiten (das heißt zu Arbeitsbeginn oder zum 
Arbeitsende) ist jedenfalls dann als Arbeitszeit zu werten, wenn 
es innerhalb der von Ihnen festgelegten Arbeitszeit erforderlich 
ist. Bei den genannten Stillzeiten handelt es sich ausdrücklich 
um Mindestvoraussetzungen. Der Stillbedarf kann im Einzel-
fall höher liegen und weitere Stillzeiten erforderlich machen, 
insbesondere bei noch sehr jungen Kindern. Ausschlaggebend 
sind das Alter des Kindes und das bisherige Still verhalten. In die 
Stillzeiten werden nicht die Wegzeiten zwischen Arbeitsplatz und 
Stillort einberechnet.

Die Freistellung für Stillzeiten können alle stillenden Frauen ein-
fordern, auf die das MuSchG gemäß § 1 Absatz 2 anzuwenden ist. 
Von der Regelung profitieren daher zum Beispiel auch Schülerin­
nen und Studentinnen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 
MuSchG, die während einer mehrstündigen Prüfungsleistung 
für eine Stillzeit freigestellt werden möchten.

Sie können von Ihrer Mitarbeiterin verlangen, eine Stillbeschei­
nigung vorzulegen, aus der sich ergibt, dass sie stillt. Die Kosten 
für diese von Ihnen angeforderte Bescheinigung haben Sie ge-
mäß § 9 Absatz 6 Satz 2 MuSchG zu tragen.

Bei Gleitzeitregelungen sind Stillzeiten dann als Arbeitszeiten zu 
werten, wenn Ihrer Mitarbeiterin unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Gleitzeitrahmens nicht zugemutet werden kann, die 
für die Stillzeiten aufgewendete Zeit vor- oder nachzuarbeiten.

Durch die Gewährung der Freistellung darf Ihrer stillenden Mit-
arbeiterin kein Entgeltausfall entstehen. Freistellungszeiten sind 
weder vor- noch nachzuarbeiten. Sie werden nicht auf Ruhe-
pausen angerechnet, die im Arbeitszeitgesetz oder in anderen 
Vorschriften festgelegt sind.

Entgelt bei 
Freistellung
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Als Auftraggeberin beziehungsweise Auftraggeber oder Zwi-
schenmeisterinnen beziehungsweise Zwischenmeister müssen 
Sie einer in Heimarbeit beschäftigten Frau und einer ihr Gleich-
gestellten für die Stillzeit ein Entgelt zahlen, das nach der Höhe 
des durchschnittlichen Stundenentgelts für jeden Werktag zu 
berechnen ist. Ist sie für mehrere Auftraggeberinnen bezie-
hungsweise Auftraggeber oder Zwischenmeisterinnen bezie-
hungsweise Zwischenmeister tätig, haben diese das Entgelt für 
die Stillzeit zu gleichen Teilen zu zahlen.

Wichtiger Hinweis

Auf das Entgelt finden die Vorschriften der §§ 23 bis 25 des 
Heimarbeitsgesetzes über den Entgeltschutz Anwendung.

Ebenso wie schwangere Frauen haben auch stillende Frauen ein 
gesetzlich eingeräumtes Mitspracherecht in Bezug auf die Lage 
ihrer Arbeitszeiten. So dürfen Sie Ihre stillende Mitarbeiterin 
zwischen 20.00 und 22.00 Uhr, nach 22.00 Uhr und an Sonn- und 
Feiertagen (vergleiche dazu im Einzelnen die Ausführungen 
unter 2.2.3) nur dann beschäftigen, wenn

• sie sich dazu ausdrücklich bereit erklärt und nach ärztlichem 
Zeugnis nichts gegen ihre Beschäftigung bis 22.00 Uhr / nach 
22.00 Uhr spricht beziehungsweise

• sie sich ausdrücklich dazu bereit erklärt, eine Ausnahme vom 
allgemeinen Verbot der Arbeit an Sonn- und Feiertagen nach 
§ 10 des Arbeitszeit gesetzes zugelassen ist und ihr in jeder 
Woche im  Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhe-
zeit von mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag gewährt 
wird.

Dabei bildet die Alleinarbeit für die Einsatzmöglichkeiten stillen-
der Frauen allerdings kein Ausschlusskriterium. Während diese 
für Schwangere eine unverantwortbare Gefährdung darstellt, 

Lage der Arbeits­
zeiten und Mit­
spracherechte
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die Sie ausschließen müssen, können Stillende grundsätzlich in 
Alleinarbeit beschäftigt werden. Dies ist in Bezug auf die Lage 
der Arbeitszeiten insofern relevant, als Alleinarbeit häufig in 
Randzeiten von Beschäftigungszeiten erfolgt.

2.4.4 Mutterschutzgerechte Arbeits bedingungen 
während der Stillzeit
Die im Hinblick auf die Schwangerschaft dargestellten Regelun-
gen zum betrieblichen Gesundheitsschutz (vergleiche dazu die 
Ausführungen unter 2.2.4) gelten grundsätzlich auch während 
der gesamten Stillzeit nach der Geburt des Kindes.

Betrieblicher 
Gesundheitsschutz

Wichtiger Hinweis

Sie als Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber müssen 
über die gesamte Stillzeit sicherstellen, dass Gesundheitsge-
fährdungen für die Beschäftigte und ihr Kind ausgeschlossen 
sind. Nur der Anspruch auf Frei stellung während der Stillzeit 
ist auf zwölf Monate nach der Geburt des Kindes begrenzt 
(vergleiche dazu die Ausführungen unter 2.4.3).

Weitere Informationen finden Sie dazu unter den Ausführun-
gen zu „Mutter schutzgerechen Arbeitsbedingungen während der 
Schwan gerschaft“ unter 2.2.4 und zur „Mutterschutzbedingten 
Arbeitsunter brechung“ unter 2.2.5. Die dort genannten Regelun-
gen gelten für die stillende Frau ent sprechend.

Sie dürfen die Beschäftigte folglich keine Tätigkeiten ausüben 
lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen 
eine unverantwortbare Gefährdung ihrer physischen oder psychi­
schen Gesundheit besteht, etwa durch

• Gefahrstoffe (chemische Stoffe, zum Beispiel fruchtbarkeits-
schädigende Stoffe), 

• Biostoffe (Viren, Bakterien, Pilze),
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• physikalische Einwirkungen (insbesondere ioni sierende und 
nicht ionisierende Strahlungen),

• eine belastende Arbeitsumgebung (zum Beispiel in Räumen 
mit Überdruck), 

• Tätigkeiten mit vorgeschriebenem Arbeitstempo (unter 
anderem Akkord  und Fließbandarbeit sowie unter Umstän-
den andere getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeits-
tempo).

Allerdings ist die Regelung zur unzulässigen Ausübung von 
Tätig keiten mit körperlicher Belastung oder mechanischer 
Einwirkung (vergleiche Auflistung auf Seite 31 f.) aufgrund des 
fehlenden Schutz bedürfnisses für das ungeborene Kind nicht 
mehr auf die stillende Frau anwendbar. 

Wichtiger Hinweis

Wenn Sie beabsichtigen, Ihre Mitarbeiterin während der Still-
zeit mit getakteter Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo 
zu beschäftigen, müssen Sie dies der zuständigen Aufsichts-
behörde mitteilen.

Die Ärztin beziehungsweise der Arzt kann der Frau ein (teil-
weises) Beschäftigungs verbot bescheinigen, wenn sie in den 
ersten Monaten nach der Entbindung nicht voll leistungsfähig 
ist. Die verminderte Leistungsfähigkeit muss im Zusammen-
hang mit der Mutterschaft stehen. Auch in diesem Fall ist die 
Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses erforderlich, das den Grad 
der geminderten Leistungsfähigkeit und die Art der zulässigen 
Arbeiten ebenso wie die Dauer des Beschäftigungsverbots mög-
lichst genau und verständlich angibt. Entsprech ende ärztliche 
Beschäftigungsverbote sind in der Regel bis zu einem Zeitraum 
von sechs Monaten nach der Geburt möglich.
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Wichtiger Hinweis

Mit allen Fragen hierzu können Sie sich jederzeit an die für Sie 
zustän dige Aufsichtsbehörde wenden. Nähere Ausführungen 
zu Beratungsmöglichkeiten finden Sie unter 6.

2.4.5 Entgeltfortzahlung bei mutterschutzbedingtem 
Arbeitsplatzwechsel oder Beschäftigungsverbot
Auch nach der Schutzfrist nach der Entbindung besteht für die 
Beschäftigte Anspruch auf den sogenannten Mutterschutzlohn (ver-
gleiche dazu die Ausführungen unter 2.2.6).

2.5 Gesundheitsschutz in  besonderen  
Rechtsverhältnissen

Für Frauen, die nicht in einem Beschäftigungsverhältnis tätig sind, 
bestehen besondere Regelungen zum Gesundheitsschutz.

2.5.1 Schülerinnen und Studentinnen
Im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung 
gelten die Regelungen des Mutterschutzes, soweit die Schule oder 
Hochschule Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungsveranstaltung 
verpflichtend vorgibt oder die Schülerin oder Studentin im Rahmen 
der schulischen oder hochschulischen Ausbildung ein verpflichtend 
vorgegebenes Praktikum ableistet. Zudem gibt es im Bereich der 
mutterschutzrechtlichen Vorschriften zur Arbeitszeit Besonderhei-
ten:

• Für Schülerinnen oder Studentinnen ist die Schutzfrist nach der 
Entbindung im Unterschied zu Beschäftigten nicht verbindlich. 
Ihre Schule oder Hochschule darf sie ihre schulische oder hoch-
schulische Ausbildung fortsetzen lassen, wenn sie dies ihr ge-
genüber ausdrücklich verlangen. Sie können diese Erklärung 
jedoch jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
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• Schülerinnen und Studentinnen dürfen zwischen 20.00 und 
22.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen tätig werden, wenn 
sie einwilligen und dies für die Ausbildungszwecke erfor-
derlich ist. Es ist kein behördliches Genehmigungsverfahren 
erforderlich. Die Schule oder Hochschule hat die Teilnahme 
der Schülerin beziehungsweise Studentin an Ausbildungs-
veranstaltungen zwischen 20.00 und 22.00 Uhr der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

Wichtiger Hinweis

Beschäftigten Sie eine Schülerin oder Studentin im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses (zum Beispiel in einem 
Minijob-Verhältnis), gelten die Mutterschutzbestimmungen ohne 
Besonder heiten (vergleiche hierzu die Ausführungen unter 1.4.2).

2.5.2 In Heimarbeit beschäftigte Frauen
Für Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind, und ihnen 
Gleich gestellte im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeits-
gesetzes, soweit sie am Stück mitarbeiten, gelten die Regelungen 
zum Gesundheitsschutz nur teilweise. Im Unterschied zu Frauen, 
die im Betrieb ihrer Arbeitgeberin beziehungsweise ihres Arbeit-
gebers tätig sind, sind die in Heimarbeit beschäftigten Frauen 
für die Arbeitsbedingungen grundsätzlich selbst verantwortlich 
und damit auch für ihren eigenen Gesundheitsschutz, soweit die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen nicht im Einflussbereich des 
Auftraggebers liegt. 

Dies entbindet Sie jedoch nicht von der grundsätzlichen Pflicht, 
die Gesundheit der Heimarbeiterin und die ihres Kindes zu 
schützen. So müssen Sie als Auftraggeberin beziehungsweise 
Auftraggeber oder Zwischenmeisterin beziehungsweise Zwi-
schenmeister die besonderen arbeitszeitlichen Regelungen des 
§ 8 MuSchG einhalten und die Arbeits bedin gun gen so gestalten, 
dass unverantwortbare Gefährdungen ausgeschlossen werden, 
sofern die Arbeitsbedingungen in Ihrem Einflussbereich liegen. 



50

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

Für konkrete Rückfragen stehen die zustän digen Arbeits schutz-
behörden zur Verfügung (vergleiche dazu die Ausführungen 
unter 6).

2.5.3 Arbeitnehmerähnliche Personen
Für eine selbstständig erwerbstätige Frau, die wegen ihrer wirt-
schaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Per-
son anzu sehen ist, tritt an die Stelle des Beschäftigungsverbots 
die Befreiung von der vertraglich vereinbarten Leistungspflicht 
gegenüber ihrer Vertragspartnerin beziehungsweise ihrem Ver-
tragspartner. Sie kann sich jedoch gegenüber ihrer Vertragspartne-
rin beziehungsweise ihrem Vertragspartner dazu bereit erklären, 
die vertraglich vereinbarte Leistung zu erbringen. 

Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Art und Um-
fang der sozialen Absicherung in der Entscheidung einer selbst-
ständig erwerbstätigen Frau liegen. Vor diesem wirtschaftlichen 
Hintergrund soll ihr auch die Entscheidung über die Fortfüh-
rung der Erwerbs tätigkeit überlassen bleiben. Die Vertragspart-
nerin beziehungsweise der Vertragspartner darf in diesen Fällen 
nicht von ihr verlangen, die vertraglich vereinbarte Leistung zu 
erbringen. Erbringt sie diese Leistung nicht, muss sie oder er 
allerdings ihrerseits beziehungsweise seinerseits auch nicht die 
vereinbarte Vergütung bezahlen.

Wichtiger Hinweis

Frauen, die eine private Krankentagegeldversicherung abge-
schlossen haben (insbesondere Selbst ständige), werden während 
der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz finanziell besser 
abgesichert. Durch Änderungen des Versicherungsvertragsgeset-
zes haben diese Frauen während der Mutterschutzfristen einen 
Anspruch auf Zahlung des vereinbarten Kran ken tagegeldes, wenn 
sie in dieser Zeit nicht oder nur eingeschränkt beruflich tätig sind. 
Dabei sind gegebenenfalls die vertraglich vereinbarten Warte- 
und Karenzzeiten zu berücksichtigen.
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3 Leistungen an die Frau 
vor und nach der Geburt

3.1 Entgelt- und Entgeltersatz ansprüche

Um mutterschutzbedingte Einkommenseinbußen zu vermeiden, 
stehen schwangeren und stillenden Frauen folgende Ansprüche 
zu:

• bezahlte Freistellung für Vorsorgeuntersuchungen 
und zum Stillen,

• Zahlung von Mutterschutzlohn bei mutterschutzrechtlichen 
Schutzmaßnahmen und

• Entgeltersatz für die Zeit der Schutzfristen vor und nach 
der Entbindung sowie für den Entbindungstag (zum Beispiel 
Mutter schafts geld und Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (so-
genannter Arbeit geberzuschuss).
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Wichtiger Hinweis

Als Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber bekommen 
Sie Ihre Aufwendungen bei Mutterschaft Ihrer Mitarbeiterin 
(insbesondere Mutterschutzlohn und Arbeitgeberzuschuss) 
in vollem Umfang ausgeglichen. Sie nehmen dafür an einem 
allgemeinen Umlageverfahren der Krankenkassen (das soge-
nannte U2­Verfahren) teil.

Voll erstattet werden sowohl die Arbeitgeberzuschüsse zum 
Mutterschaftsgeld als auch das Entgelt, das als Mutterschutz-
lohn bei Beschäftigungsverboten gezahlt wird. Ebenfalls 
erstattet werden die darauf entfallenden von Ihnen zu tragen-
den Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Renten- und Arbeits-
losenversicherung. 

Eine Sonderregelung gilt für hauptberuflich beschäftigte 
mitarbeitende Familienangehörige, die bei der landwirt­
schaftlichen Krankenkasse pflichtversichert sind. Für 
diese Beschäftigten findet wegen der bei solchen Beschäfti-
gungsverhältnissen innerhalb einer Familie bestehenden per-
sönlichen Beziehungen das U2-Verfahren keine Anwendung.

Erstattungsfähig sind auch die Ausbildungsvergütungen, die 
wegen eines Beschäftigungsverbots weiterzuzahlen sind. Zu-
ständig für die Erstattung sind die gesetzlichen Krankenkas-
sen. Die Erstattung erfolgt auf Antrag.



Leistungen an die Frau vor und nach der Geburt

53

3.1.1 Bezahlte Freistellung für Unter suchungen und zum Stillen
Durch die Gewährung der Freistellungen für Unter suchungen 
und zum Stillen darf der schwangeren oder stillenden Frau kein 
Entgeltausfall entstehen. Die Freistellungszeiten müssen von ihr 
auch nicht vor­  oder nachgearbeitet werden. Sie werden nicht auf 
die Ruhepausen angerechnet, die im Arbeitszeitgesetz oder in 
anderen Vorschriften festgelegt sind.

3.1.2 Zahlung von Mutterschutzlohn bei 
mutterschutzrechtlichen Schutzmaßnahmen
Bei einem mutterschutzbedingten Arbeitsplatzwechsel oder 
einem (teilweisen oder vollständigen) Beschäf tigungsverbot 
außerhalb der Schutzfristen hat Ihre schwangere oder stillende 
Mitarbeiterin einen Anspruch auf den sogenannten Mutter­
schutzlohn und erhält damit mindestens ihren vor Beginn ihrer 
Schwangerschaft erzielten (Brutto-)Durchschnittsverdienst.

Als Mutterschutzlohn wird das durchschnittliche Arbeitsentgelt 
der letzten drei abgerechneten Kalendermonate vor dem Eintritt 
der Schwangerschaft gezahlt. Dies gilt auch, wenn wegen dieses 
Verbots die Beschäf tigung oder die Entlohnungsart wechselt. 
Beginnt das Beschäftigungsverhältnis erst nach Eintritt der 
Schwangerschaft, ist das durchschnittliche Arbeitsentgelt aus 
dem Arbeitsentgelt der ersten drei Monate der Beschäftigung zu 
berechnen. Übt die Mitarbeiterin während des Beschäftigungs-
verbots eine Nebentätigkeit aus, die von diesem nicht erfasst ist, 
und erzielt auf diese Weise einen Nebenverdienst zum Mutter-
schutzlohn, wird dieser Nebenverdienst auf den Mutterschutz-
lohn angerechnet.

Der Mutterschutzlohn gilt als normaler Lohn und ist damit 
steuer­ und sozialabgabenpflichtig.

Entgelt bei Freistel­
lung für Untersu­
chungen und Stillzeit

Mutterschutzlohn

Bemessungs­
grundlage



54

Leistungen an die Frau vor und nach der Geburt

Wichtiger Hinweis

Sie bekommen den Brutto-Mutterschutzlohn nach dem 
sogenannten U2-Verfahren zu 100 Prozent erstattet.

3.1.3 Entgeltersatz während der 
mutterschutzrechtlichen Schutzfristen
Für die Arbeitsunterbrechungen während der Schutz fristen 
erhalten Ihre Mitarbeiterinnen grundsätzlich Entgeltersatzleis-
tungen.

Bemessungsgrundlage für das Mutterschaftsgeld und den 
Arbeit geberzuschuss ist im Unterschied zum Mutterschutzlohn 
das um die gesetzlichen Abzüge verminderte durchschnittliche 
kalendertägliche Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechneten 
Kalendermonate vor Beginn der Schutzfrist vor der Entbindung.

Auf welche konkreten Leistungen Ihre Mitarbeiterinnen An-
spruch haben, richtet sich insbesondere nach der Art des 
Beschäftigungs verhältnisses und danach, wie sie krankenver-
sichert sind. Neben den Mutterschaftsleistungen (dem Mutter­
schaftsgeld sowie dem Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (Arbeit­
geberzuschuss) kommen hier für privat versicherte Frauen auch 
Ansprüche auf Krankentagegeld in Betracht. 

Der Umfang des Entgeltersatzes, den die Beschäftigte insgesamt 
über die Mutterschaftsleistungen erhält, richtet sich nach ihrem 
Versicherten- und Beschäftigtenstatus:

Frauen, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind und 
in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld in Höhe von kalendertäglich höchstens 13 Euro. 

Bemessungs­
grundlage

Umfang des 
 Entgeltersatzes



Leistungen an die Frau vor und nach der Geburt

55

Hinzu kommt der Arbeitgeberzuschuss in Höhe des Unterschieds-
betrags zwischen den 13 Euro Mutterschaftsgeld und dem um 
die gesetzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen ka-
lendertäglichen Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechneten 
Kalendermonate vor Beginn der Schutzfrist vor der Entbindung.  
 
Den Arbeitgeberzuschuss erhalten Ihre Mitarbei terinnen also 
dann, wenn ihr durchschnittliches kalendertägliches Arbeits-
entgelt 13 Euro übersteigt. Im Ergebnis erhält Ihre Mitarbeiterin 
somit Leistungen in Höhe ihres monatlichen Nettolohns.

Arbeitgeber zuschuss

Wichtiger Hinweis

Beginnt das Beschäftigungsverhältnis während der Schutz-
fristen vor oder nach der Entbindung, müssen Sie als Arbeitge-
berin beziehungsweise Arbeitgeber den Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld von Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an 
zahlen. Der Zuschuss ist zum gleichen Termin auszuzahlen wie 
vorher das Entgelt. Der Arbeitgeberzuschuss ist bei mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen von den Arbeitgeberinnen bezie-
hungsweise Arbeitgebern anteilig in dem Verhältnis zu zahlen, 
in dem die Nettobezüge zueinander stehen.
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Rechenbeispiel

Eine Frau hat in den letzten drei Monaten vor Beginn der 
Schutzfrist einen gleichbleibenden monatlichen Brutto-
lohn von 1.500 Euro. Der monatliche Nettolohn betrug 
975 Euro. Der monatliche Nettolohn der letzten drei Mo-
nate (975 Euro × 3 = 2.925 Euro) wird auf den Kalender-
tag (drei Kalendermonate zu 30 Tagen) umgerechnet 
(2.925 Euro : 90 Kalendertage = 32,50 Euro pro Kalendertag). 
Der durchschnittliche kalendertägliche Nettolohn betrug 
also 32,50 Euro. Während der Schutzfristen vor und nach 
der Entbindung erhält die Frau pro Kalendertag diese 
32,50 Euro, und zwar

als Mutterschaftsgeld von der Krankenkasse 13 Euro,

als Arbeitgeberzuschuss 19,50 Euro.

• Frauen, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Kran kenkasse 
sind und in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, erhalten 
das Mutterschaftsgeld in Höhe von insgesamt bis zu 210 Euro 
vom Bundesamt für Soziale Sicherung sowie den Arbeit-
geberzuschuss ent sprechend obigen Ausführungen. Die 
Begrenzung des Mutterschaftsgeldes hat keine Auswirkung 
auf die Höhe des Arbeitgeberzuschusses.

• Frauen, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind 
und bei Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankengeld 
haben, aber nicht (mehr) in einem Beschäf tigungsverhältnis 
stehen, sowie Frauen, deren Arbeitsverhältnis unmittelbar 
vor Beginn der vorgeburtlichen Schutzfrist endet, erhal-
ten von ihrer Kranken kasse Mutterschaftsgeld in Höhe des 
Krankengeldes. Da sie nicht (mehr) in einem Beschäfti-
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gungsverhältnis stehen, haben sie keinen Anspruch auf den 
Arbeitgeberzuschuss. Das Krankengeld beträgt 70 Prozent 
des erzielten regelmäßigen Arbeitsentgelts und Arbeits-
einkommens, soweit es der Beitragsberechnung unterliegt 
(Regel entgelt); es darf 90 Prozent des entsprechenden Netto-
arbeitsentgelts jedoch nicht übersteigen.

• Frauen mit einer privaten Krankentagegeldversicherung 
erhalten das vereinbarte Krankentagegeld auch während 
der mutterschutzrechtlichen Schutzfristen, wenn sie in 
dieser Zeit nicht oder nur eingeschränkt beruflich tätig sind. 
Mutterschaftsgeld, Elterngeld und andere Ersatzansprüche 
werden auf das Krankentagegeld angerechnet. Gegebenen-
falls vertraglich vereinbarte Warte- und Karenzzeiten sind 
hierbei zu berücksichtigen.

Mutterschaftsgeld und Arbeitgeberzuschuss sind nicht steuer­ und 
sozial abgabenpflichtig. Sie werden aber in den steuerlichen Pro­
gressionsvorbehalt einbezogen. Wegen der Steuer- und Abgaben-
freiheit bemisst sich die Höhe dieser Leistungen am Nettolohn.
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3.1.4 Übersicht zum Mutterschaftsgeld und zum 
Arbeitgeberzuschuss

Frauen in bestehenden Beschäftigungsverhältnissen

Mitglieder einer gesetz lichen 
Krankenkasse mit Kranken-
geldanspruch

Pro Tag bis zu 13 Euro Mutterschafts­
geld von der Krankenkasse plus Arbeit­
geberzuschuss in Höhe der Differenz 
zum durchschnittlichen kalendertägli-
chen Nettoarbeitsentgelt

Minijobberinnen, die Mit-
glieder einer gesetz lichen 
Krankenkasse ohne Kranken-
geldanspruch (zum Beispiel 
Studentinnen) sind

Pro Tag bis zu 13 Euro Mutterschafts­
geld von der Krankenkasse gegebenen-
falls Arbeitgeberzuschuss in Höhe der 
Differenz zwischen 13 Euro und dem 
durchschnittlichen kalendertäglichen 
Nettoarbeitsentgelt

Minijobberinnen, die nicht 
Mitglied einer gesetz lichen 
Krankenkasse sind (zum Bei-
spiel Familienversicherte)

Mutterschaftsgeld von einma-
lig bis zu ins gesamt 210 Euro 
durch das Bundesamt für Soziale Siche-
rung plus Arbeitgeberzuschuss in Höhe 
der Differenz zwischen 13 Euro und 
dem durch schnittlichen kalendertägli-
chen Netto arbeitsentgelt

In der privaten Kranken-
versicherung versicherte 
Beschäftigte

Mutterschaftsgeld bis zu insgesamt 
210 Euro durch das Bundesamt für Sozi-
ale Sicherung plus Arbeitgeberzuschuss 
in Höhe der Differenz zwischen 13 Euro 
und dem durchschnittlichen Nettoar-
beitsentgelt, gegebenenfalls ergän­
zend verein bartes Krankentagegeld
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Frauen, deren Beschäftigungsverhältnis in der Schwangerschaft oder 
in den Schutzfristen endet

Frauen, deren 
Beschäftigungs verhältnis 
während der Schwanger-
schaft oder in den Schutz-
fristen von der Arbeitgeberin 
beziehungsweise dem Ar-
beitgeber zulässig gekündigt 
wurde

Für Mitglieder einer gesetz lichen 
Kranken kasse: pro Tag bis zu 13 Euro 
Mutterschaftsgeld plus Arbeitgeberzu­
schuss von der Krankenkasse 

Für Frauen, die nicht Mitglied einer 
gesetzlichen Krankenkasse sind: Mutter­
schaftsgeld bis zu insgesamt 210 Euro 
vom Bundesamt für Soziale Sicherung

Frauen, deren befristetes 
Beschäftigungsverhältnis in 
den Schutzfristen geendet 
hat

Für Mitglieder einer gesetzlichen 
Kranken kasse: Mutterschaftsgeld in 
Höhe des Krankengeldes von der Kran-
kenkasse 

Für Frauen, die nicht Mitglied einer 
gesetzlichen Krankenkasse sind: Mutter­
schaftsgeld bis zu insgesamt 210 Euro 
durch das Bundesamt für Soziale Siche-
rung

Frauen, deren Beschäfti-
gungsverhältnis unmittelbar 
vor Beginn der Schutzfrist 
vor der Entbindung endet, 
wenn sie am letzten Tag des 
Beschäftigungsverhältnisses 
Mitglied einer Krankenkasse 
waren

Mutterschaftsgeld in Höhe des Kranken-
geldes von der Krankenkasse

Frauen, deren Beschäfti-
gungsverhältnis während 
der Schwangerschaft, jedoch 
vor Beginn der Schutzfrist 
vor der Entbindung endet

Mutterschaftsleistungen ab dem Ende 
des Beschäftigungsverhältnisses wie bei 
Frauen ohne Erwerbstätigkeit

Frauen, deren Arbeitgeberin 
beziehungsweise Arbeitgeber 
während der Schwanger-
schaft oder in den Schutz-
fristen in Insolvenz geht

Mutterschaftsleistungen ab dem Insol-
venzereignis wie nach einer zulässigen 
Kündigung
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Selbstständig erwerbstätige und arbeitnehmerähnliche Frauen

Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung mit 
Krankengeldanspruch

Mutterschaftsgeld in Höhe des 
Kranken geldes von der Krankenkasse

Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung ohne 
Krankengeldanspruch

Kein Mutterschaftsgeld

Privat krankenversicherte 
selbstständige Frauen, die 
eine Krankentagegeldver­
sicherung abgeschlossen 
haben

Anspruch auf Zahlung des vereinbarten 
Krankentage geldes besteht während der 
Mutterschutzfristen.

Frauen ohne Erwerbstätigkeit

Mitglieder einer gesetzlichen 
Krankenkasse mit Kranken-
geldanspruch (Arbeitslosen­
geld­I-Empfängerinnen)

Mutterschaftsgeld wird in Höhe des 
bisheri gen Arbeitslosengeldes I von 
der Krankenkasse gezahlt.

Mitglieder einer gesetzlichen 
Krankenkasse ohne Kranken-
geldanspruch (Bürgergeld- 
Empfängerinnen)

Bürgergeld wird während der ge-
setzlichen Mutterschutzfristen unter 
Berücksichtigung eines Mehrbedarfs 
ab der 13. Schwangerschaftswoche 
weitergezahlt. Der Mehrbedarf wird nur 
bis einschließlich zum Entbindungstag 
gewährt.

Schülerinnen und Studentin­
nen ohne Erwerbstätigkeit

Keine Leistung

3.1.5 Bedingungen und Berechnung der Entgelt zahlung 
und des Entgeltersatzes
Im Hinblick auf die Bedingungen und Berechnung der Entgelt-
zahlung und des Entgeltersatzes ist Folgendes zu beachten:

Für die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts gilt 
der Grundsatz, dass die Beschäftigte während des Mutterschut-
zes finanziell nicht schlechter, aber auch nicht besser behandelt 
werden soll als bei einer Weiterbeschäftigung ohne mutter-
schutzrechtliche Beschäftigungsverbote.

Ermittlung des 
durch schnittlichen 
Arbeitsentgelts
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• Unberücksichtigt bleibt es, wenn wegen dieses Verbots die 
Beschäftigung oder die Entlohnungsart wechselt. Einbußen 
durch das Verbot der Akkord- und Fließbandarbeit oder der 
Mehrarbeit, der Sonntags- und Nachtarbeit wirken sich nicht 
negativ auf die Berechnung aus.

• Bei dauerhaften Verdiensterhöhungen oder ­kürz ungen, zum 
Beispiel bei Lohn- und Gehaltserhöhungen beziehungsweise 
-kürzungen, die während des Berechnungszeitraums wirk-
sam werden, ist für die Berechnung des Durchschnittsver-
dienstes für den gesamten Berechnungszeitraum von dem 
geänderten Verdienst auszugehen. Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass die Frau ohne Beschäftigungsver-
bot weitergearbeitet und das Ar  beits entgelt in der geänder-
ten Höhe bezogen hätte. Wird die Veränderung nach Ablauf 
des Berechnungszeitraums wirksam, ist sie ab dem Zeit-
punkt ihrer Wirksamkeit in die Berechnung einzubeziehen. 
Vorüber   gehende Verdiensterhöhun gen oder ­kürzungen, die 
im Berechnungszeitraum eintreten, bleiben für die Berech-
nung des Durchschnittsverdienstes außer Betracht. 

• Übt die Frau neben einer hauptberuflichen noch eine Neben­
tätigkeit aus, so sind auch die Bezüge der Nebentätigkeit für 
die Berechnung des Arbeitsentgelts zu berücksichtigen.

• Bei der Bestimmung des Berechnungszeitraums für die 
Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts bleiben 
Zeiten unberücksichtigt, in denen die Frau infolge unver­
schuldeter Fehlzeiten kein Arbeitsentgelt erzielt hat. War 
das Beschäftigungs verhältnis kürzer als drei Monate, ist der 
Berechnung der tatsächliche Zeitraum des Beschäftigungs-
verhältnisses zugrunde zu legen.

Veränderte 
Lohngruppen 
aufgrund Arbeits­
platzwechsel

Dauerhafte 
und vorüber gehende 
Gehalts änderungen

Nebentätigkeit

Nichtberücksichti­
gung unverschul­
deter Fehlzeiten
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• Bei der Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts 
bleiben ein malig gezahltes Arbeitsentgelt und Kürzungen des 
Arbeits entgelts, die im Berechnungszeitraum infolge von 
Kurzarbeit, Arbeitsaus fällen oder unverschuldetem Arbeits­
versäumnis eintreten, unberücksichtigt.

• Ist die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts nach 
den üblichen Regelungen nicht möglich, ist das durchschnitt-
liche kalendertäg liche Arbeitsentgelt einer vergleichbar 
beschäftigten Person zugrunde zu legen.

Befindet sich die Beschäftigte zum Zeitpunkt der Schwanger-
schaft in Elternzeit für ein älteres Kind, gilt Folgendes:

Ihre Mitarbeiterin kann ihre Ansprüche auf Mutterschaftslohn 
und auf den Arbeitgeberzuschuss nur wahrnehmen, wenn sie 
ihre Elternzeit vorzeitig beendet. Erst mit der Beendigung der 
Elternzeit lebt das Beschäftigungsverhältnis wieder vollständig 
auf und damit auch der Anspruch gegenüber ihrer Arbeitgeberin 
beziehungsweise ihrem Arbeitgeber auf Zahlung des Arbeit-
geberzuschusses für ihre Erwerbstätigkeit vor ihrer Elternzeit. 
Beendet sie ihre Elternzeit nicht vorzeitig und hat sie in der 
Elternzeit nicht in Teilzeit gearbeitet, hat sie nur einen Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld.

Leistungs ermittlung 
bei unzureichender 
Berechnungsgrund­
lage

Besonderheiten bei 
erneuter Schwan­
gerschaft in der 
Elternzeit
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Wichtiger Hinweis

Ihre Mitarbeiterin kann eine laufende Elternzeit  vorzeitig – 
und ohne Ihre Zustimmung – beenden, um die vor- und 
nachgeburtlichen Mutterschutzfristen und die damit ver-
bundenen Rechte (unter anderem Zuschuss der Arbeitgeberin 
beziehungsweise des Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld) in 
Anspruch zu nehmen. Sie können die vorzeitige Beendigung in 
diesem Fall nicht ablehnen. Dies ist im Bundeselterngeld- und 
Elternzeit gesetz gesetzlich klargestellt. 

Beendet die Beschäftigte die Elternzeit zur Inanspruchnahme 
der gesetzlichen Mutterschutzfristen vorzeitig, so sollte sie 
Ihnen dies rechtzeitig mitteilen. Eine rückwir kende Beendigung 
der Elternzeit ist nicht vorgesehen.

Ihnen entstehen dadurch keine Kosten, da Sie den zu leisten-
den Arbeitgeberzuschuss in vollem Umfang von der Kranken-
kasse erstattet bekommen (sogenanntes U2-Verfahren).

• Übt sie während der Elternzeit eine zulässige Teilzeitbe­
schäftigung aus und beendet sie die laufende Elternzeit nicht, 
und fällt zudem die Mutterschutzfrist in diese Teilzeittätig-
keit, so hat sie Anspruch auf den Arbeit geberzuschuss aus 
dieser Teilzeitarbeit. Für die Teilzeitbeschäftigung gilt das 
Mutterschutzgesetz uneingeschränkt.

• Hat sie eine Elternzeit vorzeitig beendet, in der sie in Teilzeit 
gearbeitet hat, gelten für die Berechnung des durchschnitt-
lichen Arbeitsentgelts Besonderheiten. Es muss geprüft wer-
den, ob es für sie günstiger ist, die Berechnung anhand ihres 
Einkommens in der Elternzeit zu berechnen oder anhand 
des Einkommens vor der Elternzeit. Das Teilzeitentgelt, das 
sie vor der Beendigung ihrer Elternzeit während der Eltern-
zeit erzielt hat, bleibt unberück sichtigt, wenn das durch-
schnittliche Entgelt ohne die Berücksichtigung der Zeiten,  
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in denen dieses Arbeitsentgelt erzielt wurde, höher ist. Damit 
wird vermieden, dass sie durch die Elternzeit für ihr älteres 
Kind im Hinblick auf den Mutterschutz für ihr weiteres Kind 
benachteiligt wird.

3.2 Erhaltungsansprüche Ihrer  Beschäftigten

Im Übrigen stehen Ihrer Mitarbeiterin Erhaltungsansprüche 
zu. Sie soll nicht nur in Fragen des finanziellen Ausgleichs vor 
Benachtei ligungen geschützt werden. Deswegen hat sie ergän-
zend folgende Rechte:

• Die Fehlzeiten aufgrund mutterschutzrechtlicher Beschäf-
tigungsverbote und der Mutterschutzfristen gelten als 
Beschäftigungs zeiten. Auch während dieser Zeiten entste-
hen Urlaubsansprüche. Eine Kürzung des Erholungsurlaubs 
wegen mutterschutzrecht licher Beschäftigungsverbote ist 
nicht zulässig. Hat die Beschäf tigte ihren Urlaub vor Beginn 
der Beschäftigungsverbote nicht oder nicht vollständig er-
halten, so kann sie nach Ablauf der Fristen den Resturlaub im 
laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr beanspruchen.

• Der Resturlaub aus der Zeit vor den Beschäftigungsverboten 
ist übertragbar auf das laufende oder nächste Urlaubsjahr. 
Dieser Resturlaub kann auch noch nach der Elternzeit ge-
nommen werden.

• Mit dem Ende der Schutzfristen oder eines anderen mutter-
schutzrechtlichen Beschäftigungsverbots hat die Beschäf-
tigte das Recht, entsprechend ihren Vertragsbedingungen 
weiterbeschäftigt zu werden.

• Ob die Beschäftigte während ihres Mutterschutzes An-
spruch auf vermögenswirksame Leistungen von Ihnen als 
Arbeitgeberin beziehungsweise Arbeitgeber hat, hängt vom 
Inhalt der jeweiligen Vereinbarung ab (Tarifvertrag, Betriebs-
vereinbarung oder Einzelarbeitsvertrag).

Erholungsurlaub

Vertragsgemäße 
Weiter be schäftigung

Vermögenswirksame 
Leistungen
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• Die Sparzulage nach dem Vermögensbildungsgesetz gibt 
es nur auf Zahlungen, die Sie vornehmen. Daher kann das 
Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Kran ken versicherung 
nicht vermögens wirksam angelegt werden. Jedoch kann die 
Beschäftigte Teile des Arbeitgeberzuschusses zum Mutter-
schaftsgeld vermögenswirksam anlegen lassen und dafür die 
staatliche Sparzulage erhalten.

• Beschäftigte, die während der Mutterschutzfristen keine ver-
mögenswirksamen Leistungen von Ihnen erhalten, können 
auch vor Beginn oder nach Ablauf der Mutterschutzfristen 
aus dem Arbeitsentgelt von Ihnen die Be  träge anlegen lassen, 
die zur vollen Ausnutzung der zulagebegünstigten Höchst -
beträge noch fehlen. Denn die nach dem Vermögensbil-
dungsgesetz zulagebegünstigten Beträge sind Jahresbeträge.

• Ob und in welcher Höhe Jahressonderleistungen gezahlt 
werden, ergibt sich im Einzelfall aus dem Inhalt der jeweili-
gen Verein barung (Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder 
Einzelarbeits vertrag). Das Mutterschutzgesetz trifft hierzu 
keine ausdrückliche Regelung. Nach der Rechtsprechung 
dürfen weder in kollektivrechtlichen Verträgen (Tarifvertrag 
oder Betriebsvereinbarung) noch in Arbeitsverträgen bei 
arbeitsleistungsbezogenen Jahressonderzahlungen (Sonder-
vergütungen mit reinem Entgeltcharakter) die Fehlzeiten 
aufgrund mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsverbote 
und Mutterschutzfristen anspruchsmindernd berücksichtigt 
werden.

Sparzulage

13. Monats gehalt 
und Sonder­
leistungen
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3.3 Anspruch auf Elternzeit

Die bei Ihnen beschäftigten Väter und Mütter haben Ihnen 
gegenüber einen Anspruch auf Elternzeit nach dem Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG). Eltern können die Eltern-
zeit ganz oder zeitweise auch gemeinsam nehmen. 

Gegebenenfalls schließt die Elternzeit der Beschäftigten un-
mittelbar an die Schutzfrist nach der Entbindung an. Nach 
dem Ende der Schutzfrist kann Ihre Mitarbeiterin ihre Arbeit 
aber auch wiederaufnehmen und die Elternzeit erst zu einem 
späteren Zeitpunkt antreten. Die Elternzeit des beschäftigten 
Vaters kann direkt nach der Geburt des Kindes bereits während 
der Schutzfrist nach der Entbindung für die Frau beginnen. Ein 
späterer Zeitpunkt ist aber auch hier möglich.

Wichtiger Hinweis

Ihre Beschäftigte muss die Elternzeit, die bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres des Kindes in Anspruch genommen werden 
kann, spätestens sieben Wochen vor ihrem Beginn bei Ihnen 
schriftlich anmelden. Soweit ein wirksamer Antrag vorliegt, gilt 
auch in der Eltern zeit ein be sonderer Kündigungsschutz. 

Ihre Beschäftigte hat grundsätzlich einen Anspruch da rauf, auch 
während der Elternzeit bis zu 30 Wochenstunden in Teilzeit zu 
arbeiten, wenn die im BEEG genannten Voraussetzungen vor-
liegen. Der Arbeitgeberin beziehungsweise dem Arbeitgeber ist 
der Wunsch auf Teilzeitarbeit sieben Wochen vor Beginn der 
Teilzeitarbeit schriftlich mitzuteilen. Es besteht eine Zustimmungs-
fiktion der Arbeitgeberin beziehungsweise des Arbeitgebers. Das 
heißt, dass der Antrag als angenommen gilt, wenn Sie bei einer 
Elternzeit vor dem dritten Geburtstag des Kindes nicht binnen vier 
Wochen nach Zugang von der Arbeitgeberin beziehungsweise dem 
Arbeitgeber schriftlich abgelehnt wird.
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Nimmt die Frau im Anschluss an die Mutterschutzfrist Elternzeit 
oder Urlaub und dann Elternzeit, werden die Zeiten des Urlaubs 
und/oder der nachgeburtlichen Mutterschutzfrist auf den Zwei-
jahreszeitraum ange rechnet. 

Wenn während der laufenden Elternzeit ein weiteres Kind ge-
boren wird, führen die Mutterschutzfristen für das weitere Kind 
nicht zu einer auto matischen Beendigung der Elternzeit. Die 
Elternzeit für das weitere Kind schließt sich an die abgelaufene 
erste Elternzeit an, es sei denn, die laufende Elternzeit wird vor-
zeitig beendet.

Einzelheiten zur Elternzeit finden Sie in unserer Informations­
broschüre „Elterngeld und Elternzeit“, auch abrufbar unter 
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/elterngeld-
und-elternzeit--185102).

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/elterngeld-und-elternzeit--185102
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/elterngeld-und-elternzeit--185102
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4 Kündigungsschutz

Ihre Mitarbeiterin steht vom Beginn ihrer Schwangerschaft an 
bis zum Ende der Schutzfrist nach der Ent bindung, mindestens 
jedoch bis zum Ablauf von vier Mo naten nach der Entbindung 
unter besonderem Kün digungsschutz. Eine Kündigung ist bis auf 
wenige Ausnahmen unzulässig. Der gleiche Kündigungsschutz 
gilt bis zum Ablauf von vier Monaten, wenn Ihre Mitarbeiterin 
eine Fehlgeburt nach der zwölften Schwangerschafts woche hatte. 

Nimmt Ihre Mitarbeiterin unmittelbar nach der Geburt ihres 
Kindes Elternzeit, so verlängert sich der besondere Kündigungs-
schutz bis zum Ablauf der angemeldeten Elternzeit.

Während der Kündigungsschutzfristen dürfen Sie also grund-
sätzlich keine Kündigung aussprechen, auch wenn der Zeit-
punkt, zu dem das Beschäftigungsverhältnis enden soll, nach 
dieser Frist liegt.

Der Kündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz gilt grund-
sätzlich für alle Frauen, die in einem Beschäftigungsverhältnis 
stehen (vergleiche dazu die Ausführungen unter 1.4). Unab-
hängig davon, ob ein Beschäftigungsverhältnis vorliegt, gilt der 
Kündigungsschutz auch für alle anderen unter 1.4 aufgezählten 
Personen; mit Ausnahme der Schülerinnen und Studentinnen.

Kündigungs­
schutzfristen

Welche Frauen 
werden geschützt?
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Zwar beginnt der besondere Kündigungsschutz unab hängig von 
der Schwangerschaftsmitteilung Ihrer Mit arbeiterin. Allerdings 
besteht das Kündigungsverbot für Sie nur unter bestimmten 
Voraussetzungen:

• Ihnen muss zum Zeitpunkt der Kündigung die Schwanger­
schaft, Fehlgeburt nach der zwölften Schwangerschaftswoche 
oder Entbindung Ihrer Mitarbeiterin bekannt sein oder inner-
halb von zwei Wochen nach Zugang der Kündigung mitge-
teilt werden. Überschreitet Ihre Mitarbeiterin diese Frist, gilt 
der Kündigungsschutz nur dann, wenn Ihre Mitarbeiterin die 
Zweiwochenfrist unverschuldet versäumt hat und die Mit-
teilung an Sie unver züglich nachholt.

• Die Schwangerschaft muss bei Zugang der Kündigung bereits 
bestehen. Wird Ihre Mitarbeiterin schwanger, nachdem Sie 
ihr gekündigt haben, so kann sie sich nicht auf den beson-
deren Kündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz 
berufen.

(Nachträgliche) 
Kenntnis und  
Bestehen der 
Schwangerschaft

Wichtiger Hinweis

Unzulässig ist sowohl jede außerordentliche als auch die 
ordentliche Kündigung des Beschäftigungsverhältnisses. Auch 
Änderungskündi gungen, Kündigungen eines Probebeschäf-
tigungsverhältnisses oder Kündigungen bei Insolvenz sind 
grundsätzlich verboten. 

Unzulässig sind nicht nur die Kündigungserklärung, sondern 
auch Vorbereitungsmaßnahmen, die Sie im Hinblick auf eine 
Kündigung Ihrer Mitarbeiterin treffen. Hierzu zählen zum 
Beispiel die Suche, Planung und Einstellung einer dauerhaften 
Ersatzkraft, die Ihre Mitarbeiterin auch nach ihrer Rückkehr 
ersetzen soll.
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Ausnahmsweise ist eine Kündigung bei Vorliegen besonderer 
Gründe möglich. Diese dürfen aber nicht mit dem Zustand Ihrer 
Mitarbeiterin während ihrer Schwangerschaft oder ihrer Lage 
bis zum Ablauf der Kündigungsschutzfrist von in der Regel vier 
Monaten nach der Entbindung beziehungsweise der Fehlgeburt 
im Zusammenhang stehen. 

Ein besonderer Grund kann im Einzelfall zum Beispiel bei einer 
Verlagerung des Betriebsstandorts vorliegen, bei der ganzen oder 
teil weisen Stilllegung des Betriebs (ohne die Möglichkeit der 
Umsetzung der schwangeren Mitarbeiterin auf einen anderen 
Arbeitsplatz) oder in Kleinbetrieben, wenn der Betrieb in Erman-
gelung einer qualifizierten Ersatzkraft nicht fortgeführt werden 
kann. Auch besonders schwere Pflichtverletzungen durch die 
Frau können im Ausnahmefall zu einer Kündigung berechtigen.

Ausnahmen vom 
Kündigungs verbot

Wichtiger Hinweis

Beabsichtigen Sie Ihre Mitarbeiterin während der 
Kündigungsschutz fristen zu kündigen, müssen Sie zuerst bei 
der für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörde einen 
Antrag stellen, die Kündigung ausnahmsweise aufgrund eines 
außergewöhnlichen Umstands für zulässig erklären zu lassen. 
Erst nach der Zustimmung der Behörde dürfen Sie Ihrer Mit-
arbeiterin rechtswirksam kündigen. Eine zuvor erklärte Kündi-
gung ist unwirksam. 

Die Kündigung muss schriftlich erfolgen und den Kündi­
gungsgrund enthalten.
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5 Wofür sind welche 
Behörden zuständig?

Die Aufsicht über die Ausführung des Mutterschutz gesetzes ob-
liegt den nach Landesrecht zuständigen Behörden (Aufsichtsbe-
hörden). In einigen Bundes ländern sind für die Mutterschutzauf-
sicht die  Gewer beaufsichtsämter, in anderen Ländern staat liche 
Arbeitsschutz ämter zuständig. Das jeweilige für den Mutter-
schutz zuständige Landesministerium teilt Ihnen gerne mit, 
welche staatlichen Stellen dafür zuständig sind. Die Anschriften 
sind auch auf der  Homepage des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend veröffentlicht (www.bmfsfj.de). 
Die für Sie zuständige Behörde finden Sie unter:

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/fami-
lienleistungen/aufsichtsbehoerden-fuer-elternzeit-und-
kuendigungsschutz--informationen-der- laender/122304

Die jeweilige Aufsichtsbehörde berät Sie bei der Frage, ob 
der kon krete Arbeitsplatz und die konkreten Arbeitsbedingun-
gen zu einer Gefährdung führen können und welche Maßnah-
men zu ergreifen sind.

http://www.bmfsfj.de
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/aufsichtsbehoerden-fuer-elternzeit-und-kuendigungsschutz--informationen-der-laender/122304
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/aufsichtsbehoerden-fuer-elternzeit-und-kuendigungsschutz--informationen-der-laender/122304
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/aufsichtsbehoerden-fuer-elternzeit-und-kuendigungsschutz--informationen-der-laender/122304
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Wichtiger Hinweis

Die Nichtbeachtung der Vorschriften des Mutterschutz-
gesetzes bedeutet – je nach Tatbestand und Schwere der 
pflichtwidrigen Handlung – eine Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro oder eine Straftat mit 
einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr.

Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen die erforderlichen 
Maßnahmen anordnen, die die Arbeitgeberin beziehungsweise 
der Arbeitgeber zur Erfüllung derjenigen Pflichten zu treffen hat, 
die sich aus Abschnitt 2 des Mutterschutzgesetzes und aus den 
aufgrund des § 31 Nummer 1 bis 5 MuSchG erlassenen Rechts-
verordnungen ergeben. Insbesondere kann die Aufsichtsbehörde

• in besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen vom Ver-
bot der Mehrarbeit und der Nachtarbeit auch zwischen 22.00 
und 6.00 Uhr bewilligen (vergleiche dazu die Ausführungen 
unter 2.2.3);

• Ihnen die Beschäftigung Ihrer Mitarbeiterin zwischen 20.00 
und 22.00 Uhr oder an Sonn- und Feiertagen verbieten;

• Einzelheiten zur Freistellung zum Stillen und zur Bereit-
haltung von Räumlichkeiten, die zum Stillen geeignet sind, 
anordnen;

• Einzelheiten zur zulässigen Arbeitsmenge, zu den Schutz-
maßnahmen sowie Art und Umfang der Beurteilung der 
 Arbeitsbedingungen anordnen;

• bestimmte Tätigkeiten oder Arbeitsbedingungen verbieten;
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• Ausnahmen vom Verbot der Akkord- und Fließarbeit für 
schwangere und stillende Frauen bewilligen, wenn die Art 
der Arbeit und das Arbeitstempo keine unverantwortbare 
Gefährdung für die schwangere oder stillende Frau oder für 
ihr Kind darstellen und

• Einzelheiten zu Art und Umfang der Dokumentation und 
Information anordnen.
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6 Wer berät Sie bei Fragen 
und Unklarheiten?

Bei Fragen und Unklarheiten können Sie sich je nach Themen-
bereich an folgende Stellen wenden:

• an die zuständigen Mutterschutz-Aufsichtsbehörden im 
Hinblick auf Gesundheits- und Kündigungsschutz,

• an die gesetzliche Krankenkasse im Hinblick auf mutter-
schutzrechtlichen Leistungsansprüche.

Für weitere Fragen nutzen Sie unser Servicetelefon:

Tel.: 030 20 179 130 oder 

Fax: 030 18 555-4400

Montag–Donnerstag: 9–18 Uhr

E-Mail: info@bmfsfjservice.bund.de

Gerne nehmen wir auch Ihre Anregungen 
zum  Mutterschutz auf!

mailto:info%40bmfsfjservice.bund.de?subject=
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7 Anhang: 
Wichtige Regelungen 
zum  Mutterschutz

Mit dem Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit, in der 
Ausbildung und im Studium (Mutterschutzgesetz – MuSchG) 
traten zum 30. Mai 2017 im Wesentlichen folgende  Änderungen 
in Kraft:

• Die Schutzfrist nach der Geburt eines Kindes mit Behinde-
rung wurde von acht auf zwölf Wochen verlängert, weil die 
Geburt in vielen dieser Fälle für die Mutter mit besonderen 
körperlichen und psychischen Belastungen verbunden ist. 

• Es wurde ein Kündigungsschutz für Frauen nach einer nach 
der zwölften Schwangerschaftswoche erfolgten Fehlgeburt 
neu eingeführt. 

Die Neuregelungen zum 1. Januar 2018 sehen im Wesentlichen 
vor:

• Schülerinnen und Studentinnen werden dann in den 
Anwen dungs bereich des Mutterschutzgesetzes (MuSchG) 
einbezogen, wenn die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ablauf 
der Ausbildungsveranstaltung verpflichtend vorgibt oder die 
Schülerinnen und Studentinnen im Rahmen der schulischen 
oder hochschulischen Ausbildung ein ver pflichtend vorgege-
benes Praktikum ableisten.

• In den Anwendungsbereich fallen auch ausdrücklich die 
nach geltendem EU-Recht arbeitnehmerähnlichen Personen.
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• Für Beamtinnen, Richterinnen und Soldatinnen gilt das 
gleiche Mutterschutzniveau, wie es auch für andere Be-
schäftigte nach dem MuSchG gilt. Der Mutterschutz wird für 
diese Sonderstatusgruppen jedoch wie bisher in gesonderten 
Verordnungen geregelt. Das Gesetz stellt zudem klar, dass 
entsprechend unionsrechtlichen Vorgaben auch für diese 
Personengruppen eine angemessene Kontrolle und Über-
wachung durch besondere Behörden sicher zustellen ist und 
daher eine „Eigenüberwachung“ durch die dienstvorgesetzte 
Stelle nicht ausreichend ist.

• Die Regelungen zum Verbot der Nacht- und Sonntags-
arbeit werden branchenunabhängig gefasst. Die Regelungen 
zum Verbot der Mehrarbeit werden um eine besondere Re-
gelung zur höchstzulässigen Mehrarbeit in Teilzeitbeschäfti-
gungsverhältnissen ergänzt.

• Für die Arbeit nach 20.00 bis 22.00 Uhr wurde ein behörd-
liches Genehmigungsverfahren eingeführt. Unter ande-
rem muss die Frau sich ausdrücklich bereit erklären, nach 
20.00 Uhr zu arbeiten. Während die Behörde den vollständi-
gen Antrag prüft, kann die Arbeitgeberin beziehungsweise 
der Arbeitgeber die Frau grundsätzlich weiterbeschäftigen. 
Lehnt die Behörde den Antrag nicht innerhalb von sechs 
Wochen ab, gilt er als genehmigt.

• Durch die Integration der Verordnung zum Schutze der 
Mütter am Arbeitsplatz (MuSchArbV) in das MuSchG werden 
die Rege lungen für Beschäftigte und Arbeitgeberinnen be-
ziehungsweise Arbeitgeber sowie für die Aufsichtsbehörden 
klarer und verständlicher. 

• Betriebe und Behörden werden durch die Einrichtung eines 
Ausschusses für Mutterschutz in Umsetzungsfragen beraten 
und begleitet.
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2.  Frauen mit Behinderung, die in 
einer Werkstatt für  behinderte 
Menschen beschäftigt sind,

3.  Frauen, die als Entwicklungs-
helferinnen im Sinne des Ent-
wicklungshelfer-Gesetzes tätig 
sind, jedoch mit der Maßgabe, 
dass die §§ 18 bis 22 auf sie nicht 
anzuwenden sind,

4.  Frauen, die als Freiwillige im Sin-
ne des Jugendfreiwilligen dienste-
gesetzes oderdes Bundes frei-
willigen dienstgesetzes tätig sind,

5.  Frauen, die als Mitglieder einer 
geistlichen Genossenschaft, Dia-
konissen oder Angehörige einer 
ähnlichen Gemeinschaft auf einer 
Planstelle oder aufgrund eines Ge-
stellungsvertrages für diese tätig 
werden, auch während der Zeit 
ihrer dortigen außerschu lischen 
Ausbildung,

6.  Frauen, die in Heimarbeit beschäf-
tigt sind, und ihnen Gleich ge stellte 
im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 
des Heimarbeits gesetzes, soweit 
sie am Stück mitarbeiten, jedoch 
mit der Maß gabe, dass die §§ 10 
und 14 auf sie nicht anzuwenden 
sind und § 9 Absatz 1 bis 5 auf sie 
entsprechend anzuwenden ist,

7.  Frauen, die wegen ihrer wirt-
schaftlichen Unselbstständigkeit 
als arbeitnehmerähnliche Person 
anzusehen sind, jedoch mit der 
Maßgabe, dass die §§ 18, 19 Ab-
satz 2 und § 20 auf sie nicht anzu-

7.1 Mutterschutzgesetz

Gesetz zum Schutz von Müttern bei der 
Arbeit, in der Ausbildung und im Stu-
dium (Mutterschutzgesetz – MuSchG) 
vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), das 
durch Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) 
zuletzt geändert wurde.

Abschnitt 1 – Allgemeine  Vorschriften

§1  Anwendungsbereich, 
Ziel des Mutterschutzes
(1) Dieses Gesetz schützt die Gesundheit 

der Frau und ihres Kindes am Ar-
beits-, Ausbildungs- und Studienplatz 
während der Schwangerschaft, nach 
der Entbindung und in der Stillzeit. 
Das Gesetz ermöglicht es der Frau, 
ihre Beschäftigung oder sonstige Tä-
tigkeit in dieser Zeit ohne Gefährdung 
ihrer Gesundheit oder der ihres Kin-
des fortzusetzen und wirkt Benach-
teiligungen während der Schwanger-
schaft, nach der Entbindung und in 
der Stillzeit entgegen. Regelungen in 
anderen Arbeitsschutzgesetzen blei-
ben unberührt.

(2) Dieses Gesetz gilt für Frauen in ei-
ner Beschäftigung im Sinne von § 7 
Absatz 1 des Vierten Buches Sozial-
gesetz buch. Unabhängig davon, ob 
ein solches Beschäftigungsverhältnis 
vorliegt, gilt dieses Gesetz auch für
1.  Frauen in betrieblicher Berufs-

bildung und Praktikantin-
nen im Sinne von § 26 des 
Berufsbildungs gesetzes,
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wenden sind, und
8.  Schülerinnen und Studentinnen, 

soweit die Ausbildungsstelle Ort, 
Zeit und Ablauf der Ausbildungs-
veranstaltung verpflichtend vor-
gibt oder die ein im Rahmen der 
schulischen oder hochschulischen 
Ausbildung verpflichtend vor-
gegebenes Praktikum ableisten, 
jedoch mit der Maßgabe, dass 
die §§ 17 bis 24 auf sie nicht anzu-
wenden sind.

(3) Das Gesetz gilt nicht für Beamtinnen 
und Richterinnen. Das Gesetz gilt 
ebenso nicht für Soldatinnen, auch 
soweit die Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 erfüllt sind, es sei denn, sie 
werden aufgrund dienstlicher Anord-
nung oder Gestattung außerhalb des 
Geschäftsbereiches des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung tätig.

(4) Dieses Gesetz gilt für jede Person, die 
schwanger ist, ein Kind geboren hat 
oder stillt. Die Absätze 2 und 3 gelten 
entsprechend.

§2 Begriffsbestimmung
(1) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes 

ist die natürliche oder juristische 
Person oder die rechtsfähige Perso-
nengesellschaft, die Personen nach 
§ 1 Absatz 2 Satz 1 beschäftigt. Dem 
Arbeitgeber stehen gleich:
1.  die natürliche oder juristische 

Person oder die rechtsfähige Per-
sonengesellschaft, die Frauen im 
Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-

mer 1 ausbildet oder für die Prak-
tikantinnen im Fall von § 1 Absatz 
2 Satz 2 Nummer 1 tätig sind,

2.  der Träger der Werkstatt für be-
hinderte Menschen im Fall von 
§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2,

3.  der Träger des Entwicklungs-
dienstes im Fall von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 3,

4.  die Einrichtung, in der der Frei-
willi gen dienst nach dem Jugend-
freiwilligendienstegesetz oder nach 
dem Bundesfreiwilligen dienst-
gesetz im Fall von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 4 geleistet wird,

5.  die geistliche Genossenschaft und 
ähnliche Gemeinschaft im Fall 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5,

6.  der Auftraggeber und der Zwi-
schenmeister von Frauen im Fall 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6,

7.  die natürliche oder juristische 
Person oder die rechtsfähige Per-
sonengesellschaft, für die Frauen 
im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 7 tätig sind, und

8.  die natürliche oder juristische 
Person oder die rechtsfähige 
Personengesellschaft, mit der das 
Ausbildungs- oder Praktikums-
verhältnis im Fall von § 1 Absatz 
2 Satz 2 Nummer 8 besteht (Aus-
bildungsstelle).

(2) Eine Beschäftigung im Sinne der 
nachfolgenden Vorschriften erfasst 
jede Form der Betätigung, die eine 
Frau im Rahmen eines Beschäfti-
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gungs verhältnisses nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 oder die eine Frau im Sinne von 
§ 1 Absatz 2 Satz 2 im Rahmen ihres 
Rechtsverhältnisses zu ihrem Arbeit-
geber nach § 2 Absatz 1 Satz 2 ausübt.

(3) Ein Beschäftigungsverbot im Sinne 
dieses Gesetzes ist nur ein Beschäf-
tigungsverbot nach den §§ 3 bis 6, 10 
Absatz 3, § 13 Absatz 1 Nummer 3 und 
§ 16. Für eine in Heimarbeit beschäf-
tigte Frau und eine ihr Gleichgestellte 
tritt an die Stelle des Beschäftigungs-
verbots das Verbot der Ausgabe von 
Heimarbeit nach den §§ 3, 8, 13 Ab-
satz 2 und § 16. Für eine Frau, die we-
gen ihrer wirtschaftlichen Unselbst-
ständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Person anzusehen ist, tritt an die 
Stelle des Beschäftigungsverbots nach 
Satz 1 die Befreiung von der vertrag-
lich vereinbarten Leistungspflicht; die 
Frau kann sich jedoch gegenüber der 
dem Arbeitgeber gleichgestellten Per-
son oder Gesellschaft im Sinne von 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 dazu bereit 
erklären, die vertraglich vereinbarte 
Leistung zu erbringen.

(4) Alleinarbeit im Sinne dieses Gesetzes 
liegt vor, wenn der Arbeitgeber eine 
Frau an einem Arbeitsplatz in seinem 
räumlichen Verantwortungsbereich 
beschäftigt, ohne dass gewährleistet 
ist, dass sie jederzeit den Arbeitsplatz 
verlassen oder Hilfe erreichen kann.

(5) Arbeitsentgelt im Sinne dieses Ge-
setzes ist das Arbeitsentgelt, das nach 
§ 14 des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch in Verbindung mit einer auf-
grund des § 17 des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch erlassenen Ver ordnung 
bestimmt wird. Für Frauen im Sinne 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 gilt als Arbeits-
entgelt ihre jeweilige Vergütung.

Abschnitt 2 – Gesundheitsschutz
Unterabschnitt 1 –  
Arbeitszeitlicher  Gesundheitsschutz

§3 Schutzfristen vor und 
nach der Entbindung
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 

Frau in den letzten sechs Wochen vor 
der Entbindung nicht beschäftigen 
(Schutzfrist vor der Entbindung), 
soweit sie sich nicht zur Arbeits-
leistung ausdrücklich bereit erklärt. 
Sie kann die Erklärung nach Satz 1 
jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen. Für die Berechnung 
der Schutzfrist vor der Entbindung 
ist der voraussichtliche Tag der Ent-
bindung maßgeblich, wie er sich aus 
dem ärztlichen Zeugnis oder dem 
Zeugnis einer Hebamme oder eines 
Entbindungspflegers ergibt. Entbindet 
eine Frau nicht am voraussichtlichen 
Tag, verkürzt oder verlängert sich 
die Schutzfrist vor der Entbindung 
entsprechend.

(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau bis 
zum Ablauf von acht Wochen nach 
der Entbindung nicht beschäftigen 
(Schutzfrist nach der Entbindung). 
Die Schutzfrist nach der Entbindung 
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verlängert sich auf zwölf Wochen
1.  bei Frühgeburten,
2.  bei Mehrlingsgeburten und,
3.  wenn vor Ablauf von acht Wochen 

nach der Entbindung bei dem 
Kind eine Behinderung im Sinne 
von § 2 Absatz 1 Satz 1 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch ärzt-
lich festgestellt wird.

 Bei vorzeitiger Entbindung verlängert 
sich die Schutzfrist nach der Ent-
bindung nach Satz 1 oder nach Satz 
2 um den Zeitraum der Verkürzung 
der Schutzfrist vor der Entbindung 
nach Absatz 1 Satz 4. Nach Satz 2 
Nummer 3 verlängert sich die Schutz-
frist nach der Entbindung nur, wenn 
die Frau dies beantragt.

(3) Die Ausbildungsstelle darf eine Frau 
im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 8 bereits in der Schutzfrist 
nach der Entbindung im Rahmen der 
schulischen oder hochschulischen 
Ausbildung tätig werden lassen, wenn 
die Frau dies ausdrücklich gegenüber 
ihrer Ausbildungsstelle verlangt. Die 
Frau kann ihre Erklärung jederzeit 
mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen.

(4) Der Arbeitgeber darf eine Frau nach 
dem Tod ihres Kindes bereits nach 
Ablauf der ersten zwei Wochen nach 
der Entbindung beschäftigen, wenn
1.  die Frau dies ausdrücklich ver-

langt und
2.  nach ärztlichem Zeugnis nichts 

dagegen spricht.

 Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen.

§4 Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-

gere oder stillende Frau, die 18 Jahre 
oder älter ist, nicht mit einer Arbeit 
beschäftigen, die die Frau über acht-
einhalb Stunden täglich oder über 
90 Stunden in der Doppelwoche hin-
aus zu leisten hat. Eine schwangere 
oder stillende Frau unter 18 Jahren 
darf der Arbeitgeber nicht mit einer 
Arbeit beschäftigen, die die Frau 
über acht Stunden täglich oder über 
80 Stunden in der Doppel woche hin-
aus zu leisten hat. In die Doppelwoche 
werden die Sonntage ein gerechnet. 
Der Arbeitgeber darf eine schwangere 
oder stillende Frau nicht in einem 
Umfang beschäftigen, der die ver-
traglich vereinbarte wöchentliche Ar-
beitszeit im Durchschnitt des Monats 
übersteigt. Bei mehreren Arbeitgebern 
sind die Arbeitszeiten zusammenzu-
rechnen.

(2) Der Arbeitgeber muss der schwan-
geren oder stillenden Frau nach 
Beendigung der täglichen Arbeitszeit 
eine ununterbrochene Ruhezeit von 
mindestens elf Stunden gewähren.
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§6 Verbot der Sonn­ und  Feiertagsarbeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 

oder stillende Frau nicht an Sonn- 
und Feiertagen beschäftigen. Er darf 
sie an Sonn- und Feiertagen nur dann 
beschäftigen, wenn
1.  sich die Frau dazu ausdrücklich 

bereit erklärt,
2.  eine Ausnahme vom allgemeinen 

Verbot der Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen nach § 10 des Arbeits-
zeitgesetzes zugelassen ist,

3.  der Frau in jeder Woche im An-
schluss an eine ununterbrochene 
Nachtruhezeit von mindestens 
elf Stunden ein Ersatzruhetag ge-
währt wird und

4.  insbesondere eine unverantwort-
bare Gefährdung für die schwan-
gere Frau oder ihr Kind durch 
Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

 Die schwangere oder stillende Frau 
kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen.

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine 
schwangere oder stillende Frau im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 nicht an Sonn- und Feiertagen 
im Rahmen der schulischen oder 
hochschulischen Ausbildung tätig 
werden lassen. Die Ausbildungsstelle 
darf sie an Ausbildungsveranstal-
tungen an Sonn- und Feiertagen teil-
nehmen lassen, wenn

§5 Verbot der Nachtarbeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 

oder stillende Frau nicht zwischen 
20 Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Er 
darf sie bis 22 Uhr beschäftigen, wenn 
die Voraussetzungen des § 28 erfüllt 
sind.

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine 
schwangere oder stillende Frau im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 nicht zwischen 20 Uhr und 
6 Uhr im Rahmen der schulischen 
oder hochschulischen Ausbildung 
tätig werden lassen. Die Ausbildungs-
stelle darf sie an Ausbildungsveran-
staltungen bis 22 Uhr teilnehmen 
lassen, wenn
1.  sich die Frau dazu ausdrücklich 

bereit erklärt,
2.  die Teilnahme zu Ausbildungs-

zwecken zu dieser Zeit erforder-
lich ist und

3.  insbesondere eine unverantwort-
bare Gefährdung für die schwan-
gere Frau oder ihr Kind durch 
Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

 Die schwangere oder stillende Frau 
kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen. 
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1.  sich die Frau dazu ausdrücklich 
bereit erklärt,

2.  die Teilnahme zu Ausbildungs-
zwecken zu dieser Zeit erforder-
lich ist, 

3.  der Frau in jeder Woche im An-
schluss an eine ununterbrochene 
Nachtruhezeit von mindestens 
elf Stunden ein Ersatzruhetag ge-
währt wird und

4.  insbesondere eine unverantwort-
bare Gefährdung für die schwan-
gere Frau oder ihr Kind durch 
Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

 Die schwangere oder stillende Frau 
kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen.

§7 Freistellung für Untersuchungen 
und zum Stillen
(1) Der Arbeitgeber hat eine Frau für 

die Zeit freizustellen, die zur Durch-
führung der Untersuchungen im 
Rahmen der Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung bei 
Schwangerschaft und Mutterschaft 
erforderlich sind. Entsprechendes gilt 
zugunsten einer Frau, die nicht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert ist.

(2) Der Arbeitgeber hat eine stillende 
Frau auf ihr Verlangen während der 
ersten zwölf Monate nach der Ent-
bindung für die zum Stillen erforder-

liche Zeit freizustellen, mindestens 
aber zweimal täglich für eine halbe 
Stunde oder einmal täglich für eine 
Stunde. Bei einer zusammenhängen-
den Arbeitszeit von mehr als acht 
Stunden soll auf Verlangen der Frau 
zweimal eine Stillzeit von mindestens 
45 Minuten oder, wenn in der Nähe 
der Arbeitsstätte keine Stillgelegen-
heit vorhanden ist, einmal eine Still-
zeit von mindestens 90 Minuten ge-
währt werden. Die Arbeitszeit gilt als 
zusammenhängend, wenn sie nicht 
durch eine Ruhepause von mehr als 
zwei Stunden unterbrochen wird.

§8 Beschränkung von Heimarbeit
(1) Der Auftraggeber oder Zwischen-

meister darf Heimarbeit an eine 
schwangere in Heimarbeit beschäf-
tigte Frau oder an eine ihr Gleich-
gestellte nur in solchem Umfang 
und mit solchen Fertigungsfristen 
ausgeben, dass die Arbeit werktags 
während einer achtstündigen Tages-
arbeitszeit ausgeführt werden kann.

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf Heimarbeit an eine stil-
lende in Heimarbeit beschäftigte Frau 
oder an eine ihr Gleichgestellte nur 
in solchem Umfang und mit solchen 
Fertigungsfristen ausgeben, dass die 
Arbeit werktags während einer sie-
benstündigen Tagesarbeitszeit ausge-
führt werden kann.
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Unterabschnitt 2 –  
Betrieblicher Gesundheitsschutz 

§9 Gestaltung der Arbeitsbedingungen; 
unverantwortbare Gefährdung
(1) Der Arbeitgeber hat bei der Gestal-

tung der Arbeitsbedingungen einer 
schwangeren oder stillenden Frau 
alle aufgrund der Gefährdungsbe-
urteilung nach § 10 erforderlichen 
Maßnahmen für den Schutz ihrer 
physischen und psychischen Gesund-
heit sowie der ihres Kindes zu tref-
fen. Er hat die Maßnahmen auf ihre 
Wirksamkeit zu überprüfen und er-
forderlichenfalls den sich ändernden 
Gegebenheiten anzupassen. Soweit es 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
verantwortbar ist, ist der Frau auch 
während der Schwangerschaft, nach 
der Entbindung und in der Stillzeit 
die Fort führung ihrer Tätigkeiten zu 
ermöglichen. Nachteile aufgrund der 
Schwangerschaft, der Entbindung 
oder der Stillzeit sollen vermieden 
oder ausgeglichen werden.

(2) Der Arbeitgeber hat die Arbeits-
bedingungen so zu gestalten, dass 
Gefährdungen einer schwangeren 
oder stillenden Frau oder ihres Kindes 
möglichst vermieden werden und 
eine unverantwortbare Gefährdung 
ausgeschlossen wird. Eine Gefähr-
dung ist unverantwortbar, wenn 
die Eintrittswahrscheinlichkeit ei-

ner Gesundheitsbeeinträchtigung an-
gesichts der zu erwartenden Schwere 
des möglichen Gesundheitsschadens 
nicht hinnehmbar ist. Eine unver-
antwortbare Gefährdung gilt als aus-
geschlossen, wenn der Arbeitgeber 
alle Vorgaben einhält, die aller Wahr-
scheinlichkeit nach dazu führen, dass 
die Gesundheit einer schwangeren 
oder stillenden Frau oder ihres Kindes 
nicht beeinträchtigt wird.

(3) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, 
dass die schwangere oder stillende 
Frau ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz, 
soweit es für sie erforderlich ist, kurz 
unterbrechen kann. Er hat darüber 
hinaus sicherzustellen, dass sich die 
schwangere oder stillende Frau wäh-
rend der Pausen und Arbeitsunterbre-
chungen unter geeigneten Bedingun-
gen hinlegen, hinsetzen und ausruhen 
kann.

(4) Alle Maßnahmen des Arbeitgebers 
nach diesem Unterabschnitt sowie 
die Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen nach § 10 müssen dem Stand 
der Technik, der Arbeitsmedizin 
und der Hygiene sowie den sonsti-
gen gesicherten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen entsprechen. Der Ar-
beitgeber hat bei seinen Maßnahmen 
die vom Ausschuss für Mutterschutz 
ermittelten und nach § 30 Absatz 4 
im Gemeinsamen Ministerialblatt 
veröffentlichen Regeln und Er-
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kenntnisse zu berücksichtigen; bei 
Ein haltung dieser Regeln und bei Be-
achtung dieser Erkenntnisse ist davon 
auszugehen, dass die in diesem Gesetz 
gestellten Anforderungen erfüllt sind.

(5) Der Arbeitgeber kann zuverlässige 
und fachkundige Personen schriftlich 
damit beauftragen, ihm obliegende 
Aufgaben nach diesem Unterab-
schnitt in eigener Verantwortung 
wahrzunehmen.

(6) Kosten für Maßnahmen nach die-
sem Gesetz darf der Arbeitgeber 
nicht den Personen auferlegen, die 
bei ihm beschäftigt sind. Die Kosten 
für Zeugnisse und Bescheinigungen, 
die die schwangere oder stillende 
Frau auf Verlangen des Arbeitgebers 
vorzulegen hat, trägt der Arbeitgeber.

§10 Beurteilung der Arbeitsbedingungen; 
Schutzmaßnahmen
(1) Im Rahmen der Beurteilung der 

Arbeitsbedingungen nach § 5 des Ar-
beitsschutzgesetzes hat der Arbeitge-
ber für jede Tätigkeit 
1.  die Gefährdungen nach Art, Dau-

er und Ausmaß zu beurteilen, de-
nen eine schwangere oder stillen-
de Frau oder ihr Kind ausgesetzt 
ist oder sein kann, und 

2.  unter Berücksichtigung des Er-
gebnisses der Beurteilung der 
Gefährdung nach Nummer 1 zu 
ermitteln, ob für eine schwangere 
oder stillende Frau oder ihr Kind 
voraussichtlich

a) keine Schutzmaßnahmen er-
forderlich sein werden,

b) eine Umgestaltung der Ar-
beitsbedingungen nach § 13 
Absatz 1 Nummer 1 erforder-
lich sein wird oder

c) eine Fortführung der Tätigkeit 
der Frau an diesem Arbeits-
platz nicht möglich sein wird.

 Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen 
ist die Beurteilung eines Arbeitsplat-
zes oder einer Tätigkeit ausreichend.

(2) Sobald eine Frau dem Arbeitgeber 
mitgeteilt hat, dass sie schwanger 
ist oder stillt, hat der Arbeitgeber un-
verzüglich die nach Maßgabe der Ge-
fährdungsbeurteilung nach Absatz 1 
erforderlichen Schutzmaßnahmen 
festzulegen. Zusätzlich hat der Ar-
beitgeber der Frau ein Gespräch über 
weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbe-
dingungen anzubieten.

(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 
oder stillende Frau nur diejenigen Tä-
tigkeiten ausüben lassen, für die er die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen 
nach Absatz 2 Satz 1 getroffen hat.

§11 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeits­
bedingungen für schwangere Frauen
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 

Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr 
Kind eine unverantwortbare Gefähr-
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2.  Blei und Bleiderivaten, soweit die 
Gefahr besteht, dass diese Stoffe 
vom menschlichen Körper aufge-
nommen werden, oder 

3.  Gefahrstoffen, die als Stoffe ausge-
wiesen sind, die auch bei Einhal-
tung der arbeitsplatzbezogenen 
Vorgaben möglicherweise zu einer 
Fruchtschädigung führen können.

 Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt insbe-
sondere als ausgeschlossen,
4.  wenn

a) für den jeweiligen Gefahrstoff 
die arbeitsplatzbezogenen 
Vorgaben eingehalten werden 
und es sich um einen Gefahr-
stoff handelt, der als Stoff 
ausgewiesen ist, der bei Ein-
haltung der arbeitsplatzbezo-
genen Vorgaben hinsichtlich 
einer Frucht schädigung als 
sicher bewertet wird, oder

b) der Gefahrstoff nicht in der 
Lage ist, die Plazentaschranke 
zu überwinden, oder aus an-
deren Gründen ausgeschlos-
sen ist, dass eine Fruchtschädi-
gung eintritt, und

5.  wenn der Gefahrstoff nach den 
Kriterien des Anhangs I zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1272/2008 nicht 
als reproduktionstoxisch nach 
der Zusatzkategorie für Wirkun-
gen auf oder über die Laktation 
zu bewerten ist.

dung darstellt. Eine unverantwortbare 
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt 
insbesondere vor, wenn die schwan-
gere Frau Tätigkeiten ausübt oder 
Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, 
bei denen sie folgenden Gefahrstoffen 
ausgesetzt ist oder sein kann:
1.  Gefahrstoffen, die nach den 

Kriterien des Anhangs I zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1272/2008 des 
Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Dezember 2008 
über die Einstufung, Kennzeich-
nung und Verpackung von Stoffen 
und Gemischen, zur Änderung 
und Aufhebung der Richtlinien 
67/548/EWG und 1999/45/EG 
und zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. 
L 353 vom 31.12.2008, S. 1) zu be-
werten sind
a) als reproduktionstoxisch nach 

der Kategorie 1A, 1B oder 2 
oder nach der Zusatzkategorie 
für Wirkungen auf oder über 
die Laktation,

b) als keimzellmutagen nach 
der Kategorie 1A oder 1B,

c) als karzinogen nach der Kate-
gorie 1A oder 1B,

d) als spezifisch zielorgantoxisch 
nach einmaliger Exposition 
nach der Kategorie 1 oder

e) als akut toxisch nach der Kate-
gorie 1, 2 oder 3,
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 Die vom Ausschuss für Mutterschutz 
ermittelten wissenschaftlichen Er-
kenntnisse sind zu beachten.

(2) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem 
Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 
2, 3 oder 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 
der Biostoffverordnung in Kontakt 
kommt oder kommen kann, dass dies 
für sie oder für ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellt. 
Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 liegt insbesonde-
re vor, wenn die schwangere Frau Tä-
tigkeiten ausübt oder Arbeitsbedin-
gungen ausgesetzt ist, bei denen sie 
mit folgenden Biostoffen in Kontakt 
kommt oder kommen kann:
1.  mit Biostoffen, die in die Risiko-

gruppe 4 im Sinne von § 3 Absatz 
1 der Biostoffverordnung einzu-
stufen sind, oder

2.  mit Rötelnvirus oder mit 
 Toxoplasma.

 Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn 
der Kontakt mit Biostoffen im Sin-
ne von Satz 1 oder 2 therapeutische 
Maßnahmen erforderlich macht 
oder machen kann, die selbst eine 
unverantwortbare Gefährdung dar-
stellen. Eine unverantwortbare Ge-
fährdung im Sinne von Satz 1 oder 2 
gilt insbesondere als ausgeschlossen, 
wenn die schwangere Frau über einen 
ausreichenden Immunschutz verfügt.

(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie physikali-
schen Einwirkungen in einem Maß 
ausgesetzt ist oder sein kann, dass 
dies für sie oder für ihr Kind eine un-
verantwortbare Gefährdung darstellt. 
Als physikalische Einwirkungen im 
Sinne von Satz 1 sind insbesondere zu 
berücksichtigen:
1.  ionisierende und nicht ionisieren-

de Strahlungen,
2.  Erschütterungen, Vibrationen 

und Lärm sowie
3.  Hitze, Kälte und Nässe.

(4) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie einer belas-
tenden Arbeitsumgebung in einem 
Maß ausgesetzt ist oder sein kann, 
dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt. Der Arbeitgeber darf eine 
schwangere Frau insbesondere keine 
Tätigkeiten ausüben lassen
1.  in Räumen mit einem Überdruck 

im Sinne von § 2 der Druckluft-
verordnung,

2.  in Räumen mit sauerstoff-
reduzierter Atmosphäre oder

3.  im Bergbau unter Tage.
(5) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 

Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie körperlichen 
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6.  Unfälle, insbesondere durch Aus-
gleiten, Fallen oder Stürzen, oder 
Tätlichkeiten zu befürchten sind, 
die für sie oder für ihr Kind eine 
unverantwortbare Gefährdung 
darstellen,

7.  sie eine Schutzausrüstung tragen 
muss und das Tragen eine Belas-
tung darstellt oder

8.  eine Erhöhung des Drucks im 
Bauchraum zu befürchten ist, 
insbesondere bei Tätigkeiten mit 
besonderer Fußbeanspruchung.

(6) Der Arbeitgeber darf eine schwangere 
Frau folgende Arbeiten nicht ausüben 
lassen:
1.  Akkordarbeit oder sonstige Arbei-

ten, bei denen durch ein gestei-
gertes Arbeitstempo ein höheres 
Entgelt erzielt werden kann,

2.  Fließarbeit oder 
3.  getaktete Arbeit mit vorgeschrie-

benem Arbeitstempo, wenn die 
Art der Arbeit oder das Arbeits-
tempo für die schwangere Frau 
oder für ihr Kind eine unverant-
wortbare Gefährdung darstellt.

§12 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeits­
bedingungen für stillende Frauen
(1) Der Arbeitgeber darf eine stillende 

Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr 

Belastungen oder mechanischen Ein-
wirkungen in einem Maß ausgesetzt 
ist oder sein kann, dass dies für sie 
oder für ihr Kind eine unverantwort-
bare Gefährdung darstellt. Der Arbeit-
geber darf eine schwangere Frau ins-
besondere keine Tätigkeiten ausüben 
lassen, bei denen
1.  sie ohne mechanische Hilfsmit-

tel regelmäßig Lasten von mehr 
als 5 Kilogramm Gewicht oder 
gelegentlich Lasten von mehr 
als 10 Kilogramm Gewicht von 
Hand heben, halten, bewegen 
oder befördern muss,

2.  sie mit mechanischen Hilfs-
mitteln Lasten von Hand heben, 
halten, bewegen oder befördern 
muss und dabei ihre körperliche 
Beanspruchung der von Arbeiten 
nach Nummer 1 entspricht,

3.  sie nach Ablauf des fünften Mo-
nats der Schwangerschaft über-
wiegend bewegungsarm ständig 
stehen muss und wenn diese Tä-
tigkeit täglich vier Stunden über-
schreitet,

4.  sie sich häufig erheblich strecken, 
beugen, dauernd hocken, sich 
gebückt halten oder sonstige 
Zwangshaltungen einnehmen 
muss,

5.  sie auf Beförderungsmitteln ein-
gesetzt wird, wenn dies für sie 
oder für ihr Kind eine unverant-
wortbare Gefährdung darstellt,
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Kind eine unverantwortbare Gefähr-
dung darstellt. Eine unverantwortbare 
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt 
insbesondere vor, wenn die stillende 
Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeits-
bedingungen ausgesetzt ist, bei denen 
sie folgenden Gefahrstoffen ausge-
setzt ist oder sein kann:
1.  Gefahrstoffen, die nach den 

Kriterien des Anhangs I zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1272/2008 als 
reproduktionstoxisch nach der 
Zusatzkategorie für Wirkungen 
auf oder über die Laktation zu be-
werten sind oder

2.  Blei und Bleiderivaten, soweit 
die Gefahr besteht, dass diese Stof-
fe vom menschlichen Körper auf-
genommen werden.

(2) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem 
Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 
2, 3 oder 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 
der Biostoffverordnung in Kontakt 
kommt oder kommen kann, dass dies 
für sie oder für ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellt. 
Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere 
vor, wenn die stillende Frau Tätig-
keiten ausübt oder Arbeitsbedingun-
gen ausgesetzt ist, bei denen sie mit 
Biostoffen in Kontakt kommt oder 
kommen kann, die in die Risiko-
gruppe 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 
der Biostoffverordnung einzustufen 

sind. Die Sätze 1 und 2 gelten auch, 
wenn der Kontakt mit Biostoffen im 
Sinne von Satz 1 oder 2 therapeutische 
Maßnahmen erforderlich macht oder 
machen kann, die selbst eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellen. 
Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt als aus-
geschlossen, wenn die stillende Frau 
über einen aus reichenden Immun-
schutz verfügt.

(3) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie physikali-
schen Einwirkungen in einem Maß 
ausgesetzt ist oder sein kann, dass 
dies für sie oder für ihr Kind eine un-
verantwortbare Gefährdung darstellt. 
Als physikalische Einwirkungen im 
Sinne von Satz 1 sind insbesondere 
ionisierende und nicht ionisierende 
Strahlungen zu berücksichtigen.

(4) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen 
und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie einer belas-
tenden Arbeitsumgebung in einem 
Maß ausgesetzt ist oder sein kann, 
dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt. Der Arbeitgeber darf eine 
stillende Frau insbesondere keine Tä-
tigkeiten ausüben lassen
1.  in Räumen mit einem Überdruck 

im Sinne von § 2 der Druckluft-
verordnung oder

2.  im Bergbau unter Tage.
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gen Aufwandes nicht zumutbar, 
hat der Arbeitgeber die Frau 
an einem anderen geeigneten 
Arbeitsplatz einzusetzen, wenn 
er einen solchen Arbeitsplatz zur 
Verfügung stellen kann und dieser 
Arbeitsplatz der schwangeren 
oder stillenden Frau zumutbar ist.

3.  Kann der Arbeitgeber unverant-
wortbare Gefährdungen für die 
schwangere oder stillende Frau 
weder durch Schutzmaßnahmen 
nach Nummer 1 noch durch 
einen Arbeitsplatzwechsel nach 
Nummer 2 ausschließen, darf er 
die schwangere oder stillende 
Frau nicht weiter beschäftigen.

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf keine Heimarbeit an 
schwangere oder stillende Frauen 
ausgeben, wenn unverantwortbare 
Gefährdungen nicht durch Schutz-
maßnahmen nach Absatz 1 Num-
mer 1 ausgeschlossen werden können.

§14 Dokumentation und Information 
durch den Arbeitgeber
(1) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung 

der Arbeitsbedingungen nach § 10 
durch Unterlagen zu dokumentieren, 
aus denen Folgendes ersichtlich ist:
1.  das Ergebnis der Gefährdungsbe-

urteilung nach § 10 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 und der Bedarf an 
Schutzmaßnahmen nach § 10 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2,

2.  die Festlegung der erforderlichen 
Schutzmaßnahmen nach § 10 

(5) Der Arbeitgeber darf eine stillende 
Frau folgende Arbeiten nicht ausüben 
lassen:
1.  Akkordarbeit oder sonstige Arbei-

ten, bei denen durch ein gestei-
gertes Arbeitstempo ein höheres 
Entgelt erzielt werden kann,

2.  Fließarbeit oder
3.  getaktete Arbeit mit vorgeschrie-

benem Arbeitstempo, wenn die 
Art der Arbeit oder das Arbeits-
tempo für die stillende Frau oder 
für ihr Kind eine unverantwortba-
re Gefährdung darstellt.

§13 Rangfolge der Schutzmaßnahmen: 
Umgestaltung der Arbeitsbedingungen, 
Arbeitsplatzwechsel und betriebliches 
Beschäftigungsverbot
(1) Werden unverantwortbare Gefähr-

dungen im Sinne von § 9, § 11 oder § 12 
festgestellt, hat der Arbeitgeber für 
jede Tätigkeit einer schwangeren oder 
stillenden Frau Schutzmaß nahmen in 
folgender Rangfolge zu treffen:
1.  Der Arbeitgeber hat die Arbeits-

bedingungen für die schwangere 
oder stillende Frau durch Schutz-
maßnahmen nach Maßgabe des 
§ 9 Absatz 2 umzugestalten.

2.  Kann der Arbeitgeber unverant-
wortbare Gefährdungen für die 
schwangere oder stillende Frau 
nicht durch die Umgestaltung 
der Arbeitsbedingungen nach 
Nummer 1 ausschließen oder ist 
eine Umgestaltung wegen des 
nachweislich unverhältnismäßi-
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Absatz 2 Satz 1 sowie das Ergeb-
nis ihrer Überprüfung nach § 9 
Absatz 1 Satz 2 und

3.  das Angebot eines Gesprächs mit 
der Frau über weitere Anpassun-
gen ihrer Arbeitsbedingungen 
nach § 10 Absatz 2 Satz 2 oder 
der Zeitpunkt eines solchen Ge-
sprächs.

 Wenn die Beurteilung nach § 10 Ab-
satz 1 ergibt, dass die schwangere oder 
stillende Frau oder ihr Kind keiner 
Gefährdung im Sinne von § 9 Absatz 2 
ausgesetzt ist oder sein kann, reicht 
es aus, diese Feststellung in einer für 
den Arbeitsplatz der Frau oder für die 
Tätigkeit der Frau bereits erstellten 
Dokumentation der Beur teilung der 
Arbeitsbedingungen nach § 5 des Ar-
beitsschutzgesetzes zu vermerken.

(2) Der Arbeitgeber hat alle Personen, 
die bei ihm beschäftigt sind, über das 
Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und über den Bedarf an Schutzmaß-
nahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 zu informieren.

(3) Der Arbeitgeber hat eine schwangere 
oder stillende Frau über die Gefähr-
dungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und über die damit 
verbundenen für sie erforderlichen 
Schutzmaßnahmen nach § 10 Absatz 
2 Satz 1 in Verbindung mit § 13 zu 
informieren.

§15 Mitteilungen und Nachweise der 
schwangeren und stillenden Frauen
(1) Eine schwangere Frau soll ihrem Ar-

beitgeber ihre Schwangerschaft und 
den voraussichtlichen Tag der Entbin-
dung mitteilen, sobald sie weiß, dass 
sie schwanger ist. Eine stillende Frau 
soll ihrem Arbeitgeber so früh wie 
möglich mitteilen, dass sie stillt.

(2) Auf Verlangen des Arbeitgebers soll 
eine schwangere Frau als Nachweis 
über ihre Schwangerschaft ein ärztli-
ches Zeugnis oder das Zeugnis einer 
Hebamme oder eines Entbindungs-
pflegers vorlegen. Das Zeugnis über 
die Schwangerschaft soll den vor-
aussichtlichen Tag der Entbindung 
enthalten.

Unterabschnitt 3 –  
Ärztlicher Gesundheitsschutz

§16 Ärztliches Beschäftigungsverbot
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwan-

gere Frau nicht beschäftigen, soweit 
nach einem ärztlichen Zeugnis ihre 
Gesundheit oder die ihres Kindes 
bei Fortdauer der Beschäftigung ge-
fährdet ist.

(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau, die 
nach einem ärztlichen Zeugnis in den 
ersten Monaten nach der Entbindung 
nicht voll leistungsfähig ist, nicht mit 
Arbeiten beschäftigen, die ihre Leis-
tungsfähigkeit übersteigen.
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Schwangerschaftswoche oder nach 
der Entbindung in Zusammenhang 
stehen, ausnahmsweise die Kündi-
gung für zulässig erklären. Die Kün-
digung bedarf der Schriftform und 
muss den Kündigungsgrund angeben.

(3) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister darf eine in Heimarbeit be-
schäftigte Frau in den Fristen nach 
Absatz 1 Satz 1 nicht gegen ihren 
Willen bei der Ausgabe von Heimar-
beit ausschließen; die §§ 3, 8, 11, 12, 13 
Absatz 2 und § 16 bleiben unberührt. 
Absatz 1 gilt auch für eine Frau, die 
der in Heimarbeit beschäftigten 
Frau gleichgestellt ist und deren 
Gleichstellung sich auch auf § 29 
des Heimarbeitsgesetzes erstreckt. 
Absatz 2 gilt für eine in Heimarbeit 
beschäftigte Frau und eine ihr Gleich-
gestellte entsprechend.

Abschnitt 4 – Leistungen

§18 Mutterschutzlohn
Eine Frau, die wegen eines Beschäftigungs-
verbots außerhalb der Schutz fristen vor 
oder nach der Entbindung teilweise oder 
gar nicht beschäftigt werden darf, erhält 
von ihrem Arbeitgeber Mutterschutzlohn. 
Als Mutterschutzlohn wird das durch-
schnittliche Arbeitsentgelt der letzten 
drei abgerechneten Kalendermonate vor 
dem Eintritt der Schwangerschaft gezahlt. 
Dies gilt auch, wenn wegen dieses Verbots 
die Beschäftigung oder die Entlohnungs-

Abschnitt 3 – Kündigungsschutz

§17 Kündigungsverbot
(1) Die Kündigung gegenüber einer Frau 

ist unzulässig
1.  während ihrer Schwangerschaft,
2.  bis zum Ablauf von vier Monaten 

nach einer Fehlgeburt nach der 
zwölften Schwangerschaftswoche 
und

3.  bis zum Ende ihrer Schutzfrist 
nach der Entbindung, mindestens 
jedoch bis zum Ablauf von vier 
Monaten nach der Entbindung, 

 wenn dem Arbeitgeber zum Zeit-
punkt der Kündigung die Schwanger-
schaft, die Fehlgeburt nach der zwölf-
ten Schwangerschaftswoche oder die 
Entbindung bekannt ist oder wenn sie 
ihm innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Kündigung mitgeteilt 
wird. Das Überschreiten dieser Frist 
ist unschädlich, wenn die Überschrei-
tung auf einem von der Frau nicht zu 
vertretenden Grund beruht und die 
Mitteilung unverzüglich nachgeholt 
wird. Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für Vorbereitungsmaßnahmen 
des Arbeitgebers, die er im Hinblick 
auf eine Kündigung der Frau trifft.

(2) Die für den Arbeitsschutz zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann in besonde-
ren Fällen, die nicht mit dem Zustand 
der Frau in der Schwangerschaft, nach 
einer Fehlgeburt nach der zwölften 
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art wechselt. Beginnt das Beschäftigungs-
verhältnis erst nach Eintritt der Schwan-
gerschaft, ist das durchschnittliche 
Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsentgelt der 
ersten drei Monate der Beschäftigung zu 
berechnen.

§19 Mutterschaftsgeld
(1) Eine Frau, die Mitglied einer gesetz-

lichen Krankenkasse ist, erhält für 
die Zeit der Schutzfristen vor und 
nach der Entbindung sowie für den 
Entbindungstag Mutterschaftsgeld 
nach den Vorschriften des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch oder nach 
den Vorschriften des Zweiten Geset-
zes über die Krankenversicherung der 
Landwirte.

(2) Eine Frau, die nicht Mitglied einer 
gesetzlichen Krankenkasse ist, erhält 
für die Zeit der Schutzfristen vor und 
nach der Entbindung sowie für den 
Entbindungstag Mutterschaftsgeld zu 
Lasten des Bundes in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
über das Mutterschaftsgeld, jedoch 
insgesamt höchstens 210 Euro. 
Das Mutterschaftsgeld wird dieser 
Frau auf Antrag vom Bundesamt 
für Soziale Sicherung gezahlt. Endet 
das Beschäftigungs verhältnis nach 
Maßgabe von § 17 Absatz 2 durch 
eine Kündigung, erhält die Frau 
Mutterschaftsgeld in ent sprechender 
Anwendung der Sätze 1 und 2 für die 
Zeit nach dem Ende des Beschäfti-
gungsverhältnisses.

§20 Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
(1) Eine Frau erhält während ihres be-

stehenden Beschäftigungsverhält-
nisses für die Zeit der Schutzfristen 
vor und nach der Entbindung sowie 
für den Entbindungstag von ihrem 
Arbeitgeber einen Zuschuss zum 
Mutterschaftsgeld. Als Zuschuss zum 
Mutterschaftsgeld wird der Unter-
schiedsbetrag zwischen 13 Euro und 
dem um die gesetzlichen Abzüge 
verminderten durchschnittlichen 
kalendertäglichen Arbeitsentgelt der 
letzten drei abgerechneten Kalender-
monate vor Beginn der Schutzfrist vor 
der Entbindung gezahlt. Einer Frau, 
deren Beschäftigungsverhältnis wäh-
rend der Schutzfristen vor oder nach 
der Entbindung beginnt, wird der 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld von 
Beginn des Beschäftigungsverhältnis-
ses an gezahlt.

(2) Ist eine Frau für mehrere Arbeitgeber 
tätig, sind für die Berechnung des Ar-
beitgeberzuschusses nach Absatz 1 die 
durchschnittlichen kalender täglichen 
Arbeitsentgelte aus diesen Beschäf-
tigungsverhältnissen zusammenzu-
rechnen. Den sich daraus ergebenden 
Betrag zahlen die Arbeit geber anteilig 
im Verhältnis der von ihnen gezahlten 
durchschnittlichen kalendertäglichen 
Arbeitsentgelte.

(3) Endet das Beschäftigungsverhältnis 
nach Maßgabe von § 17 Absatz 2 
durch eine Kündigung, erhält die 
Frau für die Zeit nach dem Ende des 
Beschäftigungsverhältnisses den Zu-
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3.  im Fall der Beendigung der 
Elternzeit nach dem Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetz 
das Arbeitsentgelt aus Teilzeitbe-
schäftigung, das vor der Beendi-
gung der Elternzeit während der 
Elternzeit erzielt wurde, soweit 
das durchschnittliche Arbeits-
entgelt ohne die Berücksichti-
gung der Zeiten, in denen dieses 
Arbeits entgelt erzielt wurde, hö-
her ist.

(3) Ist die Ermittlung des durchschnitt-
lichen Arbeitsentgelts entsprechend 
den Absätzen 1 und 2 nicht möglich, 
ist das durchschnittliche kalendertäg-
liche Arbeitsentgelt einer vergleichbar 
beschäftigten Person zugrunde zu 
legen.

(4) Bei einer dauerhaften Änderung der 
Arbeitsentgelthöhe ist die geänderte 
Arbeitsentgelthöhe bei der Ermittlung 
des durchschnittlichen Arbeitsentgelts 
für die Leistungen nach den §§ 18 bis 
20 zugrunde zu legen, und zwar
1.  für den gesamten Berechnungs-

zeitraum, wenn die Änderung 
während des Berechnungszeit-
raums wirksam wird,

2.  ab Wirksamkeit der Änderung 
der Arbeitsentgelthöhe, wenn die 
Änderung der Arbeitsentgelthöhe 
nach dem Berechnungszeitraum 
wirksam wird.

schuss zum Mutterschaftsgeld nach 
Absatz 1 von der für die Zahlung des 
Mutterschaftsgeldes zuständigen 
Stelle. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
der Arbeitgeber wegen eines Insol-
venzereignisses im Sinne von § 165 
Absatz 1 Satz 2 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch den Zuschuss nach 
Absatz 1 nicht zahlen kann.

§21 Ermittlung des durchschnittlichen 
Arbeits entgelts
(1) Bei der Bestimmung des Berech-

nungszeitraumes für die Ermittlung 
des durchschnittlichen Arbeits-
entgelts für die Leistungen nach den 
§§ 18 bis 20 bleiben Zeiten unberück-
sichtigt, in denen die Frau infolge 
unverschuldeter Fehlzeiten kein 
Arbeits entgelt erzielt hat. War das 
Beschäftigungsverhältnis kürzer als 
drei Monate, ist der Berechnung der 
tat säch liche Zeitraum des Beschäfti-
gungsverhältnisses zugrunde zu 
legen.

(2) Für die Ermittlung des durchschnitt-
lichen Arbeitsentgelts für die Leis-
tungen nach den §§ 18 bis 20 bleiben 
unberücksichtigt:
1.  einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 

im Sinne von § 23a des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch,

2.  Kürzungen des Arbeitsentgelts, 
die im Berechnungszeitraum 
infolge von Kurzarbeit, Arbeits-
ausfällen oder unverschuldetem 
Arbeits versäumnis eintreten, und
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§22 Leistungen während der Elternzeit
Während der Elternzeit sind Ansprüche 
auf Leistungen nach den §§ 18 und 20 
aus dem wegen der Elternzeit ruhenden 
Arbeitsverhältnis ausgeschlossen. Übt 
die Frau während der Elternzeit eine Teil-
zeitarbeit aus, ist für die Ermittlung des 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts nur 
das Arbeitsentgelt aus dieser Teilzeitarbeit 
zugrunde zu legen.

§23 Entgelt bei Freistellung für Untersu­
chungen und zum Stillen
(1) Durch die Gewährung der Freistel-

lung nach § 7 darf bei der schwange-
ren oder stillenden Frau kein Ent gelt-
ausfall eintreten. Freistellungszeiten 
sind weder vor- noch nachzuarbeiten. 
Sie werden nicht auf Ruhepausen 
angerechnet, die im Arbeitszeitgesetz 
oder in anderen Vorschriften fest-
gelegt sind.

(2) Der Auftraggeber oder Zwischen-
meister hat einer in Heimarbeit be-
schäftigten Frau und der ihr Gleichge-
stellten für die Stillzeit ein Entgelt 
zu zahlen, das nach der Höhe des 
durchschnittlichen Stundenentgelts 
für jeden Werktag zu berechnen ist. 
Ist eine Frau für mehrere Auftrag-
geber oder Zwischenmeister tätig, ha-
ben diese das Entgelt für die Stillzeit 
zu gleichen Teilen zu zahlen. Auf das 
Entgelt finden die Vorschriften der 
§§ 23 bis 25 des Heimarbeitsgesetzes 
über den Entgeltschutz Anwendung.

§24 Fortbestehen des Erholungsurlaubs 
bei Beschäftigungsverboten
Für die Berechnung des Anspruchs auf 
bezahlten Erholungsurlaub gelten die 
Ausfallzeiten wegen eines Beschäfti-
gungsverbots als Beschäftigungszeiten. 
Hat eine Frau ihren Urlaub vor Beginn 
eines Beschäftigungsverbots nicht oder 
nicht vollständig erhalten, kann sie nach 
dem Ende des Beschäftigungsverbots 
den Resturlaub im laufenden oder im 
nächsten Urlaubsjahr beanspruchen.

§25 Beschäftigung nach dem Ende des 
Beschäftigungsverbots
Mit dem Ende eines Beschäftigungs-
verbots im Sinne von § 2 Absatz 3 hat 
eine Frau das Recht, entsprechend den 
vertraglich vereinbarten Bedingungen 
beschäftigt zu werden.

Abschnitt 5 – Durchführung des Gesetzes

§26 Aushang des Gesetzes
(1) In Betrieben und Verwaltungen, in 

denen regelmäßig mehr als drei Frau-
en beschäftigt werden, hat der Arbeit-
geber eine Kopie dieses Gesetzes an 
geeigneter Stelle zur Einsicht auszule-
gen oder auszu hängen. Dies gilt nicht, 
wenn er das Gesetz für die Personen, 
die bei ihm beschäftigt sind, in einem 
elektronischen Verzeichnis jederzeit 
zugänglich gemacht hat.

(2) Für eine in Heimarbeit beschäftigte 
Frau oder eine ihr Gleichgestellte 
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(2) Der Arbeitgeber hat der Aufsichts-
behörde auf Verlangen die Angaben 
zu machen, die zur Erfüllung der 
Aufgaben dieser Behörde erforderlich 
sind. Er hat die Angaben wahrheits-
gemäß, vollständig und rechtzeitig 
zu machen.

(3) Der Arbeitgeber hat der Aufsichts-
behörde auf Verlangen die Unterlagen 
zur Einsicht vorzulegen oder einzu-
senden, aus denen Folgendes ersicht-
lich ist:
1.  die Namen der schwangeren 

oder stillenden Frauen, die bei 
ihm beschäftigt sind,

2.  die Art und der zeitliche Umfang 
ihrer Beschäftigung,

3.  die Entgelte, die an sie gezahlt 
worden sind,

4.  die Ergebnisse der Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen nach § 10 
und

5.  alle sonstigen nach Absatz 2 erfor-
derlichen Angaben. 

(4) Die auskunftspflichtige Person kann 
die Auskunft auf solche Fragen oder 
die Vorlage derjenigen Unterlagen 
verweigern, deren Beantwortung oder 
Vorlage sie selbst oder einen ihrer in 
§ 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der 
Zivilprozessordung bezeichneten An-
gehörigen der Gefahr der Ver folgung 
wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit aussetzen würde. Die 
auskunftspflichtige Person ist darauf 
hinzuweisen.

muss der Auftraggeber oder Zwi-
schenmeister in den Räumen der 
Ausgabe oder Abnahme von Heim-
arbeit eine Kopie dieses Gesetzes an 
geeigneter Stelle zur Einsicht auslegen 
oder aushängen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

§27 Mitteilungs­ und Aufbewahrungs­
pflichten des Arbeitgebers, Offen­
barungsverbot der mit der Über wachung 
beauftragten Personen
(1) Der Arbeitgeber hat die Aufsichts-

behörde unverzüglich zu benachrich-
tigen,
1.  wenn eine Frau ihm mitgeteilt 

hat,
a) dass sie schwanger ist oder
b) dass sie stillt, es sei denn, 

er hat die Aufsichtsbehörde 
bereits über die Schwanger-
schaft dieser Frau benach-
richtigt, oder

2.  wenn er beabsichtigt, eine 
schwangere oder stillende Frau 
zu beschäftigen
a) bis 22 Uhr nach den Vorgaben 

des § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3,
b) an Sonn- und Feiertagen nach 

den Vorgaben des § 6 Absatz 
1 Satz 2 und 3 oder Absatz 2 
Satz 2 und 3 oder

c) mit getakteter Arbeit im Sinne 
von § 11 Absatz 6 Nummer 3 
oder § 12 Absatz 5 Nummer 3.

 Er darf diese Informationen nicht un-
befugt an Dritte weitergeben.
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(5) Der Arbeitgeber hat die in Absatz 3 
genannten Unterlagen mindestens bis 
zum Ablauf von zwei Jahren nach der 
letzten Eintragung aufzubewahren.

(6) Die mit der Überwachung beauftrag-
ten Personen der Aufsichtsbehörde 
dürfen die ihnen bei ihrer Über-
wachungstätigkeit zur Kenntnis 
gelangten Geschäfts- und Betriebs-
geheimnisse nur in den gesetzlich 
geregelten Fällen oder zur Verfol-
gung von Rechtsverstößen oder zur 
Erfüllung von gesetzlich geregelten 
Aufgaben zum Schutz der Umwelt 
den dafür zuständigen Behörden 
offen baren. Soweit es sich bei Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnissen 
um Informationen über die Umwelt 
im Sinne des Umweltinformations-
gesetzes handelt, richtet sich die 
Befugnis zu ihrer Offenbarung nach 
dem Umweltinformationsgesetz.

§28 Behördliches Genehmigungs verfahren 
für eine Beschäftigung zwischen 20 Uhr 
und 22 Uhr
(1) Die Aufsichtsbehörde kann abwei-

chend von § 5 Absatz 1 Satz 1 auf 
Antrag des Arbeitgebers genehmigen, 
dass eine schwangere oder stillende 
Frau zwischen 20 Uhr und 22 Uhr be-
schäftigt wird, wenn
1.  sich die Frau dazu ausdrücklich 

bereit erklärt,
2.  nach ärztlichem Zeugnis nichts 

gegen die Beschäftigung der Frau 
bis 22 Uhr spricht und

3.  insbesondere eine unverantwort-
bare Gefährdung für die schwan-
gere Frau oder ihr Kind durch 
Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

 Dem Antrag ist die Dokumentation 
der Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen nach § 14 Absatz 1 beizufügen. Die 
schwangere oder stillende Frau kann 
ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1 
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen.

(2) Solange die Aufsichtsbehörde den 
Antrag nicht ablehnt oder die Be-
schäftigung zwischen 20 Uhr und 
22 Uhr nicht vorläufig untersagt, 
darf der Arbeitgeber die Frau unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 
beschäftigen. Die Aufsichtsbehörde 
hat dem Arbeitgeber nach Eingang 
des Antrags unverzüglich eine Mit-
teilung zu machen, wenn die für den 
Antrag nach Absatz 1 erforderlichen 
Unterlagen unvollständig sind. Die 
Aufsichtsbehörde kann die Beschäf-
tigung vorläufig untersagen, soweit 
dies erforderlich ist, um den Schutz 
der Gesundheit der Frau oder ihres 
Kindes sicherzustellen.

(3) Lehnt die Aufsichtsbehörde den An-
trag nicht innerhalb von sechs Wo-
chen nach Eingang des vollständigen 
Antrags ab, gilt die Geneh migung als 
erteilt. Auf Verlangen ist dem Arbeit-
geber der Eintritt der Genehmigungs-
fiktion (§ 42a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes) zu bescheinigen.

(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes.
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§29 Zuständigkeit und Befugnisse der 
Aufsichtsbehörden, Jahresbericht
(1) Die Aufsicht über die Ausführung 

der Vorschriften dieses Gesetzes und 
der aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Vorschriften obliegt den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden 
(Aufsichtsbehörden).

(2) Die Aufsichtsbehörden haben die-
selben Befugnisse wie die nach § 22 
Absatz 2 und 3 des Arbeitsschutz-
gesetzes mit der Überwachung be-
auftragten Personen. Das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundge setzes) wird 
insoweit eingeschränkt.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzel-
fällen die erforderlichen Maßnahmen 
anordnen, die der Arbeitgeber zur 
Erfüllung derjenigen Pflichten zu 
 treffen hat, die sich aus Abschnitt 2 
dieses Gesetzes und aus den aufgrund 
des § 31 Nummer 1 bis 5 erlassenen 
Rechtsverordnungen ergeben. Insbe-
sondere kann die Aufsichts behörde: 
1.  in besonders begründeten Einzel-

fällen Ausnahmen vom Verbot der 
Mehrarbeit nach § 4 Absatz 1 Satz 
1, 2 oder 4 sowie vom Verbot der 
Nachtarbeit auch zwischen 22 Uhr 
und 6 Uhr nach § 5 Absatz 1 Satz 
1 oder Absatz 2 Satz 1 bewilligen, 
wenn
a) sich die Frau dazu aus-

drücklich bereit erklärt,
b) nach ärztlichem Zeugnis 

nichts gegen die Beschäf-
tigung spricht und

c) in den Fällen des § 5 Absatz 
1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 
1 ins besondere eine unver-
antwortbare Gefährdung 
für die schwan gere Frau oder 
ihr Kind durch Alleinarbeit 
ausgeschlossen ist,

2.  verbieten, dass ein Arbeitgeber 
eine schwangere oder stillende 
Frau
a) nach § 5 Absatz 2 Satz 2 zwi-

schen 20 Uhr und 22 Uhr be-
schäftigt oder

b) nach § 6 Absatz 1 Satz 2 
oder nach § 6 Absatz 2 Satz 2 
an Sonn- und Feiertagen be-
schäftigt,

3.  Einzelheiten zur Freistellung zum 
Stillen nach § 7 Absatz 2 und zur 
Bereithaltung von Räumlich-
keiten, die zum Stillen geeignet 
sind, anordnen,

4.  Einzelheiten zur zulässigen Ar-
beitsmenge nach § 8 anordnen,

5.  Schutzmaßnahmen nach § 9 Ab-
satz 1 bis 3 und nach § 13 anord-
nen,

6.  Einzelheiten zu Art und Umfang 
der Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen nach § 10 anordnen,

7.  bestimmte Tätigkeiten oder Ar-
beitsbedingungen nach § 11 oder 
nach § 12 verbieten,

8.  Ausnahmen von den Vorschriften 
des § 11 Absatz 6 Nummer 1 und 2 
und des § 12 Absatz 5 Nummer 1 
und 2 bewilligen, wenn die Art der 
Arbeit und das Arbeitstempo kei-
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§30 Ausschuss für Mutterschutz
(1) Beim Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend wird ein 
Ausschuss für Mutterschutz gebildet, 
in dem geeignete Personen vonseiten 
der öffentlichen und privaten Arbeit-
geber, der Ausbildungsstellen, der Ge-
werkschaften, der Studierendenver-
tretungen und der Landesbehörden 
sowie weitere geeignete Personen, 
insbesondere aus der  Wissenschaft, 
vertreten sein sollen. Dem Ausschuss 
sollen nicht mehr als 15 Mitglieder 
angehören. Für jedes Mitglied ist ein 
stellver tretendes Mitglied zu benen-
nen. Die Mitgliedschaft im Ausschuss 
für Mutterschutz ist ehrenamtlich.

(2) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend beruft 
im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales, 
dem Bundesministerium für Gesund-
heit und dem Bundesministerium für 
Bildung und Forschung die Mitglieder 
des Ausschusses für Mutterschutz und 
die stellvertretenden Mitglieder. Der 
Ausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung und wählt die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden aus seiner 
Mitte. Die Geschäftsordnung und 
die Wahl der oder des Vorsitzenden 
bedürfen der Zustimmung des Bun-
desministeriums für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend. Die Zustim-
mung erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und dem Bundesmini-
sterium für Gesundheit.

ne unverantwortbare Gefährdung 
für die schwangere oder stillende 
Frau oder für ihr Kind darstellen, 
und

9.  Einzelheiten zu Art und Umfang 
der Dokumentation und Infor-
mation nach § 14 anordnen.

 Die schwangere oder stillende Frau 
kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 Buchstabe a jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft wider rufen.

(4) Die Aufsichtsbehörde berät den Ar-
beitgeber bei der Erfüllung seiner 
Pflichten nach diesem Gesetz sowie 
die bei ihm beschäftigten Personen 
zu ihren Rechten und Pflichten nach 
diesem Gesetz; dies gilt nicht für die 
Rechte und Pflichten nach den §§ 18 
bis 22.

(5) Für Betriebe und Verwaltungen im 
Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums der Verteidigung wird die 
Aufsicht nach Absatz 1 durch das 
Bundesministerium der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle in 
eigener Zuständigkeit durchgeführt.

(6) Die zuständigen obersten Landes-
behörden haben über die Überwa-
chungstätigkeit der ihnen unterstell-
ten Behörden einen Jahresbericht zu 
veröffentlichen. Der Jahresbericht 
umfasst auch Angaben zur Erfüllung 
von Unterrichtungspflichten aus in-
ternationalen Übereinkommen oder 
Rechtsakten der Europäischen Union, 
soweit sie den Mutterschutz betreffen.
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(5) Die Bundesministerien sowie die 
obersten Landesbehörden können 
zu den Sitzungen des Ausschusses 
für Mutterschutz Vertreterinnen oder 
Vertreter entsenden. Auf Verlangen 
ist ihnen in der Sitzung das Wort zu 
erteilen.

(6) Die Geschäfte des Ausschusses für 
Mutterschutz werden vom Bundes-
amt für Familie und zivilgesellschaft-
liche Aufgaben geführt.

§31 Erlass von Rechtsverordnungen
Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Folgendes zu 
regeln:

1.  nähere Bestimmungen zum 
Begriff der unverantwortbaren 
 Gefährdung nach § 9 Absatz 2 
Satz 2 und 3,

2.  nähere Bestimmungen zur 
Durchführung der erforderlichen 
Schutzmaßnahmen nach § 9 Ab-
satz 1 und 2 und nach § 13,

3.  nähere Bestimmungen zu Art 
und Umfang der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen nach § 10,

4.  Festlegungen von unzulässigen 
Tätigkeiten und Arbeitsbedingun-
gen im Sinne von § 11 oder § 12 
oder von anderen nach diesem 
Gesetz unzulässigen Tätigkeiten 
und Arbeitsbedingungen,

5.  nähere Bestimmungen zur Doku-
mentation und Information nach 
§ 14,

(3) Zu den Aufgaben des Ausschusses für 
Mutterschutz gehört es,
1.  Art, Ausmaß und Dauer der 

möglichen unverantwortbaren 
Gefährdungen einer schwangeren 
oder stillenden Frau und ihres 
Kindes nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu ermitteln und 
zu begründen,

2.  sicherheitstechnische, arbeitsme-
dizinische und arbeitshygienische 
Regeln zum Schutz der schwange-
ren oder stillenden Frau und ihres 
Kindes aufzustellen und

3.  das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
in allen mutterschutz bezogenen 
Fragen zu beraten.

 Der Ausschuss arbeitet eng mit 
den Ausschüssen nach § 18 Absatz 2 
Nummer 5 des Arbeitsschutzgesetzes 
zusammen.

(4) Nach Prüfung durch das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, durch das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozi-
ales, durch das Bundesministerium 
für Gesundheit und durch das Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung kann das Bundesminis terium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Einvernehmen mit den 
anderen in diesem Absatz genannten 
Bundesministerien die vom Aus-
schuss für Mutterschutz nach Absatz 
3 aufgestellten Regeln und Erkennt-
nisse im Gemeinsamen Ministerial-
blatt veröffentlichen.
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6.  nähere Bestimmungen zur Er-
mittlung des durchschnitt lichen 
Arbeitsentgelts im Sinne der §§ 18 
bis 22 und

7.  nähere Bestimmungen zum erfor-
derlichen Inhalt der Benachrich-
tigung, ihrer Form, der Art und 
Weise der Über mittlung sowie die 
Empfänger der vom Arbeitgeber 
nach § 27 zu meldenden Informa-
tionen.

Abschnitt 6 – Bußgeld vorschriften, 
Strafvorschriften

§32 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-

lich oder fahrlässig
1.  entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch 

in Verbindung mit Satz 4, ent-
gegen § 3 Absatz 2 Satz 1, auch 
in Verbindung mit Satz 2 oder 3, 
entgegen § 3 Absatz 3 Satz 1, § 4 
Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 oder § 5 
Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 1 Satz 1, 
§ 13 Absatz 1 Nummer 3 oder § 16 
eine Frau beschäftigt,

2.  entgegen § 4 Absatz 2 eine Ruhe-
zeit nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig gewährt,

3.  entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 oder 
§ 6 Absatz 2 Satz 1 eine Frau tätig 
werden lässt,

4.  entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit Satz 2, oder 
entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1 eine 
Frau nicht freistellt,

5.  entgegen § 8 oder § 13 Absatz 2 
Heimarbeit ausgibt,

6.  entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 31 Nummer 3, 
eine Gefährdung nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig beurteilt 
oder eine Ermittlung nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig 
durchführt,

7.  entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1, auch 
in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 31 Nummer 
3, eine Schutzmaßnahme nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
festlegt,

8.  entgegen § 10 Absatz 3 eine Frau 
eine andere als die dort bezeich-
nete Tätigkeit ausüben lässt,

9.  entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 31 Nummer 5 
eine Dokumentation nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstellt,

10. entgegen § 14 Absatz 2 oder 3, 
jeweils in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 31 
Nummer 5, eine Information 
nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig gibt,

11. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 
die Aufsichtsbehörde nicht, 
nicht richtig oder nicht recht-
zeitig benachrichtigt,

12. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 2 
eine Information weitergibt,
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Abschnitt 7 –  Schlussvorschriften

§34 Evaluationsbericht
Die Bundesregierung legt dem Deutschen 
Bundestag zum 1. Januar 2021 einen Eva-
luationsbericht über die Auswirkungen 
des Gesetzes vor. Schwerpunkte des Be-
richts sollen die Handhabbarkeit der ge-
setzlichen Regelung in der betrieb lichen 
und behördlichen Praxis, die Wirksamkeit 
und die Auswirkungen des Gesetzes im 
Hinblick auf seinen Anwendungsbereich, 
die Auswirkungen der Regelungen zum 
Verbot der Mehr- und Nachtarbeit sowie 
zum Verbot der Sonn- und Feiertags-
arbeit und die Arbeit des Ausschusses für 
Mutterschutz sein. Der Bericht darf keine 
personenbezogenen Daten enthalten.

13. entgegen § 27 Absatz 2 eine Anga-
be nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig 
macht,

14. entgegen § 27 Absatz 3 eine Unter-
lage nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt oder nicht oder 
nicht rechtzeitig einsendet,

15. entgegen § 27 Absatz 5 eine Unter-
lage nicht oder nicht mindestens 
zwei Jahre aufbewahrt,

16. einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 29 Absatz 3 Satz 1 zuwider-
handelt oder

17. einer Rechtsverordnung nach § 31 
Nummer 4 oder einer vollzieh-
baren Anordnung aufgrund einer 
solchen Rechtsverordnung zuwi-
derhandelt, soweit die Rechtsver-
ordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 5, 
8, 16 und 17 mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, in den übrigen 
Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünf-
tausend Euro geahndet werden. 

§33 Strafvorschriften
Wer eine in § 32 Absatz 1 Nummer 1 
bis 5, 8, 16 und 17 bezeichnete vorsätz-
liche Handlung begeht und dadurch die 
Gesundheit der Frau oder ihres Kindes 
gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
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7.2 Fünftes Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB V) – Auszüge

§24i Mutterschaftsgeld
(1) Weibliche Mitglieder, die bei Arbeits-

unfähigkeit Anspruch auf Kranken-
geld haben oder denen wegen der 
Schutzfristen nach § 3 des Mutter-
schutzgesetzes kein Arbeitsentgelt 
gezahlt wird, erhalten Mutterschafts-
geld. Mutterschaftsgeld erhalten 
auch Frauen, deren Arbeitsverhältnis 
unmittelbar vor Beginn der Schutz-
frist nach § 3 Absatz 1 des Mutter-
schutzgesetzes endet, wenn sie am 
letzten Tag des Arbeitsverhältnisses 
Mitglied einer Krankenkasse waren.

(2) Für Mitglieder, die bei Beginn der 
Schutzfrist vor der Entbindung nach 
§ 3 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes 
in einem Arbeitsverhältnis stehen 
oder in Heimarbeit beschäftigt sind 
oder deren Arbeitsverhältnis nach 
Maßgabe von § 17 Absatz 2 des Mut-
terschutzgesetzes gekündigt worden 
ist, wird als Mutterschaftsgeld das um 
die gesetzlichen Abzüge verminderte 
durchschnittliche kalendertägliche 
Arbeitsentgelt der letzten drei ab-
gerechneten Kalendermonate vor 
Beginn der Schutzfrist nach § 3 Absatz 
1 des Mutterschutzgesetzes gezahlt. 
Es beträgt höchstens 13 Euro für den 
Kalendertag. Für die Ermittlung des 

durchschnittlichen kalendertäg-
lichen Arbeitsentgelts gilt § 21 des 
Mutterschutzgesetzes entsprechend. 
Übersteigt das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt 13 Euro kalendertäglich, 
wird der übersteigende Betrag vom 
Arbeitgeber oder von der für die Zah-
lung des Mutterschaftsgeldes zustän-
digen Stelle nach den Vorschriften 
des Mutterschutzgesetzes gezahlt. Für 
Frauen nach Absatz 1 Satz 2 sowie für 
andere Mitglieder wird das Mutter-
schaftsgeld in Höhe des Krankengel-
des gezahlt.

(3) Das Mutterschaftsgeld wird für die 
letzten sechs Wochen vor dem vor-
aussichtlichen Tag der Entbin-
dung, den Entbindungstag und für 
die ersten acht Wochen nach der 
Entbindung gezahlt. Bei Früh- und 
Mehrlingsgeburten sowie in Fällen, in 
denen vor Ablauf von acht Wochen 
nach der Entbindung bei dem Kind 
eine Behinderung im Sinne von § 2 
Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches 
ärztlich festgestellt und ein Antrag 
nach § 3 Absatz 2 Satz 4 des Mutter-
schutzgesetzes gestellt wird, verlän-
gert sich der Zeitraum der Zahlung 
des Mutterschaftsgeldes nach Satz 1 
auf die ersten zwölf Wochen nach der 
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Entbindung. Wird bei Frühgeburten 
und sonstigen vorzeitigen Entbindun-
gen der Zeitraum von sechs Wochen 
vor dem voraussichtlichen Tag der 
Entbindung verkürzt, so verlängert 
sich die Bezugsdauer um den Zeit-
raum, der vor der Entbindung nicht 
in Anspruch genommen werden 
konnte. Für die Zahlung des Mutter-
schaftsgeldes vor der Entbindung ist 
das Zeugnis eines Arztes oder einer 
Hebamme maßgebend, in dem der 
voraussichtliche Tag der Entbindung 
angegeben ist. Bei Entbindungen 
nach dem voraussichtlichen Tag der 
Entbindung verlängert sich die Be-
zugsdauer bis zum Tag der Entbin-
dung entsprechend. Für Mitglieder, 
deren Arbeitsverhältnis während 
der Schutzfristen nach § 3 des Mut-
terschutzgesetzes beginnt, wird das 
Mutterschaftsgeld von Beginn des 
Arbeitsverhältnisses an gezahlt.

(4) Der Anspruch auf Mutterschaftsgeld 
ruht, soweit und solange das Mitglied 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt, 
Arbeitseinkommen oder Urlaubs-
abgeltung erhält. Dies gilt nicht für 
einmalig gezahltes Arbeitsentgelt.
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Stichwortverzeichnis 

A
Adoptivmütter   14
Akkordarbeit   32, 47, 61, 73, 87, 89
Alleinarbeit   25 ff., 45 f., 79, 81 f., 96 f.
Arbeitgeber/Arbeitgeberin

Verantwortung   84
den Arbeitgeber/die Arbeitgeberin informieren   14, 18, 24

Arbeitgeberzuschuss   5, 33, 40, 51, 54–57, 59, 62 f., 65, 92
Mutterschaftsgeld   5, 40, 51 f., 54 ff., 58 ff., 63, 65, 92 f., 102 f.
während der Schutzfristen   40, 50, 54 ff., 92, 103

arbeitnehmerähnliche
Personen   13, 50
Selbstständige   13, 50

Arbeitnehmerin → Beschäftigte
Arbeitsbedingungen   5, 7, 14, 16, 20, 26, 28–31, 33, 36, 

42, 46, 49, 71 f., 83–90, 95 f., 97, 99, 110 f.
Arbeitsentgelt   5, 37, 53 ff., 57 f., 60–65, 79, 91–94, 100, 102 f.
Arbeitslose

Arbeitslosengeld I   60
Bürgergeld   60

Arbeitslosengeld   60
Arbeitslosenversicherung   52
Arbeitsplatzwechsel   34 f., 37, 48, 53, 61, 89, 111

Entgeltfortzahlung   36 f., 48
Arbeitsunfähigkeit   36, 56, 102
Arbeitsunterbrechung   7, 28, 34, 46, 54, 83, 111

Stichwortverzeichnis 
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Arbeitsvertrag
Ausbildungsverhältnis   10, 11
Befristeter   59
Frauen ohne Erwerbstätigkeit   59 f.
geringfügige Beschäftigung, Minijob   9, 49, 58
Probearbeitsverhältnis   10, 69
Teilzeit   9, 62 f., 66, 76, 93 f.
Weiterbeschäftigung   6 f., 36, 38, 60, 64, 111

Arbeitszeiten   21 f., 24 f., 36, 43–46, 80
Aufsichtsbehörde   12, 20, 25–28, 33, 35, 42, 47 ff., 

71 f., 74, 76, 95–98, 100, 110
behördliches Genehmigungsverfahren   49, 76, 96
Beschäftigungsverhältnis   55
Mitteilung an die   20, 42
Zustimmung der   70

Ausbildungsverhältnis   10, 11
Ausruhen   7, 28, 83
Ausschluss   29, 33

unverantwortbare Gefährdung   25, 27, 29, 31 f.

B
Beförderungsmittel   32, 87
befristete Verträge   59
Behinderung

Frauen mit   11, 77
Kind mit   38, 39, 75, 80, 102

Beschäftigte   5, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 17, 22, 26, 32, 33, 35, 36, 40, 
42, 46, 48, 49, 52, 54, 58, 60, 62, 63, 64, 65, 66, 76, 111

Beschäftigungsverbote   5, 33, 34, 35, 37, 47, 52, 60, 64, 65, 94
Beschäftigungsverhältnis   4, 8, 9, 10, 12, 48, 49, 52, 53, 54, 55, 56, 

58, 59, 61, 62, 68, 69, 77, 78, 92, 93
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Stichwortverzeichnis 

Bewerbung   19
Bildschirmarbeit   34
Bundesamt für Soziale Sicherung   56, 58, 59, 92

D
Druckluft   32, 86, 88

E
Elterngeld   41, 57, 63, 66, 93
Elternzeit   9, 41, 62 ff., 66 ff., 93 f.

erneute Schwangerschaft in der Elternzeit   62
Entgelt   22, 37, 44 f., 51 f., 55, 63, 87, 89, 94 f.

Entgeltersatz → Mutterschaftsgeld
Entgeltfortzahlung → Mutterschutzlohn

Entwicklungshelferinnen   12, 77
Erholungsurlaub   64, 94
Erschütterungen   31, 86
Erwerbstätigkeit   4, 12, 50, 59 f., 62

Frauen ohne   59 f.

F
Fehlgeburt   15, 39 f., 68 ff., 75, 91
Feiertagsarbeit   81, 101
Fließbandarbeit   47, 61
Freistellung   7, 21 f., 43 f., 46, 53, 72, 82, 94, 97, 111
Freiwillige   11, 77

Bundesfreiwilligendienstgesetz   11, 77 f.
Jugendfreiwilligendienstegesetz   11, 77 f.

Frühgeburt   38 f., 80, 103

G
Gefährdung   5, 7 f., 13, 15, 25, 27, 29–33, 36, 46, 

71, 73, 77, 81–90, 96–100
Ausschluss   29
unverantwortbare Gefährdung   25, 27, 31 ff., 35, 46, 49, 73, 

81–89, 96 ff.
Gefahrstoffe   15, 31, 46, 84 f., 87 f.
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Genehmigung   26 f., 96
Aufsichtsbehörde   12, 20, 25–28, 33, 35, 42, 47 ff., 

71 f., 95–98, 100, 110
behördliches Genehmigungsverfahren   49, 76

H
Heimarbeit   13, 17, 45, 49, 77, 79, 82, 89, 91, 94 f., 100, 102
Hitze   31, 86
Hocken   32, 87

I
Insolvenz   59, 69, 93

K
Kälte   31, 86
Krankengeld   56–60, 102
Krankentagegeld   50, 54, 57 f., 60
Kündigung   69, 91
Kündigungsverbot   69 f., 91

Ausnahmen vom Kündigungsverbot   70
Zustimmung der Aufsichtsbehörde   70

L
Lärm   31, 86
Lasten   31, 87, 92

M
Mehrarbeit   22 f., 61, 72, 76, 80, 97
Mehrlingsgeburten   38 f., 80, 102
Mutterschaftsgeld   5, 40, 51 f., 54–60, 62 f., 65, 92 f., 102 f.

Abgaben   53, 57
Arbeitgeberzuschuss   5, 33, 35, 40, 51 f., 54–59, 62 f.
Insolvenz   59, 69
privat krankenversichert   60
Voraussetzungen   25 f., 66, 69, 78, 81, 96

Mutterschutzgesetz   4 f., 8–15, 17, 22, 25, 29, 31, 33, 35 f., 38, 41, 
43, 50, 63, 65, 68 f., 71 f., 75, 77, 102 f., 110

Mutterschutzlohn   35, 37, 48, 51–54, 91
Entgeltfortzahlung   36 f., 48



108

Stichwortverzeichnis 

N
Nachtarbeit   26, 61, 72, 81, 97, 101
Nässe   31, 86

O
Ordnungswidrigkeit   72, 95, 101

P
Pausen   7, 28, 34, 83
Praktikantinnen   11 f., 77 f.
privat krankenversicherte Beschäftigte   60
Probearbeitsverhältnis   10, 69

R
Rentenversicherung   9

S
Schülerinnen   6, 11 f., 48 f., 60, 68, 75, 78
Schutzfrist   9, 15, 38–41, 48, 54 ff., 59, 66, 68, 

75, 79 f., 91 f., 102, 111
Schutzfristen   37 f., 40 f., 50 f., 53–57, 59, 64, 79, 91 f., 102 f.

Entgeltersatz   40, 51, 54
vor und nach der Entbindung   56, 79, 92

Schwangerschaftsabbruch   15
Selbstständige

Mutterschaftsgeld   55 f., 58 ff., 103
Sonderleistungen   65

13. Monatsgehalt   65
Sonntagsarbeit   76
ständig stehen   87
Stillen   4, 6 f., 10, 12, 14–17, 19, 23, 41–44, 51, 53, 

72, 82, 94, 97, 110 f.
Freistellungen zum Stillen   43
Stillzeit   4, 5, 7, 13 f., 19, 21, 41–47, 53, 77, 82 f., 94, 111

Straftat   6, 72, 95
Strahlen   15
Studentinnen   6, 11 f., 44, 48 f., 58, 60, 68, 75, 78
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T
Teilzeitbeschäftigte   9, 62 f., 66, 93 f.
Tod des Kindes   15, 39 f. 
Totgeburt   15, 38 ff.

U
U2-Verfahren/Umlageverfahren   33, 35, 40, 52, 54, 63
Untersuchungen   7, 21, 34, 43, 53, 82, 94, 111
Unverantwortbare Gefährdungen   16, 18, 27, 29, 31, 33 ff., 

83 f., 99, 110
Ausschluss von   29, 33

Urlaub   64, 67, 94

V
Verträge   65

Ausbildungsverhältnis   10 f.
befristete   59

Vorsorgeuntersuchungen   51, 111

W
Weiterbeschäftigung   6 f., 36, 38, 60, 64, 111
wirtschaftlich Unselbstständige   13, 50, 77, 79

Selbstständige   60

Z
Zustimmung der Aufsichtsbehörde

Kündigung   59, 68 ff., 91 f.
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Checkliste

1 Vor der Schwangerschaft

 ◎ Erstellung der Mutterschutzgefährdungsbeurteilung im 
Rahmen einer allgemeinen arbeitsschutzrechtlichen 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen. Prüfung von Gefähr-
dungen, denen eine schwangere oder stillende Frau oder 
deren Kind ausgesetzt ist oder sein kann, sowie Ermittlung 
der Erforderlichkeit mutterschutzrechtlicher Schutzmaß-
nahmen

 ◎  Aushängen beziehungsweise Auslegen des Mutterschutzge-
setzes oder Gewährung elektronischer Einsicht bei Beschäfti-
gung von dauerhaft mehr als drei Frauen

 ◎ Information der Belegschaft über die Ergebnisse der 
Gefährdungs beurteilung

2 Während der Schwangerschaft

 ◎ Mitteilung der Schwangerschaft an die zuständige Aufsichts-
behörde 

 ◎ Information der Mitarbeiterin über die Gefährdungsbeurtei-
lung an ihrem Arbeitsplatz und die mutterschutzrechtlich 
erforderlichen Maßnahmen 

 ◎ Angebot eines individuellen Informations- und Planungs-
gesprächs an die Mitarbeiterin unterbreiten
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 ◎ Umsetzung von Schutzmaßnahmen (Anpassung der 
Arbeits bedingungen, gegebenenfalls Arbeitsplatzwechsel) 
auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung

 ◎ Gewährung von Ruhemöglichkeiten, kurzen Arbeits-
unterbrechungen und Freistellungen für erforderliche 
Vorsorgeuntersuchungen 

 ◎ Besonderen Kündigungsschutz ab Beginn der Schwanger-
schaft beachten 

 ◎ Keine Beschäftigung der Mitarbeiterin ab sechs Wochen 
vor dem voraussicht lichen Geburtstermin (Schutzfrist vor der 
Entbindung); Weiterbeschäftigung auf eigenen Wunsch 
der Mitarbeiterin jedoch möglich 

3 Nach der Geburt

 ◎ In der Regel acht Wochen, in besonderen Fällen 
zwölf  Wochen nach der Geburt, keine Beschäftigung 
der Mitarbeiterin (Schutzfrist nach der Entbindung) 
auch nicht auf eigenen Wunsch 

 ◎ Rückkehrgespräch mit der Beschäftigten 

 ◎ Umsetzung der in der Stillzeit erforderlichen 
 Schutzmaßnahmen

 ◎ Gewährung von Ruhe- und Stillmöglichkeiten, kurzen 
Arbeitsunterbrechungen und gegebenenfalls Freistellungen 
zum Stillen und Untersuchungen beachten
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